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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und des 
Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordnete 
Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Zu welchen Ergebnissen führte der Tagesord-
nungspunkt „Umgang mit Sammlungsgut aus ko-
lonialen Kontexten in europäischen Sammlun-
gen“ auf der Sitzung des EU-Kultur- und Medi-
enministerrats am 27. November 2018, und wel-
che konkreten Schlussfolgerungen zieht die Bun-
desregierung daraus für den Umgang mit Kultur-
gütern aus kolonialen Kontexten auf nationaler 
und europäischer Ebene? 

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien Staatsministerin Monika Grütters 
vom 4. Dezember 2018 

Der angemessene Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten 
ist ein zentrales Ziel der Bundesregierung. Bereits im Koalitionsvertrag 
vom 12. März 2018 bekennen sich CDU, CSU und SPD zur Aufarbei-
tung der Provenienzen von Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten. 

Aufgrund der europäischen Relevanz hat die Bundesregierung dieses 
Thema auf der vergangenen Ratstagung Kultur in Brüssel aufgegriffen 
und einen Austausch dazu angeregt. Staatsministerin Prof. Monika Grüt-
ters hat dabei über Aktivitäten in Deutschland berichtet und zugleich da-
rauf hingewiesen, dass der europäische Kontinent von dieser Frage in 
seiner Gesamtheit betroffen sei. Denn Museen in ganz Europa beherber-
gen ethnologische oder naturkundliche Objekte sowie menschliche 
Überreste, die zu Kolonialzeiten verbracht wurden oder bspw. über den 
Handel in die Sammlungen gekommen sind. 

 
2. Abgeordneter 

Dr. Wieland 
Schinnenburg 
(FDP) 

Welche Maßnahmen wurden und werden nach
Kenntnis der Bundesregierung insgesamt und in
den einzelnen Ländern getroffen, um die Bei-
tragserhebung der Rundfunkgebühren für Zweit-
wohnsitze zu beenden und diese Gebühren zu-
rückzuerstatten, da Rundfunkbeiträge für Zweit-
wohnsitze nach Urteil des Bundesverfassungsge-
richts verfassungswidrig sind (1 BvR 1675/16,
1 BvR 961/17, 1 BvR 836/17, 1 BvR 745/17)? 

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien Staatsministerin Monika Grütters 
vom 30. November 2018 

Die Zuständigkeit für den inländischen Rundfunk einschließlich seiner 
Finanzierung durch den Rundfunkbeitrag obliegt nach der grundgesetz-
lichen Kompetenzverteilung den Ländern. Das Bundesverfassungsge-
richt hat den zuständigen Ländern in seinem Urteil zur Verfassungsmä-
ßigkeit des Rundfunkbeitrages vom 18. Juli 2018 aufgegeben, bis zum 
30. Juni 2020 eine Neuregelung zu den gesetzlichen Bestimmungen zur 
Beitragspflicht für Zweitwohnungen zu treffen. 
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Nach Kenntnis der Bundesregierung können Inhaber von Zweiwohnun-
gen bereits einen Antrag auf Befreiung von der Rundfunkgebühr beim 
zuständigen „ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice“ stellen. In-
wieweit hierbei auch eine rückwirkende Erstattung berücksichtigt wird, 
liegt ebenfalls in der alleinigen Zuständigkeit der Länder. Der Beitrags-
service hat auf seinem Internetauftritt Informationen für Inhaber von Neben-
wohnungen zusammengestellt: www.rundfunkbeitrag.de/buergerinnen_ 
und_buerger/informationen/informationen_zu_nebenwohnungen/index_ 
ger.html. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 

3. Abgeordneter 
Dr. Danyal Bayaz 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Woran macht die Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) fest, dass deutsche Ban-
ken nicht genug gegen interne Pannen und Ha-
ckerangriffe unternehmen (www.handelsblatt.com/
23657656.html), und was plant die BaFin konkret
(Maßnahmen und Zeithorizont)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christine Lambrecht 
vom 29. November 2018 

Die BaFin stützt ihre Erkenntnisse auf Ergebnisse aufsichtlicher Prüfun-
gen sowie auf Informationen aus Meldungen von beaufsichtigten Insti-
tuten über schwerwiegende IT- und Cyber-Sicherheitsvorfälle aufgrund 
entsprechender Meldeverpflichtungen nach dem Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetz (ZAG). 

Die BaFin hat 2017 das Rundschreiben „Bankaufsichtliche Anforderun-
gen an die IT (BAIT)“ als Konkretisierung des Rundschreibens „Min-
destanforderungen an das Risikomanagement – MaRisk“ erlassen. Die 
Einhaltung dieser Anforderungen wird im Rahmen aufsichtlicher Prü-
fungen fortlaufend überwacht. Hierfür wurde Anfang 2018 der Bereich 
der IT-Aufsicht in der BaFin organisatorisch und personell verstärkt. 

Aktuell prüft die BaFin gemeinsam mit der Deutschen Bundesbank 
Wege der Implementierung eines nationalen Rahmenwerks für die 
Durchführung sogenannter bedrohungsgeleiteter Penetrationstests („Cy-
ber-Stresstests“) als aufsichtliches Instrument für den Finanzsektor. Da-
bei orientiert sie sich an dem TIBER-Rahmenwerk der EZB sowie an 
den „G-7 Fundamental Elements for Threat-Led Penetration Testing“. 
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4. Abgeordneter 
Fabio De Masi 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
das Volumen in Euro der in den letzten zehn Jah-
ren jeweils beantragten und erfolgten Erstattung
von Kapitalertragsteuer in Fällen mit Bezug zu
American Depository Receipts (www.tagesschau.
de/wirtschaft/steuerraub-101.html) bzw. falls sol-
che Daten nicht im Detail vorliegen, wie ist dies
in Anbetracht des automatisierten Erstattungsver-
fahrens zu begründen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christine Lambrecht 
vom 3. Dezember 2018 

Der Bundesfinanzverwaltung liegen zum Gesamtvolumen der beantrag-
ten oder erfolgten Erstattung von Kapitalertragsteuer auf der Grundlage 
von American Depository Receipts (ADR) der letzten zehn Jahre keine 
Daten vor. 

 
5. Abgeordneter 

Matthias Höhn 
(DIE LINKE.) 

Wie viele Verträge mit welchem Auftragsvolu-
men hat die Bundesregierung seit 1. Januar 2014 
mit externen Dritten für Beratungs- und Unter-
stützungsleistungen geschlossen (inklusive nach-
geordneten Behörden und Gesellschaften in Ver-
antwortung der Ministerien)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 5. Dezember 2018 

Im für die Beantwortung zur Verfügung stehenden Zeitrahmen konnten 
durch die Ressorts 3 804 Verträge mit einem Auftragsvolumen in Höhe 
von insgesamt 716 395 T Euro erhoben werden, die im nachgefragten 
Zeitraum mit externen Dritten für Beratungs- und Unterstützungsleistun-
gen abgeschlossen worden sind. Wegen der Kürze der für die Beantwor-
tung zur Verfügung stehenden Zeit ist das Ergebnis der Ressortabfrage 
mit erheblicher Unsicherheit behaftet. 
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6. Abgeordnete 
Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wann wird die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben abschließend geklärt haben, ob, und falls
ja, in welchem Umfang ein Verkauf weiterer
Mehrfamilienhäuser am Tormin- und am Köhl-
weg in Münster an die städtische Wohnungsbau-
gesellschaft Wohn+Stadtbau in Betracht kommt
und ob der Bund für diese Liegenschaften Eigen-
bedarf anmeldet? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 7. Dezember 2018 

Die im Eigentum der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben stehenden 
Einfamilienreihenhäuser im Tormin-/Köhlweg in Münster – es handelt 
sich dabei nicht um Mehrfamilienhäuser – werden zur Deckung von 
Bundesbedarf benötigt. Insoweit ist hier keine Veräußerung an die städ-
tische Wohnungsbaugesellschaft Wohn+Stadtbau GmbH vorgesehen. 

 
7. Abgeordneter 

Christian Kühn 
(Tübingen) 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Verkäufe von Liegenschaften der Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben wurden im
Rahmen von Share Deals getätigt, und wie hoch
schätzt die Bundesregierung die dadurch erstan-
denen steuerlichen Mindereinnahmen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 30. November 2018 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben hat keine ehemaligen Bun-
desimmobilien in Form sogenannter Share-Deals veräußert. 

 
8. Abgeordnete 

Caren Lay 
(DIE LINKE.) 

Welche Liegenschaften in Hamburg plant die
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA)
2019 zu veräußern? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 6. Dezember 2018 

Das Verkaufsportfolio der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BImA) für das Jahr 2019 der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) 
steht derzeit noch nicht fest. Die BImA stimmt mit der FHH ab, welche 
der im Eigentum der BImA stehenden und entbehrlichen Liegenschaften 
verkauft werden sollen. Ziel soll es sein, zunächst diejenigen Liegen-
schaften zu aktivieren, die für den Wohnungsbau geeignet sind. 
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9. Abgeordneter 
Gerald Ullrich 
(FDP) 

Was unternimmt die Bundesregierung, um nach
dem Scheitern der Verhandlungen im Vermitt-
lungsausschuss zwischen Rat und Europäischem 
Parlament am 19. November 2018 zum EU-
Haushalt 2019 auf dessen Verabschiedung vor
Jahresende hinzuwirken, und sollten aus Sicht der
Bundesregierung im laufenden Jahr nicht abgeru-
fene Mittel für Zahlungen aus dem diesjährigen
EU-Haushalt in den EU-Haushalt des Folgejahres 
übertragen werden können (bitte begründen)? 

 
10. Abgeordneter 

Gerald Ullrich 
(FDP) 

Was hat aus Sicht der Bundesregierung eine Eini-
gung im Vermittlungsausschuss zwischen Rat 
und Europäischem Parlament am 19. November 
2018 zum EU-Haushalt 2019 verhindert, und ha-
ben aus Sicht der Bundesregierung insbesondere
Differenzen betreffend der Auslegung von VER-
ORDNUNG (EU, Euratom) 2018/1046 DES EU-
ROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RA-
TES vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsord-
nung für den Gesamthaushaltsplan der Union, zur
Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013,
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) 
Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/
2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und 
des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Auf-
hebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/
2012 bezüglich der Übertragbarkeit von bestimm-
ten im laufenden Jahr nicht abgerufene Mittel für
Zahlungen aus dem diesjährigen EU-Haushalt in 
den EU-Haushalt des Folgejahres zum Scheitern
der Verhandlungen geführt? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 30. November 2018 

Die beiden Fragen werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemein-
sam beantwortet. 

Die Bundesregierung teilt das Interesse der Europäischen Kommission, 
des Europäischen Parlaments und des Rates innerhalb diesen Jahres zu 
einer Einigung über den EU-Haushalt 2019 zu gelangen. In diesem 
Sinne führt sie auf verschiedenen Ebenen fortlaufend Gespräche mit der 
Ratspräsidentschaft und der Europäischen Kommission, um die Ver-
handlungen zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. 

Eine Einigung im Vermittlungsausschuss zwischen Europäischem Par-
lament und Rat ist insbesondere an der Frage, ob eine Wiedereinsetzung 
von eigentlich verfallenden Mitteln gemäß Artikel 15 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU, Euratom) 2018/1046 (EU-Haushaltsordnung) erfolgen 
solle, gescheitert. 
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Bei dem Streitpunkt handelte es sich aber nicht um eine rechtliche Aus-
legungsfrage. Umstritten ist zwischen Rat und Europäischem Parlament 
(EP) die haushaltspolitische Zweckmäßigkeit dieses Instruments für das 
kommende Haushaltsjahr, dessen Nutzung im politischen Ermessen von 
Parlament und Rat liegt. 

Artikel 15 Absatz 3 der EU-Haushaltsordnung erlaubt es EP und Rat, 
Mittel für Verpflichtungen, die sich aus einer aufgehobenen Mittelbin-
dung ergeben, weil das betreffende Forschungsprojekt nicht oder nur 
teilweise umgesetzt wurde, im Rahmen des Haushaltsverfahrens wieder 
in das zugehörige Forschungsprogramm oder in dessen Nachfolgepro-
gramm einzusetzen. 

Im Gegensatz zu einer normalen Budgetierung von Mitteln für Ver-
pflichtungen für Forschung im Gesamthaushaltsplan der EU führt eine 
Wiedereinsetzung nach Artikel 15 Absatz 3 der EU-Haushaltsordnung 
zu einer Budgetierung von Verpflichtungsermächtigungen außerhalb der 
Obergrenzen des mehrjährigen Finanzrahmens der EU des Folgejahres. 

Außerdem beruht die Planbarkeit der EU-Ausgaben auch auf einer strin-
genten Handhabung von Mittelbindungsfristen. Ausnahmen vom 
Grundsatz, dass Verpflichtungen, die die EU z. B. im Rahmen von För-
derzusagen eingegangen ist, nach einer bestimmten Frist verfallen, soll-
ten daher möglichst zurückhaltend angewendet werden. 

Die Kommission hatte die Anwendung dieser Vorschrift in einem Kom-
promissvorschlag einen Tag vor Beginn des ECOFIN und der Vermitt-
lungsausschusssitzung vorgeschlagen. Während der Rat den Rückgriff 
auf die genannte Norm jedenfalls für den kommenden Haushalt ab-
lehnte, sich gleichzeitig jedoch bereit erklärte, Mittel für Verpflichtun-
gen in den für das Europäische Parlament prioritären Bereichen regulär 
aufzustocken, beharrte das Europäische Parlament auf einer zumindest 
teilweisen Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 der EU-Haushaltsord-
nung und lehnte Kompromissangebote von Seiten des Rates ab. 

 
11. Abgeordneter 

Dr. Harald Weyel 
(AfD) 

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung
das Gesamtvolumen der von deutschen Gläubi-
gern gehaltenen italienischen Staatsanleihen, und
wer sind die Hauptgläubiger? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn 
vom 29. November 2018 

Gemäß der Statistik über Wertpapierinvestments der Deutschen Bundes-
bank halten inländische Deponenten per Ende August 2018 italienische 
Staatsanleihen im Kurswert von rund 58,8 Mrd. Euro. Hierunter sind 
Banken (einschließlich Geldmarktfonds) mit rund 28,8 Mrd. Euro, In-
vestmentvermögen mit rund 21,1 Mrd. Euro, Versicherungsgesellschaf-
ten mit rund 7,0 Mrd. Euro und Altersvorsorgeeinrichtungen mit rund 
1,2 Mrd. Euro die größten Deponentensektoren. Eine Aufstellung über 
einzelne Investoren ist nicht verfügbar. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern, 
für Bau und Heimat 

12. Abgeordnete 
Canan Bayram 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung
ergreifen, um in Deutschland lebende Vietname-
sen zu schützen vor Repressionen vietnamesi-
scher – auch hierzulande tätiger – Geheimdienste,
etwa abermals Entführung, tätliche Todesdrohun-
gen und Cyberangriffe wie gegen den vietname-
sischen Journalisten Trung Lhoa Le in Berlin
(rbb-online 30. Oktober 2018, www.rbb24.de/
politik/beitrag/2018/10/vietnamesische-dissidenten- 
berlin-trung-khoa-le.html) sowie von diesem be-
fürchtete Todesgefahr bei nötigem Betreten von 
der Botschaft (wie z. B. der Saudi Kashoggi an-
dernorts), und wie wird die Bundesregierung bei 
ihren Gegenmaßnahmen – über ihre Antwort vom 
15. Dezember 2017 auf Frage 11 in Bundestags-
drucksache 19/317 hinaus – angesichts der neuer-
lichen vietnamesischen Drohungen gegen Men-
schen in Deutschland nun ihre sehr engen und
vertrauten Beziehungen v. a. von BND, BKA und 
Bundespolizei mit vietnamesischen Geheim-
diensten und Sicherheitsministerien nutzen, wel-
che die Bundesregierung einräumte in ihrer Ant-
wort vom 4. Oktober 2018 auf diesseitige An-
frage (Bundestagsdrucksache 19/4747)? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 6. Dezember 2018 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zur Schriftlichen Frage 
des Abgeordneten Dr. von Notz auf Bundestagsdrucksache 19/5440 
(Nr. 27) sowie auf dessen Schriftliche Frage, Arbeitsnummer Nr. 11/398 
die am 4. Dezember 2018 beantwortet wurde. Auch weiterhin liegen der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse zu einer etwaigen konkreten Ge-
fährdung von in Deutschland lebenden regimekritischen vietnamesi-
schen Staatsangehörigen im Sinne der Fragestellung vor. 

Zur zweiten Teilfrage teilt die Bundesregierung mit, dass sie weiterhin 
die ihr zur Verfügung stehenden Gesprächskanäle nutzt, um der vietna-
mesischen Regierung unmissverständlich ihre Haltung zu jeglichen ge-
gen in Deutschland lebende Vietnamesen gerichtete Aktivitäten zu ver-
deutlichen. In diesem Zusammenhang stellt die Bundesregierung klar, 
dass Ihre Interpretation der zitierten Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 19/ 
4747 im Hinblick auf vermeintliche enge Beziehungen von Bundesbe-
hörden zu vietnamesischen Behörden nicht zutreffend ist. 
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13. Abgeordnete 
Dr. Anna 
Christmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Mit welcher konkreten Einsetzungsstrategie
(Zeitplan, Zusammensetzung, Aufgaben) plant 
die Bundesregierung, die im Koalitionsvertrag
zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarte Exper-
tenkommission zum Thema „Bürgerbeteiligung“
und „Elementen (…) direkter Demokratie“ (Ab-
schnitt XIII, Zeilen 7727-7734) umzusetzen, und 
welche der vom Unterausschuss Bürgerschaftli-
ches Engagement des Ausschusses für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen Bun-
destages am 26. September 2018 verabschiedeten 
Empfehlungen (UA-Drs. 19/001) wird sie dabei 
aufgreifen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Teichmann 
vom 5. Dezember 2018 

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass eine Expertenkommission einge-
setzt werden soll, „die Vorschläge erarbeiten soll, ob und in welcher 
Form unsere bewährte parlamentarisch-repräsentative Demokratie durch 
weitere Elemente der Bürgerbeteiligung und direkter Demokratie er-
gänzt werden kann. Zudem sollen Vorschläge zur Stärkung demokrati-
scher Prozesse erarbeitet werden“. 

Die Bundesregierung hat mit den notwendigen organisatorischen und in-
haltlichen Vorarbeiten zur Einsetzung der Expertenkommission „Di-
rekte Demokratie und Bürgerbeteiligung“ begonnen. 

Die Federführung wurde dem Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat und dem Bundesministerium für Justiz und Verbraucher-
schutz gemeinsam übertragen. Zurzeit erfolgt die Abstimmung zwischen 
beiden Häusern. 

Welche Empfehlungen der Stellungnahme des Unterausschusses Bür-
gerschaftliches Engagement aufgegriffen werden können, ist noch nicht 
entschieden. 

 
14. Abgeordnete 

Britta Katharina 
Dassler 
(FDP) 

Kann die Bundesregierung bzw. das Bundesinsti-
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung auf
Grund des engen Zeitplans des Programms zur
Sanierung kommunaler Einrichtungen 2018 im
Förderbereich Projektaufruf 2018 SJK III die 
Förderunschädlichkeit der Ausschreibungen der 
Stadt Landshut zur Sanierung der Eishalle I aner-
kennen, und wenn nicht, warum nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz 
vom 29. November 2018 

Die Bundesregierung bzw. das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung kann 
zur Förderunschädlichkeit einer Ausschreibung der Stadt Landshut 
keine konkreten Aussagen machen. 
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Sofern die Förderauswahl stattgefunden hat, kann die ausgewählte Kom-
mune einen vorzeitigen Maßnahmenbeginn beantragen. Die Förderaus-
wahl für die dritte Fördertranche im Förderprogramm „Sanierung kom-
munaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Kultur und Jugend“ für 
den Förderzeitraum 2019 bis 2023 wurde noch nicht durchgeführt. Die 
zusätzliche Frist zur Einreichung von Projektskizzen endet am 19. De-
zember 2018. Die Auswahlentscheidung durch den Bund wird im Früh-
jahr 2019 getroffen. 

Allgemein kann auf Grundlage des Zuwendungs- und Haushaltrechts 
des Bundes mitgeteilt werden, dass grundsätzlich für eine Projektförde-
rung nur dann eine Zuwendung gewährt werden kann, wenn mit dem 
Projekt/der Maßnahme noch nicht begonnen wurde. Maßnahmenbeginn 
ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden 
Lieferungs- und Leistungsvertrages. Bei einer Baumaßnahme gelten als 
Beginn der Maßnahmen nicht die Planung (bis zur Leistungsphase 4), 
Baugrunduntersuchung sowie der Grunderwerb und das Herrichten des 
Grundstücks. 

 
15. Abgeordnete 

Britta Katharina 
Dassler 
(FDP) 

Wie hoch ist die Anzahl der Anträge auf Entschä-
digung nach dem Doping-Opfer-Hilfe-Gesetz, 
und sieht die Bundesregierung die (fachärztli-
chen) Prüfverfahren für ausreichend, um Miss-
brauch auszuschließen, etwa durch vorsätzlich
dopende Sportlerinnen und Sportler? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Mayer 
vom 30. November 2018 

Bisher wurden 925 Anträge auf finanzielle Hilfe nach dem Zweiten Do-
pingopfer-Hilfegesetz (DOHG 2) gestellt (Stichtag: 27. November 
2018). 

Die Bundesregierung hält die (fachärztlichen) Prüfverfahren für ausrei-
chend: Nach dem DOHG 2 haben DDR-Dopingopfer einen Anspruch 
auf eine einmalige finanzielle Hilfe in Höhe von 10 500 Euro, die erheb-
liche Gesundheitsschäden erlitten haben, weil ihnen als Hochleistungs-
sportlern oder -nachwuchssportlern der ehemaligen DDR ohne ihr Wis-
sen oder gegen ihren Willen Dopingsubstanzen verabreicht worden sind; 
oder ihrer Mutter während der Schwangerschaft unter denselben Bedin-
gungen Dopingsubstanzen verabreicht worden sind. Hochleistungs-
sportler oder -nachwuchssportler, die als Erwachsene wissentlich gedopt 
haben, erhalten keine finanzielle Hilfe; nur wenn diese als Kinder auch 
unwissentlich gedopt wurden und der erhebliche Gesundheitsschaden in 
diesem Zeitraum begründet wurde, besteht ein Anspruch (Gesetzesbe-
gründung zu § 6 Absatz 3, Drucksache 18/8040). 
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Dem Antrag an das Bundesverwaltungsamt (BVA) sind folgende Unter-
lagen beizufügen: 

1. Unterlagen zum Nachweis, dass es sich bei den Antragstellern um 
Hochleistungssportler oder -nachwuchssportler der ehemaligen 
DDR handelt. Dies kann beispielsweise erfolgen durch beglaubigte 
Kopien der Schulzeugnisse der Kinder- und Jugendsportschulen 
(KJS) bzw. beglaubigte Urkunden, die Vorlage von DDR-Bestenlis-
ten bzw. anderer öffentlich zugänglicher Informationsquellen. Mög-
lich sind daneben Zeugenaussagen und Erklärungen ehemaliger 
Mitsportler, Trainer oder Personen aus dem Familienkreis. 

2. Eine eigenhändig unterzeichnete Erklärung der Antragsteller oder 
eine entsprechende Erklärung der Mutter, durch wen und in wel-
chem Zeitraum ihnen Dopingsubstanzen ohne ihr Wissen oder ge-
gen ihren Willen verabreicht wurden. Gemäß § 4 Absatz 2 Nr. 2 
DOHG 2 ist für die Geltendmachung des Anspruchs auf finanzielle 
Hilfe eine Eigenerklärung der Dopingopfer ausreichend, weil eine 
Überprüfung der damaligen Vergabepraxis im jeweiligen Einzelfall 
aus heutiger Sicht nicht möglich ist. Das BVA überprüft die Eigen-
erklärung, soweit erforderlich unter Einbeziehung allgemein zu-
gänglicher Quellen, auf Schlüssigkeit und Widerspruchsfreiheit. Für 
Zweifelsfälle enthält § 6 Absatz 3 DOHG 2 eine Beweiserleichte-
rung für minderjährige Sportlerinnen und Sportler in Hinblick da-
rauf, dass die Anspruchsberechtigung einen fehlenden Vorsatz be-
züglich der leistungssteigernden Wirkung der Dopingmittel voraus-
setzt. Bei minderjährigen Sportlerinnen und Sportlern ist im Zweifel 
vom Nichtwissen auszugehen, da ihnen gegenüber regelmäßig die 
Legende der Versorgung mit Vitaminen und Mineralstoffen ver-
wendet wurde und der Kreis der Eingeweihten bewusst klein gehal-
ten wurde (Gesetzesbegründung zu § 6 Absatz 3, Drucksache 
18/8040). 

3. Ein fachärztliches Gutachten, in dem Art und Ursache des erhebli-
chen Gesundheitsschadens unter Angabe der verabreichten Doping-
substanz, sofern bekannt, festgestellt und begründet werden. Der 
durch Dopingsubstanzen erlittene Gesundheitsschaden muss gemäß 
§ 2 Absatz 1 DOHG 2 ein erheblicher sein, um einen Anspruch nach 
dem DOHG 2 zu begründen. Psychische Schäden kommen dann als 
erheblicher Gesundheitsschaden in Betracht, wenn diese Folge eines 
physischen Gesundheitsschadens sind oder die überwiegende Wahr-
scheinlichkeit eines Ursachenzusammenhangs zwischen der Do-
pingverabreichung und der erlittenen psychischen Erkrankung 
durch einen Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie festgestellt 
wurde. 

4. Für den ursächlichen Zusammenhang zwischen Dopingverabrei-
chung und Gesundheitsschaden reicht aus Gründen der Beweiser-
leichterung eine Wahrscheinlichkeit aus. Diese ist dann gegeben, 
wenn nach der geltenden medizinisch-wissenschaftlichen Lehrmei-
nung mehr für als gegen einen ursächlichen Zusammenhang spricht 
(überwiegende Wahrscheinlichkeit von mehr als 50 Prozent). Das 
DOHG 2 orientiert sich hierbei ausweislich der Gesetzesbegrün-
dung zu § 6 Absatz 2 am Bundesversorgungsrecht. Ferner ist dieser 
ursächliche Zusammenhang ebenfalls durch den Facharzt festzustel-
len. Dabei ist das BVA gehalten, den Sachverhalt vollständig sowie 
mit der erforderlichen Sorgfalt zu erforschen. 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

juris Lex QS
20052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 11 –  Drucksache 19/6321 

Der Antrag auf finanzielle Hilfe nach dem DOHG 2 kann nur dann be-
willigt werden, wenn alle Anspruchsvoraussetzungen positiv festgestellt 
wurden. Widersprüchliche Angaben oder Angaben, die nicht eindeutig 
aus den vorlegten Unterlagen hervorgehen, erfordern eine Amtsermitt-
lung durch das BVA.  

 
16. Abgeordneter 

Markus 
Frohnmaier 
(AfD) 

Kann die Bundesregierung ausschließen, dass
sich unter den von Deutschland aufgenommenen
„Weißhelmen“ aus Syrien Terroristen bzw. Ter-
ror-sympathisanten befinden (www.spiegel.de/
politik/ausland/syrien-weisshelme-in-deutschland-
gelandet-a-1233957.html)? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 4. Dezember 2018 

Die in Deutschland aufgenommenen Weißhelme wurden vor ihrer Ein-
reise einer umfassenden Überprüfung durch Sicherheitsbehörden des 
Bundes unterzogen. Zu den eingereisten Weißhelmen lagen zum Zeit-
punkt der Überprüfung keine Hinweise auf Bezüge zu Terrorismus oder 
auf diesbezügliche Sympathien vor. 

 
17. Abgeordneter 

Stefan Gelbhaar 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Dienstfahrräder haben die einzelnen
Bundesministerien derzeit und wie viele davon
sind den Angestellten zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn überlassen (bitte nach ein-
zelnen Ministerien aufschlüsseln)? 

Antwort des Staatssekretärs Klaus Vitt 
vom 3. Dezember 2018 

Vorbemerkungen der Bundesregierung 

 Unter „Angestellten“ werden alle Beschäftigten verstanden. 

 Unter „überlassen“ wird eine dauerhafte private Nutzung verstan-
den, unabhängig von der steuerlichen oder anderen finanziellen Ge-
staltung der Nutzung. 

Antwort 

Die Anzahl der Dienstfahrräder zum Stichtag 22. November 2018 kann 
der Tabelle entnommen werden. In keinem einzigen Fall wurde ein 
Dienstfahrrad einer/m Beschäftigten zur dauerhaften privaten Nutzung 
überlassen. 
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Ressort Anzahl der Dienstfahrräder 
BMF 10 
BMI   7 
AA 20 
BMWi 18 
BMJV   7 
BMAS 11 
BMVg   6 
BMEL   4 
BMFSFJ   6 
BMG 15 
BMVI 17 
BMU 24 
BMBF 26 
BMZ 20 

 

18. Abgeordnete 
Ulla Jelpke 
(DIE LINKE.) 

In welcher Höhe hat die Bundespolizei 2016,
2017 und im bisherigen Jahr 2018 Sicherheitsleis-
tungen von Geflüchteten erhoben (bitte nach den
einzelnen Jahren aufschlüsseln, nach Rechts-
grundlagen unterscheiden und differenzieren, ob
es sich dabei um Wertgegenstände oder Barmittel
handelte), und wonach bemisst sich die Festset-
zung des Selbstbehalts (bitte auch erläutern, wel-
che Rolle dabei die Tatsache spielt, dass im Rah-
men der Zuständigkeit der Bundespolizei für die
Erhebung von Sicherheitsleistungen nach § 66 
Absatz 5 AufenthG die Aufenthaltsbeendigung in
der Regel unmittelbar bevorsteht, vgl. Bundes-
tagsdrucksache 18/7912, S. 6)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Mayer 
vom 26. Dezember 2018 

Auf der Grundlage von § 66 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes hat die 
Bundespolizei im Jahr 2016 in Höhe von 385 344,09 Euro, im Jahr 2017 
in Höhe von 458 217,68 Euro und im Jahr 2018 in Höhe von 
513 184,74 Euro Sicherheitsleistungen erhoben. Soweit Wertgegen-
stände durch die Bundespolizei als Sicherheitsleistung erhoben werden, 
dürfen diese die zu erwartenden Kosten der Rückführung nicht wesent-
lich übersteigen. Erfahrungsgemäß handelt es sich hierbei regelmäßig 
um Flugtickets oder Fahrscheine, mit denen die Rückführung vollzogen 
werden kann. Falls die Sicherheitsleistung die Rückführungskosten im 
Nachhinein übersteigt oder die Rückführung nicht vollzogen wird, wird 
die Sicherheitsleistung wieder an den Rückzuführenden oder dessen Be-
vollmächtigten erstattet. Eine Erfassung nach Wertgegenständen und 
Bargeld erfolgt bei der Bundespolizei nicht. 
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Wie die Bundesregierung bei der von der Fragestellerin in Bezug ge-
nommenen Antwort zu Frage 18 ausgeführt hat, hängt die Bemessung 
des Selbstbehalts vom Einzelfall ab. So können etwa die voraussichtli-
chen Fahrt- und Verpflegungskosten des Ausländers auf der Reise zum 
und im Zielstaat Berücksichtigung finden. 

 
19. Abgeordnete 

Carina Konrad 
(FDP) 

Aus welchen Gründen wird die BAMF-Außen-
stelle Hermeskeil zum 31. Dezember 2018 ge-
schlossen und welche zukünftigen Standortpla-
nungen für die BAMF-Standorte in Rheinland-
Pfalz gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung
(www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/trier/ 
Hermeskeil-BAMF-Aussenstelle-in-der-Afa- 
schliesst-zum-Jahresende,meldung-19162.html)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Mayer 
vom 29. November 2018 

Angesichts der aktuell rückläufigen Asylbewerberzahlen müssen so-
wohl die Länder als auch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) ihre Standorte konsolidieren und an die veränderte Situation 
anpassen. Dies führt in Einzelfällen auch dazu, dass an einigen Standor-
ten nicht festgehalten werden kann. Bevor das BAMF über die Einrich-
tung oder Schließung eines Standortes entscheidet, stimmt es sich hierzu 
mit dem jeweiligen Bundesland ab (§ 5 Absatz 3 Asylgesetz). 

Das Land Rheinland-Pfalz hat dem BAMF mitgeteilt, dass es künftig für 
die Erstaufnahme der Asylsuchenden mit zwei Standorten in Trier und 
Speyer plant. Die Außenstelle des BAMF in Hermeskeil, die zum 31. Ja-
nuar 2019 ihren Dienst einstellt, war von Beginn an in Absprache mit 
dem Land als temporäre Einrichtung deklariert. Die Außenstelle des 
BAMF in Diez schließt zum 31. Juli 2019. Die Landesregierung wird die 
Erstaufnahmeeinrichtung (EAE), die sich derzeit in Ingelheim befindet, 
nach Speyer verlegen (siehe Meldung des Ministeriums für Familien, 
Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz https://mffjiv. 
rlp.de/de/service/presse/detail/news/detail/News/integrationsministerin-
informiert-ueber-plaene-fuer-afa-speyer-und-zeigt-verstaendnis-fuer- 
sorgen-der-buer/). Das BAMF wird auf dem Gelände der neuen Erstauf-
nahmeeinrichtung mit einer Dienststelle vertreten sein. Der BAMF-
Standort Ingelheim/Bingen wird deshalb entsprechend nach Speyer ver-
legt. Der Betrieb in Speyer wird zeitgleich mit der neuen Erstaufnahme-
einrichtung des Landes aufgenommen. 
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20. Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Kosten hat die Bundespolizei dem Land
Nordrhein-Westfalen für den Einsatz von Bundes-
polizisten rund um die Räumung im Hambacher
Wald in diesem Jahr in Rechnung gestellt, und
wie stellen sich die einzelnen Kostenblöcke dar? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 6. Dezember 2018 

Die Bundespolizei hat dem Land Nordrhein-Westfalen für die Einsatz-
lage „Hambacher Forst“ auf Grundlage § 11 Absatz 4 Satz 3 Bundespo-
lizeigesetz (BPolG) bislang einsatzbezogene Mehraufwendungen in 
Höhe von rund 601 000 Euro in Rechnung gestellt. Hiervon entfallen 
rund 413 000 Euro auf Mehrarbeitsvergütungen sowie rund 75 000 Euro 
auf Vergütungen für Dienst zu ungünstigen Zeiten und Verpflegungs-
kosten. Für die eingesetzten Führungs- und Einsatzmittel wurden rund 
113 000 Euro in Rechnung gestellt. 

Es steht noch aus die Erfassung und genauere Berechnung von einsatz-
bezogenen Mehraufwendungen für den Einsatzzeitraum 26. bis 28. Ok-
tober 2018. Bezogen auf diesen Zeitraum werden voraussichtlich wei-
tere 80 000 Euro geltend gemacht. 

 
21. Abgeordneter 

Christian Kühn 
(Tübingen) 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie hoch ist die der Bundesregierung bekannte
Gesamtanzahl an Baumängeln am durch das
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
durchgeführten Erweiterungsbau Marie-Elisabeth-
Lüders-Haus sowie am Kanzleramt (bitte die Ge-
samtanzahl nach Liegenschaft aufschlüsseln)? 

Antwort des Staatssekretärs Gunther Adler 
vom 4. Dezember 2018 

Vorbemerkung: 

Im Baubereich bezieht sich der Begriff des „Mangels“ regelmäßig auf 
die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB). Die Bau-
firma muss ein mängelfreies Werk liefern und ist somit verpflichtet, die 
verbleibenden Mängel zu beseitigen. Ihr kann die förmliche VOB-Ab-
nahme ihrer Leistung durch den Auftraggeber aber nicht verweigert wer-
den, wenn diese ohne wesentliche, d. h. gebrauchshemmende Mängel 
fertiggestellt wurde. 

Antwort 

Erweiterung Marie-Elisabeth-Lüders-Haus: 

Die Baumaßnahme Erweiterung Marie-Elisabeth-Lüders-Haus ist noch 
nicht abgeschlossen, so dass derzeit keine Zahl von Baumängeln benannt 
werden kann. 
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Als Schaden und wesentlicher Mangel wurde bei der noch laufenden 
Baumaßnahme die undichte Bodenplatte im 2. Untergeschoss identifi-
ziert. Ein Abriss des Erweiterungsbaus ist weder erforderlich noch ge-
plant. Diesbezügliche Aussagen in einzelnen Medien entbehren jeder 
Grundlage. Die Mustersanierungen in repräsentativen Teilbereichen der 
Bodenplatte sind abgeschlossen und zeigen, dass das Sanierungskonzept 
insgesamt erfolgreich umgesetzt werden kann. Der Hauptsanierungsauf-
trag wurde im Oktober 2018 beauftragt. Die Umsetzung der beauftragten 
Leistungen hat begonnen. 

Bundeskanzleramt: 

Der Neubau des Dienstgebäudes des Bundeskanzleramtes erfolgte in 
Bauherrnschaft und Verantwortung der vor einigen Jahren aufgelösten 
Bundesbaugesellschaft Berlin mbH. 

Bei seiner Fertigstellung des Bauwerks im Jahr 2001 hielt sich die An-
zahl der Mängel – nach deren damaliger Aussage – bezogen auf die 
Größe dieses komplexen Bauvorhabens im üblichen Rahmen. Die Män-
gel aus der Errichtungszeit wurden in der Vergangenheit vom Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), das die Aufgaben der Bun-
desbaugesellschaft übernommen hat, sukzessive beseitigt. Die Beseiti-
gung erfolgte dabei im laufenden Betrieb und in sehr begrenzten zuläs-
sigen Zeitfenstern. 

Zurzeit werden durch das BBR (als Rechtsnachfolger der Bundesbauge-
sellschaft Berlin mbH) die beiden letzten Mängel aus der Errichtungszeit 
beseitigt. Dies sind die abschnittsweise Beseitigung von Undichtigkeiten 
an der Tiefgaragendecke (sechs von acht Abschnitten sind fertiggestellt) 
sowie die Beseitigung von Undichtigkeiten des Daches auf dem Haupt-
gebäude. 

 
22. Abgeordneter 

Dr. Konstantin von 
Notz 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Pläne gibt es beim Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV), eine Software zur Quellen-
TKÜ und Online-Durchsuchung auf Grundlage
der vereinbarten „standardisierenden Leistungs-
beschreibung“ (vgl. Protokoll zu TOP 9 des 
AK IV der IMK, Oktober 2018) zu beschaffen, zu
erstellen oder einzusetzen? 

Antwort des Staatssekretärs Klaus Vitt 
vom 5. Dezember 2018 

Die Bundesregierung ist nach sorgfältiger Abwägung zu der Auffassung 
gelangt, dass die Frage nicht beantwortet werden kann. Gegenstand der 
Frage sind solche Informationen, die in besonders hohem Maße das 
Staatswohl berühren, die erbetenen Auskünfte können deshalb im kon-
kreten Fall selbst in eingestufter Form nicht erteilt werden. Das verfas-
sungsrechtlich verbürgte Frage- und Informationsrecht des Deutschen 
Bundestages gegenüber der Bundesregierung wird durch gleichfalls 
Verfassungsrecht genießende schutzwürdige Interessen wie das Staats-
wohl begrenzt. 
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Die Frage zielt auf den äußerst sensiblen Bereich der Anschaffung und 
Verwendung eines nachrichtendienstlichen Mittels zur verdeckten infor-
mationstechnischen Informationsgewinnung und berührt daher in beson-
ders hohem Maße das Wohl des Bundes. Eine Bekanntgabe von Einzel-
heiten zu Beschaffung, Erstellung oder Einsatz von IT-gestützten tech-
nischen Aufklärungsmitteln, wie sie bei der Quellen-TKÜ zum Einsatz 
kommen, würde weitgehende Rückschlüsse auf die technischen Fähig-
keiten und damit mittelbar auch auf die technische Ausstattung und das 
Aufklärungspotential des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) zu-
lassen. Dadurch könnten die Fähigkeiten des BfV, nachrichtendienstli-
che Erkenntnisse im Wege der technischen Aufklärung zu gewinnen, in 
erheblicher Weise negativ beeinflusst werden. Die Gewinnung von In-
formationen durch technische Aufklärung ist für die Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland und für die Aufgabenerfüllung des BfV jedoch 
unerlässlich. Sofern solche Informationen entfallen oder wesentlich zu-
rückgehen sollten, würden empfindliche Informationslücken auch im 
Hinblick auf die Sicherheitslage der Bundesrepublik Deutschland dro-
hen. 

Insofern birgt eine Offenlegung der angefragten Informationen die Ge-
fahr, dass Einzelheiten zur Methodik und zu aus den vorgenannten Grün-
den im hohen Maße schutzwürdigen spezifischen Fähigkeiten des BfV 
bekannt würden. 

Infolgedessen könnten sowohl staatliche als auch nichtstaatliche Ak-
teure Rückschlüsse auf spezifische Vorgehensweisen und Fähigkeiten 
des BfV gewinnen. Dies würde folgenschwere Einschränkungen der In-
formationsgewinnung bedeuten, womit letztlich der gesetzliche Auftrag 
des BfV – Sammlung und Auswertung von Informationen über Bestre-
bungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den 
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind 
(§ 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das 
Bundesamt für Verfassungsschutz) – nicht mehr sachgerecht erfüllt wer-
den könnte. 

Eine VS-Einstufung und Hinterlegung der angefragten Informationen in 
der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages würde ihrer erheb-
lichen Brisanz im Hinblick auf die Bedeutung für die Aufgabenerfüllung 
des BfV nicht ausreichend Rechnung tragen, weil insoweit auch ein ge-
ringfügiges Risiko des Bekanntwerdens unter keinen Umständen hinge-
nommen werden kann. Schon die Angabe, ob und in welchem Umfang 
das BfV von den genannten Methoden Gebrauch macht, könnte zu einer 
Änderung des Kommunikationsverhaltens der betreffenden beobachte-
ten Personen führen, die eine weitere Aufklärung der von diesen verfolg-
ten Bestrebungen und Planungen unmöglich machen würde. In diesem 
Fall wäre ein Ersatz durch andere Instrumente nicht möglich. 

Aus dem Vorgesagten ergibt sich, dass die erbetenen Informationen der-
art schutzbedürftige Geheimhaltungsinteressen berühren, dass das 
Staatswohl gegenüber dem parlamentarischen Informationsrecht über-
wiegt. Insofern muss ausnahmsweise das Fragerecht der Abgeordneten 
gegenüber den Geheimhaltungsinteressen des BfV zurückstehen. 
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23. Abgeordnete 
Lisa Paus 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wurden die Verhandlungen zum Paketkauf der in
Berlin liegenden Immobilien der Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben durch den Berliner Senat
aufgrund des im Rahmen des Wohnungsgipfels
gefassten Beschlusses des Bundes im Rahmen
seiner Wohnungsfürsorge selbst Wohnungen für
Bundesbedienstete bauen zu wollen (vgl. Ge-
meinsame Wohnraumoffensive von Bund, Län-
dern und Kommunen. Ergebnisse des Wohngip-
fels am 21. September 2018) temporär oder end-
gültig ausgesetzt (bitte begründen), und nach wel-
chen Kriterien wird der Bedarf an Wohnungen
zur Durchführung der Wohnungsfürsorge für
Bundesbedienstete aktuell ermittelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz 
vom 29. November 2018 

Der Bund hat entschieden, die im Eigentum der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben (BImA) befindlichen Geschosswohnungen in Berlin 
derzeit nicht zu veräußern. Im Falle eines späteren Verkaufs könnten 
diese Wohnungen von dem Land Berlin erworben werden. Die im Rah-
men des Wohngipfels am 21. September 2018 gefassten Beschlüsse tan-
gieren diese Entscheidung nicht. Die Bedarfe werden durch die Ressorts 
im Rahmen ihrer jeweiligen Personal- und Organisationshoheit ermittelt. 

 
24. Abgeordneter 

Tobias Matthias 
Peterka 
(AfD) 

Ist der Bundesregierung mittlerweile bekannt ist, 
ob die insgesamt 18 registrierten Straftaten am 
3. September in Chemnitz in Bezug zu der Mu-
sikveranstaltung „#wirsindmehr“ oder zur abge-
sagten Thügida-Demonstration stehen (wenn ja,
bitte ich um genaue Informationen zu den Straf-
taten, insbesondere zu etwaigen strafbewehrten 
Texten der Künstler, Angriffen auf Andersden-
kende, Angriffen auf die spontan entstandene Ge-
denkstätte für das Opfer des Tötungsdelikts und 
zu Angriffen und Bedrohungen von Polizeikräf-
ten; siehe dazu meine Schriftliche Frage 25 auf 
Bundestagsdrucksache 19/4734)? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 4. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich weiterhin keine Erkenntnisse 
vor. 
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25. Abgeordnete 
Martina Renner 
(DIE LINKE.) 

Welche Vertragspartner bzw. Dienstleister hat 
das Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat im Zusammenhang mit der Erstellung
und der Umsetzung der Plakatkampagne „Dein
Land. Deine Zukunft. Jetzt!“ (www.taz.de/
!5551018/) beauftragt (bitte einzeln nach Ver-
tragspartner, beauftragte/erbrachte Leistung, Ho-
norar bzw. angefallene Kosten auflisten)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Teichmann 
vom 5. Dezember 2018 

Für die Umsetzung und Durchführung der Plakatkampagne zur Aktion 
„Dein Land. Deine Zukunft. Jetzt!“ wurden die Agenturen CARAT 
Deutschland GmbH, Jost von Brandis Service Agentur GmbH und  
Posterscope Deutschland GmbH aus bestehenden Rahmenverträgen des 
Bundes beauftragt. 

Kosten der Plakatkampagne können voraussichtlich erst Ende Ja-
nuar 2019 mitgeteilt werden. 

 
26. Abgeordneter 

Frank Schäffler 
(FDP) 

Welche Förderprogramme, auf die sich Kommu-
nen bewerben können, vergibt das Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat in den Jah-
ren 2018 und 2019 und in welcher Höhe erfolgt
eine Förderung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings 
vom 28. November 2018 

Die Förderprogramme des BMI, auf die sich Kommunen in den Jah-
ren 2018 und 2019 bewerben können, sind in der in der anliegenden Ta-
belle dargestellt. Bei den in den Spalten „Höhe der Förderung“ angege-
benen Beträgen handelt es sich um die Programmmittel (Ausgaben- 
ansatz zuzüglich Verpflichtungsermächtigung) des jeweiligen Pro-
grammjahrs. 
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Förderprogramme des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat, auf die sich Kommunen bewerben können 

Förderprogramm Höhe der Förderung Bemerkung 
Kapitel / Titel  Zweckbestimmung 2018 2019   
    Programmmittel 

-in Mio. €- 
  

0604 / 883 01 Förderung von Modellprojekten 
Smart Cities 

- 167,5 Titel wurde im parlamentarischen Verfahren 
zum Haushalt 2019 neu veranschlagt. Die 
Einzelheiten der Förderung werden noch erar-
beitet. 

0604 / 882 11 Zuweisungen an die Länder zur 
Förderung städtebaulicher Maß-
nahmen (Städtebauförderung) 

790 790 Finanzhilfen nach Art. 104 b GG. Die Bean-
tragung durch die Kommunen erfolgt bei den 
zuständigen Landesministerien, die auch für 
die Auswahl und die Förderung zuständig 
sind. 

0604 / 882 94 Investitionspakt soziale Integra-
tion im Quartier 

200 200 

0604 / 882 93 Förderung von Investitionen in 
nationale Projekte des Städtebaus 

3,75 146,25 Förderprogramme 2018 und 2019 wurden in 
2019 zusammengelegt. Antragsfrist für das 
Programm 2018/2019 endet am 30. November 
2018. 

0604 / 891 24 Sanierung kommunaler Einrich-
tungen in den Bereichen Sport, 
Jugend und Kultur 

100 100 Mittel der Jahre 2018 und 2019 wurden im 
parlamentarischen Verfahren zusammenge-
legt, so dass 2019 insgesamt 200 Mio. € zur 
Verfügung stehen. Der aktuelle Projektaufruf 
läuft bis zum 19. Dezember 2018. 

6092 / 661 01 Förderung von Maßnahmen zur 
energetischen Stadtsanierung, 
KfW 

50 50 Kommunen können eine Förderung aus den 
KfW-Programmen Nr. 432 (Energetische 
Stadtsanierung – Zuschuss) und Nr. 201 
(IKK – Energetische Stadtsanierung – Quar-
tiersversorgung) beantragen. 

 

27. Abgeordnete 
Dr. Petra Sitte 
(DIE LINKE.) 

Welche Kosten (ggf. aufgeschlüsselt nach Auf-
tragnehmern) sind bis jetzt im Rahmen des Pro-
jekts „Blockchain@BAMF – Blockchain zur 
Verbesserung der Zusammenarbeit im Asylpro-
zess“ angefallen, und mit welchen zukünftigen
Kosten ist zu rechnen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Helmut Teichmann 
vom 3. Dezember 2018 

Für das Projekt Blockchain sind bislang ca. 600 000 Euro abgeflossen. 
Die Höhe der zukünftigen Kosten sind abhängig von noch zu treffenden 
Entscheidungen zur Durchführung von Innovationsprojekten im Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge. 
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28. Abgeordneter 
Benjamin Strasser 
(FDP) 

Hält die Bundesregierung eine Entfristung von
§ 13b BauGB über die Einbeziehung von Außen-
bereichsflächen in das beschleunigte Verfahren
für sinnvoll, und plant sie eine entsprechende Ini-
tiative (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz 
vom 29. November 2018 

Die Einführung des § 13b Baugesetzbuch (BauGB) erfolgte 2017 vor 
dem Hintergrund eines seinerzeit prognostizierten Neubaubedarfs bis 
2020 von mindestens 350 000 Wohnungen pro Jahr in Deutschland. Das 
Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans kann nach der befris-
tetet geltenden Regelung des § 13b BauGB nur bis zum 31. Dezember 
2019 förmlich eingeleitet werden. Die Bundesregierung prüft derzeit, ob 
diese Befristung noch zeitgemäß ist. Auch die Baulandkommission be-
schäftigt sich mit dieser Frage. 

 
29. Abgeordneter 

Andreas Wagner 
(DIE LINKE.) 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über Aktivitäten von rechtsextremen Einzelperso-
nen, Gruppen und Organisationen in den Land-
kreisen Bad Tölz-Wolfratshausen und Miesbach 
in den letzten drei Jahren? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 6. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über Aktivitäten von 
rechtsextremen Einzelpersonen, Gruppen und Organisationen in den 
Landkreisen Bad Tölz/Wolfratshausen und Miesbach in den letzten drei 
Jahren vor. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

30. Abgeordnete 
Luise Amtsberg 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass bis
zum 31. Dezember 2018 mindestens 5 000 Visa 
für Familienangehörige im Rahmen des Famili-
ennachzugs zu subsidiär Geschützten nach § 36a 
des Aufenthaltsgesetzes durch die Botschaften
ausgestellt werden, und ist beabsichtigt, ggf. nicht 
voll ausgeschöpfte Kontingent von 5 000 Visa in 
2018 in das Jahr 2019 zu übertragen? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesregierung bemüht sich in Zusammenarbeit mit den Ländern 
(unter anderem auch im Dialog mit den zuständigen Ausländerbehörden) 
weiterhin mit Hochdruck, bis zum 31. Dezember 2018 so viele Entschei-
dungen wie möglich im Rahmen der Anwendung des § 36a Aufenthalts-
gesetz (Familiennachzug zum subsidiär Schutzberechtigten) herbeizu-
führen. Die Antragsbearbeitung konnte aufgrund intensiver Bemühun-
gen bereits deutlich beschleunigt werden. Eine Evaluierung ist für Ende 
des Jahres vorgesehen. 

 
31. Abgeordneter 

Petr Bystron 
(AfD) 

Worin besteht nach Ansicht der Bundesregierung
der Unterschied zwischen einem „politisch ver-
pflichtenden“ und einem „rechtlich bindenden“
Abkommen? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Ein „rechtlich bindendes Abkommen“ ist ein völkerrechtlicher Vertrag. 
Dieser erzeugt Rechte und Pflichten, die dem Völkerrecht unterliegen. 

Im Gegensatz dazu sind politische Absichtserklärungen wie zum Bei-
spiel der „Globale Pakt für sichere, geordnete und reguläre Migration“ 
nicht rechtsverbindlich, sondern erklären einen politischen Willen. 
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32. Abgeordneter 
Petr Bystron 
(AfD) 

Warum setzt die Bundesregierung die im Pakt
formulierten Verpflichtungen nicht gleich ganz 
oder teilweise in deutsches Recht um, wenn es be-
absichtigt ist, dass die Inhalte des Globalen Pak-
tes für sichere geordnete und reguläre Migration 
„politisch verpflichtend“ sein sollen? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Die politischen Ziele des Globalen Paktes erfüllt Deutschland grundsätz-
lich bereits. Der Globale Pakt für sichere, geordnete und reguläre Mig-
ration begründet keine rechtlichen Verpflichtungen. Er „bekräftigt das 
souveräne Recht der Staaten, ihre nationale Migrationspolitik selbst zu 
bestimmen, sowie ihr Vorrecht, die Migration innerhalb ihres Hoheits-
bereichs in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht selbst zu regeln“ 
(vgl. Absatz 15 c) des Globalen Paktes). 

 
33. Abgeordneter 

Petr Bystron 
(AfD) 

Durch welche konkreten Maßnahmen, Initiativen
und Investitionen hat die Bundesregierung die
Verhandlungen zum Globalen Pakt für sichere,
geordnete und reguläre Migration bzw. zum Glo-
balen Pakt für Flüchtlinge „politisch, inhaltlich,
personell und finanziell“ vorangetrieben (www. 
auswaertiges-amt.de/blob/274850/be419af7324f4 
21a7655b490a2e2ea18/vn-bericht16-17-data.pdf)? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Die Ausführungen der Bundesregierung in ihrem in der Fragestellung 
erwähnten Bericht zur Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinten Nationen und einzelnen, global agieren-
den, internationalen Organisationen im Rahmen des VN-Systems bezie-
hen sich auf die Jahre 2016 und 2017. Die Verhandlungen bzw. Konsul-
tationen zu den beiden Globalen Pakten fanden 2018 statt und können 
somit nicht in direkte Verbindung mit Ausführungen in dem genannten 
Bericht gebracht werden. 
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34. Abgeordneter 
Petr Bystron 
(AfD) 

Wie viele Nationen erwägen nach Kenntnis der
Bundesregierung zum jetzigen Zeitpunkt (Stand
27. November 2018) die Unterzeichnung des
Globalen Paktes für sichere, geordnete und regu-
läre Migration, die Nicht-Unterzeichnung, und 
wie viele sind noch unschlüssig? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der Globale Pakt für sichere, 
geordnete und reguläre Migration am 10./11. Dezember 2018 im Rah-
men einer zwischenstaatlichen Konferenz in Marrakesch (Marokko) von 
einer breiten Mehrheit angenommen wird. Eine Unterzeichnung durch 
die anwesenden Staatenvertreterinnen und -vertreter ist dabei nicht vor-
gesehen. Der Bundesregierung liegt keine umfassende Übersicht im 
Sinne der Fragestellung vor, auch weil die Entscheidungsfindung in ei-
nigen Ländern noch nicht abgeschlossen ist. Den Globalen Pakt nicht 
mittragen wollen derzeit unter anderem Australien, Israel, Österreich, 
Polen, die Slowakei, Tschechien, Ungarn und die Vereinigten Staaten 
von Amerika. 

 
35. Abgeordneter 

Markus 
Frohnmaier 
(AfD) 

Sieht die Bundesregierung in Saudi-Arabien auch 
nach den neuesten Erkenntnissen um den wahr-
scheinlichen Mord an Jamal Khashoggi einen
Partner in der Region sowie einen Alliierten im
Kampf gegen den Terror (www.spiegel.de/politik/
ausland/jamal-khashoggi-angela-merkel-fordert- 
von-saudischem-koenig-schnelle-aufklaerung-a- 
1235219.html)? 

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis 
vom 6. Dezember 2018 

Die Bundesregierung hat die Tötung von Jamal Khashoggi im saudi-ara-
bischen Generalkonsulat in Istanbul in aller Schärfe verurteilt. Sie hat 
ihre Erwartung bekräftigt, dass Saudi-Arabien in uneingeschränkter Zu-
sammenarbeit mit den türkischen Behörden eine umfassende, glaubwür-
dige und zügige Untersuchung durchführt und die Umstände des Todes 
von Jamal Khashoggi vollständig aufklärt. Die Bundesregierung erwar-
tet darüber hinaus von Saudi-Arabien Transparenz bei der Aufklärung 
des Falles und die Bemühungen, die Verantwortlichen zur Rechenschaft 
zu ziehen. 
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Die Bundesregierung setzt sich weiterhin für einen Dialog mit Saudi-
Arabien ein. Dem Land kommt auf der Arabischen Halbinsel eine wich-
tige Rolle bei den Bemühungen der internationalen Gemeinschaft um 
Stabilität in der Region des Nahen und Mittleren Ostens zu. Eine Lösung 
der Probleme in der Region wird aus Sicht der Bundesregierung ohne 
Saudi-Arabien nicht möglich sein. Das schließt den Kampf gegen den 
Terror ein. 

 
36. Abgeordneter 

Markus 
Frohnmaier 
(AfD) 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber,
dass die syrische Amnestie für Deserteure und
Kriegsdienstverweigerer seitens der syrischen 
Regierung nicht oder nur unbefriedigend um-
gesetzt wird (www.n-tv.de/politik/Assad-bietet-
Deserteuren-Amnestie-an-article20662982.html)? 

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis 
vom 6. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse zur bisherigen 
Umsetzung des am 9. Oktober 2018 erlassenen Präsidialdekrets Nr. 18 
vor, welches syrischen Deserteuren und Wehrdienstverweigerern Straf-
freiheit gewährt. 

 
37. Abgeordneter 

Kai Gehring 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern plant die Bundesregierung, die Zahlun-
gen Deutschlands an den „United Nations Volun-
tary Fund for Torture Victims“ zu erhöhen, insbe-
sondere vor dem Hintergrund drohender Mittel-
kürzungen durch die USA-Regierung (vgl. www.
undispatch.com/un-high-commissioner-for-human- 
rights-expresses-concerned-over-potential-us- 
cuts-to-torture-victims-fund/)? 

Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 30. November 2018 

Der Einsatz gegen Folter und für die Opfer von Folter ist ein Schwer-
punkt der deutschen Menschenrechtspolitik. Die Bundesregierung 
schätzt die Arbeit des „United Nations Voluntary Fund for Victims of 
Torture“ und unterstützt dessen Projekte regelmäßig mit freiwilligen 
Zahlungen. Im laufenden Jahr werden sich die deutschen Zahlungen vo-
raussichtlich auf 600 000 Euro summieren (2016: 591 000 Euro, 2017: 
570 600 Euro). Damit erhält der Fonds im Vergleich zu den anderen frei-
willigen Fonds im Menschenrechtssystem der Vereinten Nationen (VN) 
die höchsten Mittel. 

Die Bundesregierung sieht Berichte über mögliche Kürzungen der Mit-
tel des Fonds mit Sorge. Sollten sich diese Berichte bestätigen, wird die 
Bundesregierung gemeinsam mit den europäischen Partnern Möglich-
keiten prüfen, die Förderung zu erhöhen. 
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38. Abgeordneter 
Udo Theodor 
Hemmelgarn 
(AfD) 

Wie hoch waren die finanziellen und personellen 
Ressourcen, mit denen die Bundesrepublik 
Deutschland „die Prozesse zur Erarbeitung eines
Globalen Paktes für Flüchtlinge (Global Compact
on Refugees, GCR) und eines Globalen Paktes
für sichere, geordnete und reguläre Migration
(Global Compact on Migration, GCM) politisch,
inhaltlich, personell und finanziell“ (www.
auswaertiges-amt.de/blob/274850/be419af7324f 
421a7655b490a2e2ea18/vn-bericht16-17-data. 
pdf: Bericht der Bundesregierung zur Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinten Nationen und einzelnen, glo-
bal agierenden, internationalen Organisationen
und Institutionen im Rahmen des VN-Systems in 
den Jahren 2016 und 2017, Seite 71) vorantreibt?

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 5. Dezember 2018 

Die Bundesregierung hat sich in die Prozesse zur Erarbeitung des Glo-
balen Paktes für sichere, geordnete und reguläre Migration sowie des 
Globalen Paktes für Flüchtlinge eingebracht. Die Bundesregierung leis-
tet seit Jahren freiwillige Beiträge zu internationalen Strukturen, die sich 
mit Migration und Flüchtlingen beschäftigen. Darunter auch an die Son-
derbeauftragte des Generalsekretärs der Vereinten Nationen für Interna-
tionale Migration, Louise Arbour, und den Hohen Flüchtlingskommissar 
der Vereinten Nationen (UNHCR), Filippo Grandi, die durch ihre jewei-
ligen Mandate an der Erarbeitung des Globalen Paktes für sichere, ge-
ordnete und reguläre Migration bzw. des Globalen Paktes für Flüchtlinge 
beteiligt sind. Im Jahr 2017 wurde beispielsweise ein freiwilliger Beitrag 
in Höhe von 250 000 Euro an die Sonderbeauftragte des Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen für Internationale Migration geleistet. 

Das Auswärtige Amt hat im Rahmen des bestehenden Personalansatzes 
an Verhandlungen teilgenommen. 
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39. Abgeordneter 
Leif-Erik Holm 
(AfD) 

Ist die Behauptung von Staatsminister Michael 
Roth zutreffend, dass sich Deutschland im Rah-
men des Global Compact of Migration dazu ver-
pflichtet hat, 2018  10 000 Migranten aufzuneh-
men (www.facebook.com/michael.rothmdb/posts/
1979648562327870?comment_id=19799805022 
94676&reply_comment_id=1979997735626286), 
und falls ja, zur Aufnahme wie viel weiterer Mi-
granten hat sich die Bundesregierung darüber hin-
aus verpflichtet? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Der Staatsminister für Europa, Michael Roth, MdB, hat auf seiner Face-
book-Seite darauf hingewiesen, dass der Globale Pakt für sichere, ge-
ordnete und reguläre Migration die Frage von konkreten Aufnahmen 
nicht regelt. 

Die Ankündigung Deutschlands, in den Jahren 2018 und 2019 insgesamt 
10 200 besonders schutzbedürftigen Personen einen legalen Weg nach 
Deutschland zu ermöglichen, bezieht sich auf ein EU-Resettlement-Pro-
gramm. 

 
40. Abgeordneter 

Leif-Erik Holm 
(AfD) 

Wann und in welcher Form hat die Bundesregie-
rung die Öffentlichkeit über die von Staatsminis-
ter Michael Roth behauptete Aufnahme von
10 000 Migranten im Rahmen des Global Com-
pact of Migration im Jahr 2018 (www.facebook.
com/michael.rothmdb/posts/1979648562327 
870?comment_id=1979980502294676&reply_ 
comment_id=1979997735626286) informiert? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Über die geplante Aufnahme von 10 200 schutzbedürftigen Personen im 
Rahmen des EU-Resettlement-Programms für die Jahre 2018 und 2019 
informierte der Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat die Öf-
fentlichkeit am 19. April 2018. Darüber hinaus wurde in den Medien 
breit darüber berichtet. 
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41. Abgeordneter 
Leif-Erik Holm 
(AfD) 

Aus welchen Herkunftsländern stammen die
10 000 Migranten, die Deutschland laut Staatsmi-
nister Michael Roth 2018 im Rahmen des Global 
Compact of Migration aufnehmen soll (www.
facebook.com/michael.rothmdb/posts/19796485 
62327870?comment_id=1979980502294676& 
reply_comment_id=1979997735626286)? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Im Hinblick auf den deutschen Beitrag zum EU-Resettlement-Pro-
gramm ist die Staatsangehörigkeit der noch aufzunehmenden besonders 
schutzbedürftigen Personen noch nicht festgelegt. 

 
42. Abgeordneter 

Sven Lehmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Hat sich die rechtliche Einschätzung des Auswär-
tigen Amtes in den Ausführungen vom 9. No-
vember 2017 an das VG Ansbach (Gz: 508-
516.80/49791), dass homosexuelle Beziehungen
unter Erwachsenen nach irakischem Strafrecht
zwar nicht explizit verboten seien, § 394 des ira-
kischen Strafgesetzbuches allerdings außereheli-
che Sexualkontakte verbiete, womit alle gleichge-
schlechtlichen Sexualbeziehungen erfasst sind,
das das Gesetz im Irak gleichgeschlechtliche
Ehen nicht vorsieht, geändert, und wenn ja, wo-
rauf wird diese Neueinschätzung zurückgeführt? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 6. Dezember 2018 

Die asyl- und ausländerrechtliche Würdigung kommt allein den deut-
schen Gerichten und Innenbehörden zu Fragen in Bezug auf schutzbe-
dürftige Unterlagen kann die Bundesregierung grundsätzlich nicht be-
antworten. 

In der seit dem Jahr 2003 gültigen Fassung des irakischen Strafgesetz-
buches stellen im gegenseitigen Einvernehmen durchgeführte homose-
xuelle Handlungen erwachsener Personen keinen Straftatbestand mehr 
dar. Jedoch verbietet Paragraf 394 des irakischen Strafgesetzbuches 
grundsätzlich alle außerehelichen sexuellen Beziehungen. Gleichge-
schlechtliche Ehen sind im irakischen Recht nicht vorgesehen. 
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43. Abgeordneter 
Dr. Konstantin von 
Notz 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wurde die strategische Partnerschaft mit der Re-
publik Vietnam im Ergebnis der deutsch-vietna-
mesischen Konsultationen auf Staatssekretärs-
ebene am 1. November 2018 ganz oder teilweise
wieder aufgenommen, und wenn ja, wie begrün-
det die Bundesregierung die Wiederaufnahme vor 
dem Hintergrund der weiterhin bestehenden Ge-
fährdungslage regimekritischer Vietnamesinnen
und Vietnamesen auch in der Bundesrepublik
Deutschland (vgl. www.rbb24.de/politik/beitrag/
2018/10/vietnamesische-dissidenten-berlin-trung- 
khoa-le.html) und der Tatsache, dass der durch
den vietnamesischen Geheimdienst entführte viet-
namesische Staatsangehörige Trinh Xuan Thanh,
der in der Bundesrepublik Asyl erhalten hat, nach
wie vor in Vietnam inhaftiert ist und nicht in die 
Bundesrepublik Deutschland zurückkehren darf? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Als Konsequenz aus der Entführung eines vietnamesischen Staatsange-
hörigen aus der Bundesrepublik Deutschland am 23. Juli 2017 wurde die 
strategische Partnerschaft mit der Sozialistischen Republik Vietnam am 
22. September 2017 suspendiert. Seitdem haben die Bundesrepublik 
Deutschland und die Sozialistische Republik Vietnam im Rahmen eines 
engmaschigen Gesprächsprozesses mehr als ein Jahr lang an der Wie-
derherstellung der bilateralen Beziehungen gearbeitet. In die Entschei-
dungsfindung zur Normalisierung der deutsch-vietnamesischen Bezie-
hungen hat die Bundesregierung insbesondere positive Schritte der So-
zialistischen Republik Vietnam im Bereich der Menschenrechtspolitik 
einbezogen. 

Am 1. November 2018 sind der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 
Andreas Michalis, und der Vize-Außenminister des Ministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten der Sozialistischen Republik Vietnam, Bui 
Thanh Son, zu Konsultationen zusammengetroffen. Bei diesem Ge-
spräch wurde intensiv über verschiedene bilaterale und außenpolitische 
Themen gesprochen, darunter die Erwartungen der Bundesregierung an 
eine künftige Ausgestaltung der strategischen Partnerschaft, aber auch 
die Lage der Menschenrechte und der Zivilgesellschaft in der Sozialisti-
schen Republik Vietnam sowie die Situation regimekritischer vietname-
sischer Staatsangehöriger in der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen einer Vielzahl von Gesprä-
chen mit der vietnamesischen Seite intensiv für den vietnamesischen 
Staatsangehörigen Trinh Xuan Thanh eingesetzt und ist hierzu weiterhin 
in engem Kontakt mit den zuständigen Stellen in der Sozialistischen Re-
publik Vietnam. 

Im Übrigen verweist die Bundesregierung auf die Antwort vom 31. Ok-
tober 2018 zu Ihrer Schriftlichen Frage Nr. 27 (Bundestagsdrucksache 
19/5440), wonach den Sicherheitsbehörden des Bundes aktuell keine Er-
kenntnisse zu einer konkreten Gefährdung von in Deutschland lebenden 
regimekritischen Vietnamesinnen und Vietnamesen vorliegen. 
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44. Abgeordneter 
Omid Nouripour 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern hat Saudi-Arabien nach Kenntnis der 
Bundesregierung die versprochene Untersuchung
nach dem Anschlag auf einen Schulbus in der
jemenitschen Region Dahyan im August 2018 
(www.cbsnews.com/news/airstrike-in-yemen-by- 
saudi-arabia-coalition-hits-children-houthi-rebels- 
saada/) durchgeführt, und wie beurteilt die Bun-
desregierung die Glaubwürdigkeit dieser Unter-
suchung? 

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis 
vom 6. Dezember 2018 

Die von der Arabischen Koalition eingerichtete „Gemeinsame Gruppe 
zur Vorfallauswertung“ („Joint Incident Assessment Team“) hat eine 
Untersuchung zu dem Anschlag durchgeführt. Die Ergebnisse wurden 
am 1. September 2018 im Rahmen einer Pressekonferenz veröffentlicht. 

Die „Gemeinsame Gruppe zur Vorfallauswertung“ stellte darin die 
Schuldhaftigkeit des Angriffs fest. Sie bestätigte die Nichteinhaltung des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips des humanitären Völkerrechts. Gleichzei-
tig wurden eine juristische und disziplinare Maßregelung der identifi-
zierten Schuldigen, die Revision der Verhaltensregeln in militärischen 
Gefechtssituationen („Rules of Engagement“) sowie Maßnahmen zu de-
ren strikter Einhaltung in Aussicht gestellt. Den betroffenen Opferfami-
lien wurden auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse Ausgleichsan-
sprüche bestätigt und deren Umsetzung den Streitkräften des König-
reichs Saudi-Arabiens zur Auflage gemacht. 

Weitergehende Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor. 

 
45. Abgeordneter 

Omid Nouripour 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

In welcher Weise hat die Bundesregierung sich
gegenüber ihren indischen Partnern für die unge-
hinderte Arbeit von internationalen Nichtregie-
rungsorganisationen, wie Amnesty International
und Greenpeace, deren Konten durch die indische 
Regierung gesperrt wurden, eingesetzt (www.faz.
net/aktuell/politik/ausland/indien-sperrt-konten- 
von-amnesty-international-15857929.html)? 

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis 
vom 6. Dezember 2018 

Das Auswärtige Amt und seine Auslandsvertretungen in der Republik 
Indien stehen zu diesem Thema in regelmäßigem Austausch mit der 
deutschen und indischen Zivilgesellschaft sowie nationalen und interna-
tionalen Nichtregierungsorganisationen. Im Kreis der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU) erfolgte ein ergänzender gemeinsamer 
Austausch mit diesen Gruppen. 

Im Rahmen des Staatenüberprüfungsverfahrens des Menschenrechtsra-
tes im Mai 2017 hat die Bundesregierung der Regierung der Republik 
Indien u. a. eine Modifizierung der Gesetzgebung über die Förderung 
von Nichtregierungsorganisationen aus dem Ausland empfohlen. 
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Im Oktober 2018 hat die Beauftragte der Bundesregierung für Men-
schenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt,  
Dr. Bärbel Kofler, MdB, mit staatlichen indischen Stellen sowie mit zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen Gespräche zu den Rahmenbedin-
gungen für indische wie internationale Nichtregierungsorganisationen 
geführt. 

Einzelfälle werden sowohl von der Bundesregierung als auch den deut-
schen Auslandsvertretungen sowie der Delegation der Europäischen 
Kommission in Neu-Delhi in geeigneter Weise gegenüber der Regierung 
der Republik Indien angesprochen. Gespräche zur aktuellen Situation 
von Amnesty International India wurden jüngst vom Auswärtigen Amt 
mit der Botschafterin der Republik Indien in Berlin sowie vom deut-
schen Generalkonsulat in Bangalore mit der Regierung des Bundesstaa-
tes Karnataka geführt. Die deutsche Botschaft in Neu-Delhi hat den Fall 
Amnesty International im Rahmen der Koordinierung der Botschaften 
der Mitgliedstaaten der EU bei der Delegation der Europäischen Kom-
mission in Neu-Delhi anhängig gemacht, um zunächst eine gemeinsame 
Position abzustimmen. 

Im Fall von Greenpeace stand das deutsche Generalkonsulat Bangalore 
in regelmäßigem Austausch mit der Organisation. Der deutsche Bot-
schafter in der Republik Indien führte in diesen Fall Gespräche mit dem 
indischen Innenminister. 

 
46. Abgeordneter 

Manuel Sarrazin 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie positioniert sich die Bundesregierung gegen-
über den Bestrebungen hochrangiger nationalisti-
scher Politiker der Partei HDZ BiH (Hrvatska
demokratska zajednica Bosne i Hercegovine), in
Bosnien und Herzegowina nach dem Vorbild der
„Herceg-Bosna“ (durch den Internationalen Straf-
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien als
„criminal enterprise“ eingestuft: www.icty.
org/en/press/six-senior-herceg-bosna-officials- 
convicted) eine dritte Entität schaffen zu wollen
(siehe Antwort der Bundesregierung vom 14. No-
vember 2018 auf meine Schriftliche Frage, 
Nr. 11-050), und mit welcher Position adressiert 
die Bundesregierung die Regierung der Republik
Kroatien vor dem Hintergrund ihrer einseitigen
Unterstützung für die Forderung der HDZ BiH
nach Schaffung einer dritten Entität in Bosnien
und Herzegowina (www.taz.de/Kroaten-in-
Bosnien-und-Herzegowina)? 

Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 28. November 2018 

Die Bundesregierung steht zur territorialen Integrität von Bosnien und 
Herzegowina einschließlich der im Dayton-Vertrag von 1995 vorgese-
henen territorialen Gliederung. Nach Kenntnis der Bundesregierung 
wird diese auch von der Regierung der Republik Kroatien nicht infrage 
gestellt. 
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Verschiedene politische Kräfte streben im Hinblick auf das bosnische 
Wahlsystem unterschiedliche Ziele an. So fordert die bosno-kroatische 
Partei Hrvatska Demokratska Zajednica Bosne i Hercegovine (HDZ 
BiH) unter anderem, dass durch Wahlrechtsänderungen sichergestellt 
wird, dass die Stimmen aus den bosno-kroatisch dominierten Gebieten 
bei der Wahl des bosno-kroatischen Präsidentschaftsmitglieds größeres 
Gewicht erhalten. In diesem Kontext wird vereinzelt vorgeschlagen, ei-
nen entsprechenden bosno-kroatischen Wahlkreis zu schaffen, der wie-
derum als Einstieg in eine sogenannte „dritte Entität” gesehen werden 
könnte. 

Aktuell hat für die Bundesregierung die Implementierung der Ergebnisse 
der Wahlen vom 7. Oktober 2018 und die Bildung von stabilen Koaliti-
onen und Regierungen auf allen Ebenen höchste Priorität, damit mög-
lichst zügig der Reformprozess in Bosnien und Herzegowina wieder auf-
genommen werden kann. Fragen der Wahlrechtsreform sollten im Laufe 
der Legislaturperiode durch die zuständigen Parlamente und Regierun-
gen behandelt werden. Dabei gilt es, alle offenen Fragen zu behandeln. 
Diese aus Sicht der Bundesregierung prioritären Ziele spricht sie in re-
gelmäßigen Gesprächen mit allen politischen Gruppen im Land an. 

 
47. Abgeordneter 

Dr. Frithjof 
Schmidt 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des
Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen (1a. Kam-
mer; Urteil vom 9. Juli 2018, Aktenzeichen a K
902/18.A), dass der eritreische Staat auch diejeni-
gen Eheschließungen als wirksam anerkennt, die 
entsprechend der Religion der Parteien oder den
örtlichen Gewohnheiten erfolgen und nicht (zu-
sätzlich) vor einem Zivilstandesbeamten? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen keine gesicherten Erkenntnisse über eine 
allgemeingültige Praxis im Sinne der Fragestellung vor. 

 
48. Abgeordneter 

Dr. Frithjof 
Schmidt 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Handelt es sich nach Kenntnisstand der Bundes-
regierung bei der Vorschrift des eritreischen Staa-
tes, dass eine geschlossenen Ehe gleich welcher
Form in das Zivilregister („Kebabi“-Register) 
einzutragen ist, um eine konstitutive Vorausset-
zung für die Wirksamkeit der Ehe oder um eine
deklaratorische Bestimmung? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Rechtsverbindliche Auskünfte über ausländisches Recht kann die Bun-
desregierung nicht erteilen. 
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49. Abgeordneter 
Dr. Frithjof 
Schmidt 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Bedeutet das Treffen zwischen Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel und dem thailändischen Mi-
nisterpräsident Prayuth in Berlin, das stattfindet, 
obwohl die Wahlen in Thailand auf 2019 verscho-
ben worden sind, dass die Bundesregierung sich 
von dem von dem Europäischen Rat für ausländi-
sche Beziehungen vorgegebenen Kurs, der die
Annäherung an Thailand und die Wiederauf-
nahme der Kontakte mit Thailand aufgrund der 
Ankündigung des Nationalrats für Frieden und
Ordnung, im November 2018 allgemeine Wahlen 
abzuhalten, für angebracht hält, abweicht und
trotz fehlender positiver demokratischer Entwick-
lungen die Annäherung mit Thailand sucht (www.
consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/ 
12/11/thailand-council-adopts-conclusions/)? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Der Kurs, auf den sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) 
in den Ratsschlussfolgerungen vom 11. Dezember 2017 verständigt ha-
ben, ist ein Kurs der graduellen politischen Wiederannäherung. In Reak-
tion auf die Ankündigung von Parlamentswahlen im Königreich Thai-
land haben die EU-Mitgliedstaaten die Wiederaufnahme von politischen 
Kontakten auf allen Ebenen beschlossen. Hierzu gehören auch Kontakte 
auf Ebene der Regierungschefs, insbesondere um die EU-abgestimmten 
politischen Kernbotschaften – freie und faire Wahlen, Achtung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten – hochrangig anzusprechen und einzu-
fordern. Weitere Schritte, wie die vollständige Wiederaufnahme der 
Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit der EU sowie die 
Unterzeichnung des bereits ausverhandelten Partnerschafts- und Koope-
rationsabkommens, stehen unter dem Vorbehalt der weiteren innenpoli-
tischen Entwicklung in Thailand bzw. werden erst nach demokratischen 
Wahlen und der Machtübergabe an eine zivile Regierung mit dieser er-
folgen. 

Die Verschiebung des Wahltermins von November 2018 auf den Zeit-
raum Februar bis Mai 2019 begründete die thailändische Regierung mit 
Verzögerungen bei der gesetzgeberischen Vorbereitung für die allge-
meinen Wahlen. Die notwendigen gesetzgeberischen Vorbereitungen 
sind inzwischen abgeschlossen, Thailand bereitet sich auf die Abhaltung 
der allgemeinen Wahlen am 24. Februar 2019 vor. 

Seit den EU-Ratsschlussfolgerungen vom 11. Dezember 2017 wurde die 
EU-Linie gegenüber Thailand nicht angepasst. Im Einklang mit dieser 
Linie hat der Ministerpräsident des Königreichs Thailand, Prayut  
Chan-o-cha, im Jahr 2018 bereits ein Mal Großbritannien und zwei Mal 
Frankreich besucht. Die gemeinsame Haltung der EU bildet auch die 
Grundlage für den Besuch in Berlin. 
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50. Abgeordnete 
Eva-Maria 
Schreiber 
(DIE LINKE.) 

Welche Details kann die Bundesregierung zur
konkreten Verwendung von Geldern mitteilen, 
mit denen sie den Niger im Bereich des Grenz-
schutzes und zur Verhinderung undokumentierter 
Migration unterstützt, wie es die Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel in einem Treffen mit dem
nigrischen Präsidenten Mahamadou Issoufou in
Meseberg/Brandenburg versicherte und wozu be-
kannt ist, dass die Bundesregierung zusammen
mit der niederländischen Regierung eine nigri-
sche „Spezialtruppe“ mit 10 Millionen Euro fi-
nanziell ausstatten will, um diese auszurüsten
und auszubilden (www.thelocal.de/20181101/
germany-netherlands-back-niger-border-force- 
to-counter-migration), und an welchen Grenzen 
bzw. Grenzübergängen soll diese Truppe nach
Kenntnis der Bundesregierung eingesetzt werden,
und wie es der nigrische Polizeichef formuliert,
dort auch „Drogen und Terrorismus“ zu bekämp-
fen? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 4. Dezember 2018 

Die zivile Ausbildungs- und Beratungsmission der Europäischen Union 
(EU) in Niger (EUCAP Sahel Niger) unterbreitete dem Auswärtigen 
Amt einen Projektvor schlag zum Aufbau einer mobilen Grenzüberwa-
chungseinheit (sogenannte „Compagnie Mobile de Controle des Fron-
tieres“, CMCF). Das Projekt dient der besseren Überwachung der Au-
ßengrenzen und damit der effektiveren Bekämpfung von Terrorismus 
und grenzüberschreitender Kriminalität. Es ist in die nigrische Sicher-
heitsstrategie eingebettet und wird gemeinsam mit den nigrischen Part-
nern verwirklicht. Die Bundesregierung unterstützt das Vorhaben im 
Jahr 2018 mit circa einer Million Euro. Die Umsetzung des Projekts er-
folgt durch die EU-Mission EUCAP Sahel Niger, welche die Maßnahme 
durch Ausbildung des eingesetzten Personals flankieren kann. Die mo-
bile Grenzüberwachungseinheit ist organisatorisch der nigrischen Natio-
nalpolizei „Direction Generale de la Police Nationale“ (DGPN) unter-
stellt. 

Von dem deutschen Beitrag sind die Beschaffung von Funkgeräten so-
wie die Einrichtung eines Funkverkehrskreises für die mobile Grenzein-
heit an der Grenze zu Nigeria geplant. Nach Erkenntnissen der Bundes-
regierung wollen weitere EU-Mitgliedstaaten EUCAP Sahel Niger bei 
der Verwirklichung des Vorhabens unterstützen. 
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51. Abgeordneter 
Martin Sichert 
(AfD) 

Wie viele Visa zum Familiennachzug wurden im
Jahr 2018 bis dato erteilt (bitte die Zahlen nach
Antragstellerstatus aufschlüsseln – Asylberech-
tigte nach Artikel 16a Grundgesetz, Flüchtlings-
schutz nach § 3 AsylG, subsidiär Geschützte nach 
§ 4 AsylG)? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 3. Dezember 2018 

Im ersten bis dritten Quartal 2018 wurden insgesamt 79 180 Visa zum 
Familiennachzug erteilt. Hierbei ist zu beachten, dass die Zahl neben 
dem Familiennachzug zu Schutzberechtigten auch den Familiennachzug 
zu Deutschen sowie zu Ausländern, die aus anderen Gründen als der Zu-
erkennung einer Schutzberechtigung einen Aufenthaltstitel besitzen, 
umfasst. Die erbetene differenzierte Auflistung nach dem Schutzstatus 
der in Deutschland lebenden Referenzperson wird mit dem vom Aus-
wärtigen Amt eingesetzten System ab dem Jahr 2019 möglich sein. 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann lediglich der Nachzug zu subsidiär Schutz-
berechtigten separat ausgewertet werden. Seit Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Neuregelung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten 
am 1. August 2018 wurden bis zum 26. November 2018 für Angehörige 
dieses Personenkreises insgesamt 1 385 Visa erteilt. 

 
52. Abgeordneter 

Dr. Harald Weyel 
(AfD) 

Welche Aufgaben bei der Lenkung und Kontrolle 
von Migrationsbewegungen nimmt die Internati-
onale Organisation für Migration (IOM) gegen-
wärtig im Auftrag der Bundesregierung in
Deutschland wahr (www.tagesstimme.com/2018/
09/19/globaler-migrationspakt-das-sind-die-ziele- 
des-abkommens/)? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 30. November 2018 

Die Internationale Organisation für Migration (IOM) nimmt keine Auf-
gaben der Lenkung und Kontrolle von Migrationsbewegungen für die 
Bundesregierung wahr. 

Als zwischenstaatliche Organisation im System der Vereinten Nationen 
(VN) ist IOM bei bestimmten internationalen Themen unterstützend im 
Auftrag der Bundesregierung tätig. Ein Beispiel hierfür sind die Rück-
kehrprogramme „Reintegration and Emigration Programme for Asylum 
Seekers in Germany“ (REAC) / „Government Assisted Repatriation  
Programme“ (GARP) und Starthilfe Plus, im Rahmen derer IOM die 
freiwillige Ausreise ins Herkunftsland organisiert und betreut.  
Detaillierte Informationen hierzu können auf der Website www. 
returningfromgermany.de abgerufen werden. 
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53. Abgeordneter 
Dr. Harald Weyel 
(AfD) 

Weshalb soll sich die Bundesrepublik Deutsch-
land nach Auffassung der Bundesregierung mit
der Unterzeichnung des „Globalen Pakts für eine
sichere, geordnete und reguläre Migration“ eine
freiwillige Selbstverpflichtung auferlegen, wäh-
rend sie gleichzeitig auf eine konkrete Kontrolle
der Einhaltung der Verpflichtungen bei ihren 
Migrationspartnern verzichtet (vgl. 19/5435, Ant-
wort zu Frage Nr. 11)? 

Antwort des Staatssekretärs Walter J. Lindner 
vom 30. November 2018 

Die Bundesregierung kann keinen Zusammenhang zwischen der in der 
Fragestellung genannten Antwort der Bundesregierung vom 16. Novem-
ber 2018 auf Frage 11 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD (Bun-
destagsdrucksache 19/5879) und dem Globalen Pakt für sichere, geord-
nete und reguläre Migration erkennen. Der Globale Pakt für sichere, ge-
ordnete und reguläre Migration ist für alle Adressaten gleichermaßen 
eine politische Absichtserklärung ohne rechtliche Bindungswirkung. 

 
54. Abgeordneter 

Dr. Harald Weyel 
(AfD) 

Sind für die NGO „Advocates Abroad“ (https://
jungefreiheit.de/politik/ausland/2018/anwaelte- 
sollen-asylsuchende-zum-tricksen-animiert- 
haben/) nach Kenntnis der Bundesregierung deut-
sche Staatsbürger tätig, und erstrecken sich die 
Tätigkeiten der NGO auch auf deutsches Hoheits-
gebiet? 

Antwort des Staatssekretärs Andreas Michaelis 
vom 30. November 2018 

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis darüber, ob deutsche Staatsbür-
ger für die Nichtregierungsorganisation „Advocates Abroad“ tätig sind. 
Ihr liegen keine Erkenntnisse zu möglichen Aktivitäten der insbesondere 
in Griechenland tätigen Nichtregierungsorganisation in Deutschland 
vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie 

55. Abgeordneter 
Lorenz Gösta 
Beutin 
(DIE LINKE.) 

Welches Ergebnis hat die Überprüfung durch das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit, die bis zum 30. Juni 2018 nach § 13 g EnWG 
Absatz 8 zu überprüfen hatten, in welchem 
Umfang Kohlendioxidemissionen durch die Still-
legung von Anlagen in der Sicherheitsbereitschaft 
zusätzlich eingespart werden (siehe: § 13 g 
EnWG Absatz 8, https://dejure.org/gesetze/
EnWG/13g.html), und falls diese Überprüfung
noch nicht abgeschlossen ist, wann wird dies der
Fall sein und entsprechende Konsequenzen
(s. Frage 56) gezogen worden sein? 

 
56. Abgeordneter 

Lorenz Gösta 
Beutin 
(DIE LINKE.) 

Sind die angestrebten 12,5 Mio. Tonnen CO2-
Einsparung durch die Sicherheitsbereitschaft von 
Braunkohlekraftwerken zum Stichtag erreicht
worden oder tritt der Fall ein, dass Betreiber von 
stillzulegenden Anlagen bis zum 31. Dezember 
2018 in Abstimmung mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie einen Vorschlag
vorlegen müssen, mit welchen geeigneten zusätz-
lichen Maßnahmen sie beginnend ab dem
Jahr 2019 jährlich zusätzliche Kohlendioxidemis-
sionen einsparen werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Die Fragen 55 und 56 werden wegen des engen thematischen Zusam-
menhangs gemeinsam beantwortet. 

Die Evaluierung der Sicherheitsbereitschaft dauert zurzeit noch an. Ein 
erster Entwurf des Evaluierungsberichts wurde den Kraftwerksbetrei-
bern zur Kommentierung übersandt. Die Gutachter berücksichtigen 
diese Kommentare nun für die finale Version des Berichts. Der finale 
Bericht ist noch nicht bei der Bundesregierung eingegangen. 
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57. Abgeordnete 
Katharina Dröge 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wird sich die Bundesregierung im Rat der EU
dafür einsetzen, dass die Regelungen zu Inves-
tor-Staat-Schiedsgerichten im Handels- und In-
vestitionsschutzabkommen der EU mit Kanada 
(CETA) gestrichen werden, und falls nein, aus
welchen Gründen hält die Bundesregierung wei-
terhin an Schiedsgerichten mit Kanada fest, ob-
wohl sich Kanadas Außenministerin Freeland erst 
kürzlich gegen Investor-Staat-Schiedsgerichte 
ausgesprochen hat und sagte, dass diese die 
Rechte von Unternehmen über die Rechte souve-
räner Regierungen stellen (https://pm.gc.ca/eng/
news/2018/10/01/prime-minister-trudeau-and- 
minister-freeland-speaking-notes-united-states- 
mexico)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 30. November 2018 

Der Vertragstext von CETA ist ausverhandelt und von allen 30 Vertrags-
parteien unterzeichnet. Die Äußerungen des kanadischen Premierminis-
ters Justin Trudeau und der kanadischen Außenministerin Chrystia  
Freeland vom 1. Oktober 2018 anlässlich des Abschlusses der Verhand-
lungen des United States Mexico Canada Agreement (USMCA) bezie-
hen sich nicht auf das in CETA vereinbarte transparente Investitionsge-
richtssystem mit von den Vertragsparteien ernannten Richtern und Be-
rufungsmechanismus. 

Im Übrigen verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu Frage 72 
des Abgeordneten Klaus Ernst auf Bundestagsdrucksache 19/5282. 

Ergänzend weist die Bundesregierung darauf hin, dass Kanada am 
29. Oktober 2018 das Comprehensive and Progressive Agreement for 
Trans-Pacific Partnership (CPTPP) ratifiziert hat, das Vorschriften zur 
Investor-Staat-Streitbeilegung enthält. 

 
58. Abgeordnete 

Heike Hänsel 
(DIE LINKE.) 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen,
wonach ein Rüstungsexportstopp nach Saudi-
Arabien auf zwei Monate beschränkt ist (http://
m.spiegel.de/politik/ausland/ruestungsexporte- 
deutscher-lieferstopp-nach-saudi-arabien-gilt- 
nur-temporaer-a-1240039.html)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesregierung folgt dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Oktober 2014 (BVerfGE 137, 185) zur Reichweite des parla-
mentarischen Auskunftsanspruchs bei Rüstungsexportentscheidungen 
und unterrichtet über abschließende positive Genehmigungsentschei-
dungen sowie die Eckdaten von genehmigten Ausfuhrvorhaben, d. h. Art 
und Anzahl der Rüstungsgüter, das Empfängerland und das Gesamtvo-
lumen. Die Bundesregierung sieht gemäß dem Urteil von weitergehen-
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den Ausführungen, die über die Eckdaten des Ausfuhrvorhabens hinaus-
gehen, ab. Dies schließt Angaben zu abgelehnten Genehmigungsanträ-
gen oder möglichen Suspendierungen von erteilten Genehmigungen ein. 
Da Maßnahmen zur Unterbindung von Ausfuhrvorhaben erhebliche 
Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit und die vertraglichen Bezie-
hungen der betroffenen Unternehmen haben, kommt dem Schutz von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen hierbei eine besondere Stellung 
zu. 

 
59. Abgeordneter 

Reinhard Houben 
(FDP) 

Mit welchen Nachbarländern hat die Bundesre-
gierung seit Ankündigung der Abschaffung der
Zeitumstellung im September 2018 durch die Eu-
ropäische Kommission bereits gezielt Gespräche
geführt, um eine einheitliche Zeitregelung in Mit-
teleuropa zu erreichen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesregierung begrüßt den Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion und strebt eine harmonisierte Zeitregelung in Mitteleuropa an. Ge-
spräche mit anderen Mitgliedstaaten hierüber finden fortlaufend statt. 

 
60. Abgeordneter 

Reinhard Houben 
(FDP) 

Präferiert die Bundesregierung für die Zeit nach
der Abschaffung der Zeitumstellung die perma-
nente Winter- oder Sommerzeit? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Für die Bundesregierung ist die Vermeidung von Zeitinseln und Frikti-
onen im Binnenmarkt von zentraler Bedeutung. Sie wird daher in enger 
Abstimmung mit den europäischen Partnern darauf hinwirken, dass eine 
möglichst einheitliche und weitgehend harmonisierte Lösung zügig ge-
funden wird. 

Eine endgültige Festlegung der Bundesregierung auf eine permanente 
Sommer- oder Winterzeit wird im Zuge der weiteren Beratungen erfol-
gen. 
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61. Abgeordneter 
Uwe Kekeritz 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Ergebnisse liegen aus den, nach bolivia-
nischem Recht notwendigen, Umweltstudien für 
die Förderung und Industrialisierung von Lithium
im Rahmen des Joint Ventures zwischen dem
deutschen Unternehmen ACI Systems und dem
staatlichen bolivianischen Unternehmen YLB mit
Unterstützung der Bundesregierung (www.faz.
net/aktuell/wirtschaft/abbau-von-lithium-bolivien- 
vertraut-deutschen-unternehmen-15827849.html) 
in Bezug auf die Auswirkungen auf Wasserhaus-
halt, Wasserqualität, auf Flora und Fauna oder an-
dere relevante Aspekte in der betroffenen Region
vor, und geht die Bundesregierung davon aus,
dass die Umweltverträglichkeitsprüfung für das
Vorhaben vor der Unterzeichnung der Verträge 
für das Vorhaben abgeschlossen sein wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 5. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen keine Ergebnisse aus Umweltstudien für die 
Förderung von Lithium in Bolivien im Rahmen des Joint Ventures von 
ACI Systems und YLB vor. Diese beiden Unternehmen sollen die Ver-
tragspartner des Vertrages sein, der am 12. Dezember dieses Jahres un-
terzeichnet werden soll. Sollte ACI Systems beim Bund Unterstützung 
des Projekts durch Instrumente der Außenwirtschaftsförderung beantra-
gen, wird der Bund im Rahmen der Antragsprüfung insbesondere auch 
die Umweltaspekte des Projekts gründlich prüfen. 

 
62. Abgeordnete 

Katja Keul 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Sind die von der MDBA S.A.S in Deutschland
hergestellten Teile der Lenkflugkörper- und Waf-
fensysteme sowie alle weiteren in Deutschland 
hergestellten Teile des Eurofighter vom Stopp der
Rüstungslieferungen an Saudi-Arabien (vgl. www.
sueddeutsche.de/politik/khashoggi-deutschland- 
ruestungsexporte-einreisesperren-1.4217268) be-
troffen, sofern diese über einen anderen Staat
nach Saudi-Arabien ausgeführt werden sollen,
wie z. B. die Regierung des Vereinigten König-
reichs der Bundesregierung gemäß des Memoran-
dums of Understanding #1 aus dem Jahr 1986 für
den Verkauf von 48 Eurofighter Jets an Saudi-
Arabien indiziert hat (vgl. Antwort der Bundesre-
gierung auf meine Schriftliche Frage 39 auf Bun-
destagsdrucksache 19/1470)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesregierung folgt dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Oktober 2014 (BVerfGE 137, 185) zur Reichweite des parla-
mentarischen Auskunftsanspruchs bei Rüstungsexportentscheidungen 
und unterrichtet über abschließende positive Genehmigungsentschei-
dungen sowie die Eckdaten von genehmigten Ausfuhrvorhaben, d. h. Art 
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und Anzahl der Rüstungsgüter, das Empfängerland und das Gesamtvo-
lumen. Die Bundesregierung sieht gemäß dem Urteil von weitergehen-
den Ausführungen, die über die Eckdaten des Ausfuhrvorhabens hinaus-
gehen, ab. Dies schließt Angaben zu abgelehnten Genehmigungsanträ-
gen oder möglichen Suspendierungen von erteilten Genehmigungen ein. 
Da Maßnahmen zur Unterbindung von Ausfuhrvorhaben erhebliche 
Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit und die vertraglichen Bezie-
hungen der betroffenen Unternehmen haben, kommt dem Schutz von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen hierbei eine besondere Stellung 
zu. 

 
63. Abgeordneter 

Michael Leutert 
(DIE LINKE.) 

Welche Vereinbarungen hat die Bundesregie-
rung mit betroffenen Rüstungsexporteuren
getroffen, um Rüstungsexporte nach Saudi-Ara-
bien rechtssicher zu stoppen (wie z. B. der Wol-
gaster Lürssen-Werft (www.spiegel.de/politik/
deutschland/jamal-khashoggi-deutschland- 
stoppt-ruestungsexporte-nach-saudi-arabien- 
komplett-a-1239216.html), und wie viele der be-
reits genehmigten Exporte sind davon betroffen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 29. November 2018 

Die Bundesregierung folgt dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Oktober 2014 (BVerfGE 137, 185) zur Reichweite des parla-
mentarischen Auskunftsanspruchs bei Rüstungsexportentscheidungen 
und unterrichtet über abschließende positive Genehmigungsentschei-
dungen sowie die Eckdaten von genehmigten Ausfuhrvorhaben, d. h. Art 
und Anzahl der Rüstungsgüter, das Empfängerland und das Gesamtvo-
lumen. Die Bundesregierung sieht gemäß den Vorgaben des Urteils von 
weitergehenden Ausführungen, die über die Eckdaten des Ausfuhrvor-
habens hinausgehen, ab. Dies schließt Angaben zu abgelehnten Geneh-
migungsanträgen oder möglichen Suspendierungen von erteilten Geneh-
migungen ein. Da Maßnahmen zur Unterbindung von Ausfuhrvorhaben 
erhebliche Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit und die vertragli-
chen Beziehungen der betroffenen Unternehmen haben, kommt dem 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen hierbei eine besondere 
Stellung zu. 

 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

juris Lex QS
20052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 41 –  Drucksache 19/6321 

64. Abgeordneter 
Stefan Liebich 
(DIE LINKE.) 

Wie lange plant die Bundesregierung die Liefe-
rung von Rüstungsgütern an das Königreich
Saudi-Arabien auszusetzen, und plant die Bun-
desregierung in der nächsten Zeit weitere Aus-
fuhrstopps an die am Jemenkrieg beteiligten Län-
der außer dem schon beschlossenen Stopp nach 
Saudi-Arabien? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesregierung erteilt derzeit keine neuen Genehmigungen für die 
Ausfuhr von Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien. Darüber hinaus wirkt 
die Bundesregierung auf die Inhaber von gültigen Einzelgenehmigungen 
ein mit dem Ergebnis, dass aktuell keine Ausfuhren von Rüstungsgütern 
von Deutschland nach Saudi-Arabien stattfinden. 

Sie beobachtet und bewertet fortlaufend die Lage mit Blick auf Saudi-
Arabien und die Region. Dabei wird die Bundesregierung sich mit ihren 
internationalen, vor allem ihren europäischen Partnern, eng abstimmen 
und in Abhängigkeit davon agieren. Die Bundesregierung strebt dabei 
eine gemeinsame europäische Linie an. 

Die entsprechenden Bewertungs-, Abstimmung- und Entscheidungspro-
zesse der Rüstungsexportkontrolle unterfallen dem Kernbereich exeku-
tiver Eigenverantwortung. Die Auskunftspflicht der Bundesregierung 
beschränkt sich nach den Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts 
in seinem Urteil vom 21. Oktober 2014 (BVerfGE 137, 185) für diesen 
Bereich des Regierungshandelns auf die Unterrichtung des Parlaments 
über abschließende positive Genehmigungsentscheidungen sowie die 
Eckdaten von genehmigten Ausfuhrvorhaben, d. h. Art und Anzahl der 
Rüstungsgüter, das Empfängerland und das Gesamtvolumen. Die Bun-
desregierung folgt den Vorgaben des Urteils und sieht von weitergehen-
den Auskünften ab. Dies gilt insbesondere für Auskünfte zu laufenden 
Entscheidungsprozessen und möglichen zukünftigen Entscheidungen. 

 
65. Abgeordnete 

Ingrid Nestle 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Schritte plant die Bundesregierung, um
wie im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD angekündigt, mehr Erdkabel im Wech-
selstrombereich zu ermöglichen, und sollen Erd-
kabel im Wechselstrombereich auch für Netzaus-
bauprojekte ermöglicht werden, die bereits in Pla-
nung sind? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 29. November 2018 

Das Stromnetz ist das Rückgrat einer erfolgreichen Energiewende. Die 
Bundesregierung setzt sich daher für eine Beschleunigung des Netzaus-
baus ein und begrüßt den Einsatz von allen Netzausbau-Technologien, 
die zur Beschleunigung beitragen und technisch sowie wirtschaftlich 
darstellbar sind. 
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Aktuell befinden sich im Wechselstrom-Bereich mehrere Projekte in der 
Planung, für die die Erdkabel-Technologie auf Teilabschnitten einge-
setzt werden kann. Doch Wechselstrom-Erdkabel entsprechen auf der 
Ebene des Übertragungsnetzes noch nicht dem Stand der Technik. Daher 
handelt es sich bei den genannten Projekten um Erdkabel-Pilotprojekte. 
Sie dienen dem Zweck, Erfahrungen mit Erdkabeln im Wechselstrom-
bereich zu sammeln. Die Bundesregierung setzt sich für eine rasche Re-
alisierung der Pilotprojekte ein, damit die Möglichkeiten und Grenzen 
der Erdkabel-Technologie erprobt werden können. 

Zudem wird die Bundesregierung im Rahmen des Netzausbau-Control-
ling regelmäßig mit Ländern und Netzbetreibern beraten, wie einzelne 
Projekte konkret vorangebracht werden können. In diesem Zusammen-
hang kann es ggf. auch darum gehen, inwiefern die Erdverkabelung von 
Teilabschnitten eine beschleunigende Wirkung haben und technisch so-
wie wirtschaftlich darstellbar sein kann. 

 
66. Abgeordnete 

Ingrid Nestle 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Höhe wird die vom Bundesminister für
Wirtschaft und Energie in Aussicht gestellte, ein-
malige Zahlung an vom Netzausbau betroffene
Landbesitzerinnen und Landbesitzer, auf die sich
laut energate messenger vom 27. November 2018 
verständigt wurde, betragen, und wer war an die-
ser Entscheidungsfindung beteiligt? 

Antwort der Staatssekretärin Claudia Dörr-Voß 
vom 6. Dezember 2018 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie hat in einem Gespräch 
mit dem Deutschen Bauernverband, dem Verband Familienbetriebe 
Land und Forst sowie dem Verband deutscher Waldbesitzerverbände 
e. V. am 11. September 2018 eine Regelung für Entschädigungszahlun-
gen für vom Netzausbau betroffene Grundstückseigentümer in Aussicht 
gestellt. Bezüglich Inhalt und Ort der Regelung finden derzeit Gespräche 
innerhalb der Bundesregierung und mit den genannten Verbänden statt. 
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67. Abgeordneter 
Dr. Martin 
Neumann (Lausitz) 
(FDP) 

Wie bewertet die Bundesregierung den Stellen-
wert des Mittelstandes in Deutschland für die
Verbreitung und Initiierung technologischer Ent-
wicklungen, und wie bewertet sie dementspre-
chend die Notwendigkeit einer Aufstockung des
Budgets für die Industrieforschung für Unterneh-
men (Haushalt 2019: Titel 68601–165) im Bun-
deshaushalt 2020 vor dem Hintergrund, dass ak-
tuell rund zwei Drittel dieses Titels die Förderung
der industriellen Gemeinschaftsforschung (IGF)
ausmacht und dass diese gemäß den Ergebnissen
der sog. Trendstudie des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums (BMWi) als technologischer Trendset-
ter und Trendbeschleuniger wirkt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 30. November 2018 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass der Mittelstand von er-
heblicher Bedeutung für den Ausbau der Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit unserer gesamten Volkswirtschaft ist. Der Mittelstand muss, 
um auf Dauer am Markt bestehen zu können, über eingehende Markt-
kenntnis verfügen, schnell und flexibel auf sich verändernde Bedingun-
gen reagieren können und nicht zuletzt gut vernetzt sein, um die Erfah-
rungen anderer für sich nutzen zu können. Auch kommt der Innovati-
onsimpuls jeweils nach dem Bottom-Up-Prinzip aus der Breite des Mit-
telstandes. Die Schlussfolgerungen aus der Analyse des Zentralen Inno-
vationsprogramms Mittelstand (ZIM) und der Industriellen Gemein-
schaftsforschung (IGF) vom April diesen Jahres haben damit für die 
Bundesregierung unverändert Bestand: Die technologieoffenen Pro-
gramme ZIM und IGF wirken weiterhin uneingeschränkt positiv. 

Daher war es bereits erfreulich, dass der Ansatz für die IGF im Bundes-
haushalt 2016 von rund 139 Mio. Euro um rund 30 Mio. Euro auf 
169 Mio. Euro im Bundeshaushalt 2017 aufgestockt worden ist. Durch 
die Mittel, die der Koalitionsvertrag für Forschung und Entwicklung für 
die Jahre 2019 bis 2022 vorsieht, kann zudem gewährleistet werden, dass 
das Niveau deutlich höher bleibt als noch im Jahr 2016. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie begrüßt es, dass für das kommende 
Haushaltsjahr 2019 jetzt ebenso viele Mittel zur Verfügung stehen wie 
in den Jahren 2017 und 2018. Es tut das ihm Mögliche, um dies auch für 
die Zukunft sicherzustellen. 
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68. Abgeordneter 
Sören Pellmann 
(DIE LINKE.) 

Welche Fördermittel aus welchen Fördertöpfen
hat die von der Schließung bedrohte LVZ-
Druckerei in Leipzig-Stahmeln (www.print.de/
allgemein/madsack-schliesst-ende-2019-seine- 
zeitungsdruckerei-in-leipzig/) vom Bund in der 
Zeit von 1990 bis 1995 erhalten (bitte nach Jahren
einzeln auflisten)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 30. November 2018 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über eine unmittelbare 
Förderung der LVZ-Druckerei in Leipzig-Stahmeln vor. 

 
69. Abgeordnete 

Eva-Maria 
Schreiber 
(DIE LINKE.) 

Welche Informationen hat die Bundesregierung 
über die Expertise und Kapazitäten des Unterneh-
mens ACI Systems in Bezug auf die Herstellung 
von Lithiumkarbonat und die Produktion von Li-
thiumbatterien sowie die geplante Investition von
1,3 Milliarden US-Dollar im Rahmen des Joint
Ventures mit dem staatlichen bolivianischen Un-
ternehmen YLB, und welche konkrete Unterstüt-
zung und Absicherung plant die Bundesregierung
für dieses Projekt bzw. führt sie bereits durch? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Das Konsortium um das Unternehmen ACI Systems mit Sitz in Zim-
mern/Deutschland hat eine Ausschreibung zur Gewinnung von Rohstof-
fen, insbesondere auch Lithium, aus dem Salar de Uyuni, Bolivien, ge-
wonnen. Laut den Informationen von ACI Systems waren sowohl die 
Fachkompetenz als auch das gesamtheitliche Konzept der Rohstoffge-
winnung und Weiterverarbeitung dafür entscheidend. Das Konsortium 
verhandelt derzeit einen Joint-Venture-Vertrag mit dem bolivianischen 
staatlichen Unternehmen YLB. Aufgrund der großen Bedeutung des Li-
thiums für Speichertechnologien, insbesondere für Lithium-Ionen-Bat-
terien in Elektrofahrzeugen, sowie der hohen weltweiten Angebotskon-
zentration beobachtet die Bundesregierung neue Lithiumprojekte mit 
großem Interesse. Die Bundesregierung ist in engem Austausch mit ACI 
Systems und flankiert das Projekt politisch. Daneben könnte die Bun-
desregierung das Projekt mit den bestehenden Instrumenten der Außen-
wirtschaftsförderung unterstützen, wenn und soweit das Projekt die da-
für erforderlichen Voraussetzungen erfüllt. Zum jetzigen Zeitpunkt be-
steht keine solche Unterstützung. 
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70. Abgeordnete 
Dr. Petra Sitte 
(DIE LINKE.) 

Prüft die Bundesregierung weiterhin gesetzliche
Regelungen für ein Verbot von Ad-Blockern 
(vgl. Bundestagsdrucksache 18/10115 Antwort 
der Bundesregierung zu Fragen 4 bis 7), und
wenn ja, bis wann plant sie diese Prüfungen abzu-
schließen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 27. November 2018 

Die Bundesregierung plant derzeit keine gesetzlichen Regelungen, die 
auf ein Verbot von Ad-Blockern hinauslaufen würden. Der Bundesge-
richtshof hat mit Urteil vom 19. April 2018 entschieden, dass das Ange-
bot der streitgegenständlichen Ad-Blocker-Software nicht gegen das  
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb verstößt (Aktenzeichen I 
ZR 154/16). 

 
71. Abgeordnete 

Margit Stumpp 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Von welchen Stellen wurde das Bundeskartellamt 
aufgefordert, ein Prüfungsverfahren zur marktbe-
herrschenden Stellung von Firmen im deutschen
Mobilfunkmarkt einzuleiten, und falls dies nicht
der Fall ist, warum wurde dies nicht initiiert? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 4. Dezember 2018 

Die Entscheidungen des Bundeskartellamts werden von den Beschluss-
abteilungen getroffen. Sie leiten ein Kartellverfahren von Amts wegen 
oder auf Antrag ein. Dem Bundeskartellamt liegen Beschwerden gegen 
Mobilfunknetzbetreiber vor und diese werden auch geprüft. 

 
72. Abgeordneter 

Markus Tressel 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über
Ankäufe von an das Atomkraftwerk Cattenom
grenzenden Flächen durch den Kraftwerksbetrei-
ber EDF, über die in der französischen Presse be-
richtet wurden (www.leparisien.fr/economie/edf-
prepare-le-terrain-pour-de-nouveaux-reacteurs- 
07-11-2018-7936878.php), und inwieweit hat die
Bundesregierung sich in diesem Zusammenhang
bei französischen Stellen über die Zukunftspläne
für den Kraftwerksstandort Cattenom informiert?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 5. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu diesem Sachverhalt 
vor, die über die aus der aktuellen Presseberichterstattung bekannten In-
formationen hinausgehen. Im Rahmen der Vorstellung der neuen fran-
zösischen mehrjährigen Energieprogrammplanung am 27. November  
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2018 kündigte die französische Regierung an, dass die Entscheidung 
darüber, ob neue Kernreaktoren in Frankreich gebaut werden, u. a. auf 
Basis eines bis Mitte 2021 vom französischen Energiekonzern EDF vor-
zulegenden Gutachtens getroffen werde. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Thema gegenüber der französi-
schen Regierung bei geeigneter Gelegenheit anzusprechen. 

 
73. Abgeordnete 

Dr. Julia Verlinden 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wann wird die Bundesregierung die Stromkenn-
zeichnung reformieren vor dem Hintergrund, dass
sie bereits seit 2016 an diesem Vorhaben arbeitet
(vgl. Bundestagsdrucksache 18/11514), die Sta-
keholder bereits konsultiert wurden und die Bera-
tung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie auf eu-
ropäischer Ebene so gut wie abgeschlossen ist,
sodass etwaige Auswirkungen auf die Strom-
kennzeichnung aus dieser Richtlinie keinen Ver-
zögerungsgrund mehr darstellen sollten, und wa-
rum wird die Reform der Stromkennzeichnung
nicht im dem Bundestag zur Beratung vorliegen-
den sogenannten Energiesammelgesetz geregelt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 27. November 2018 

Aus Sicht der Bundesregierung dient die Stromkennzeichnung zwei Zie-
len. Zum einen soll sie die von den jeweiligen Versorgern in ihrem 
Strommix verwendeten Energieträger darstellen und die Versorger auf 
diese Weise vergleichbar machen. Zum anderen soll die Stromkenn-
zeichnung dem Stromverbraucher, der den Ausbau der erneuerbaren 
Energien durch die EEG-Umlage zu großen Teilen finanziert, einen in-
dividuellen Gegenwert für seine EEG-Umlagezahlung geben – den so-
genannten EEG-Anteil. 

In dem dadurch gesteckten Rahmen ist die Bundesregierung an einer 
Weiterentwicklung der Stromkennzeichnung sehr interessiert. Das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie hat daher ein Forschungsvor-
haben zur Erarbeitung von Optionen zur Weiterentwicklung in Auftrag 
gegeben. Derzeit arbeiten die Auftragnehmer unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse aus zwei Stakeholder-Workshops und der Entwicklungen 
auf europäischer Ebene an konkreten Vorschlägen. Es ist vorgesehen, 
den beteiligten Stakeholdern in der ersten Jahreshälfte 2019 Gelegenheit 
zu geben, zu diesen Vorschlägen Stellung zu nehmen. Diesem Prozess 
sollte nicht vorgegriffen werden. 

Das Forschungsvorhaben berücksichtigt bei seinen Arbeiten auch die 
Entwicklung der europäischen Regelungen zu Herkunftsnachweisen und 
zur Stromkennzeichnung. Mit Blick auf den damals ungewissen Inhalt 
der Neufassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II) zu Her-
kunftsnachweisen war das Forschungsvorhaben im ersten Halbjahr 2018 
ausgesetzt worden. Mittlerweile hat das Europäische Parlament die 
RED II am 13. November 2018 final angenommen, die finale Annahme 
durch den Rat ist für Anfang Dezember vorgesehen. Aber auch die der-
zeit noch in Verhandlung befindliche Neufassung der Elektrizitätsbin-
nenmarkt-Richtlinie enthält Regelungen, die die Stromkennzeichnung 
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betreffen. Die österreichische Ratspräsidentschaft strebt an, über die 
Elektrizitätsbinnenmarkt-Richtlinie bis Ende 2018 eine politische Eini-
gung im Trilogverfahren zu erzielen. 

Sobald die europäischen Vorgaben verlässlich feststehen, das For-
schungsvorhaben Vorschläge zu den Weiterentwicklungsoptionen vor-
gelegt hat und der damit verbundene Konsultationsprozess abgeschlos-
sen ist, kann mit der Prüfung etwaiger Änderungen am deutschen 
Rechtsrahmen begonnen werden. 

 
74. Abgeordnete 

Sandra Weeser 
(FDP) 

Welche Ebenen und Gremien sind mit der Ab-
stimmung und dem Informationsaustausch zu un-
terschiedlichen Themen der Energiewende zwi-
schen den zuständigen Institutionen in Bund und
Ländern befasst, und welche Kosten sind nach
Kenntnis der Bundesregierung mit der Arbeit die-
ser Gremien verbunden (vgl. Antwort zu Frage 6 
der Kleinen Anfrage „Koordination der Energie-
wende“ (19/5557))? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 27. November 2018 

Eine enge Abstimmung und Koordinierung zwischen Bund und Ländern 
zu energiepolitischen Themen ist sinnvoll und trägt zum Gelingen der 
Energiewende bei. Abstimmungen und Informationsaustausch zu den 
unterschiedlichen Aspekten der Energiewende erfolgen auf Fachebene 
insbesondere in Bund-Länder-Arbeitskreisen und -Arbeitsgruppen, auf 
Abteilungsleiterebene durch regelmäßige Abteilungsleitergespräche, auf 
Staatssekretärs- und Ministerebene u. a. in der Wirtschaftsministerkon-
ferenz und in der Umweltministerkonferenz sowie auf Ebene der Regie-
rungschefs in den Besprechungen der Bundeskanzlerin mit den Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder. Dass die Abstimmung 
und Koordinierung zwischen Bund und Ländern auf verschiedenen Ebe-
nen und in unterschiedlichen Gremien stattfindet, ist der Vielzahl der 
Sachthemen und der unterschiedlichen Art der angesprochenen Themen 
geschuldet. 

Die Kosten der energiepolitischen Bund-Länder-Koordinierung können 
nicht belastbar ermittelt werden. 
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75. Abgeordnete 
Sandra Weeser 
(FDP) 

Welche energiepolitischen Teilaufgaben nehmen
die an der Energiewende beteiligten Bundesmini-
sterien aktuell jeweils wahr, und wie sieht die Ko-
ordination dieser Teilaufgaben durch das Bundes-
wirtschaftsministerium – insbesondere vor dem 
Hintergrund der Ablehnung eines vom Bundes-
rechnungshof vorgeschlagenen Interministeriel-
len Ausschusses – im Einzelnen aus (siehe Ant-
wort der Bundesregierung zu Frage 5 auf Bundes-
tagsdrucksache 19/5557)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ulrich Nußbaum 
vom 29. November 2018 

Die Aufgaben der Energiewende sind ganz überwiegend im Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gebündelt. Energiepoliti-
sche Teilaufgaben werden auch vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (mit der Energiewende verbundene 
Aspekte des Klima- und Umweltschutzes, erneuerbare Energien im Ver-
kehr), Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (Mobi-
lität), Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (Bau), Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Bioenergiefor-
schung) und Bundesministerium für Bildung und Forschung (Energie-
forschung) wahrgenommen. 

Die ressortübergreifende Koordination erfolgt situativ im organisations-
rechtlichen Rahmen der Bundesregierung (vgl. Artikel 19 Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministerien). Diese etablierte Form der 
Zusammenarbeit in der Ministerialverwaltung hat sich nach Einschät-
zung der Bundesregierung auch im Politikfeld der Energiewende be-
währt. 

Angesichts der Tatsache, dass die Zuständigkeit für die Energiewende 
ganz überwiegend im BMWi gebündelt ist, ist nicht ersichtlich, wie ein 
interministerieller Ausschuss die bestehenden sehr effektiven Abstim-
mungsformate zwischen den Ressorts weiter optimieren könnte. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 

76. Abgeordnete 
Monika Lazar 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Liegen zu den Bundesratsinitiativen 19/261,
743/17 und 316/18 bereits Stellungnahmen der 
damit befassten Bundesministerien vor, und falls
nein, warum nicht? 

 
77. Abgeordnete 

Monika Lazar 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Plant die Bundesregierung, diese Entschließun-
gen des Bundesrates umzusetzen, und wenn ja,
wann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 3. Dezember 2018 

Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen Nr. 76 und 77 ge-
meinsam beantwortet: 

Zu der Bundesratsinitiative 19/261 hat die Bundesregierung in der Bun-
destagsdrucksache 19/261 Stellung genommen. Die Empfehlungen des 
Bundesrates 743/17 und 316/18 hat die Bundesregierung zur Kenntnis 
genommen.   

Der zwischen CDU, CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages geschlossene Koalitionsvertrag vom 12. März 
2018 enthält auf Seite 119  (Rz.: 5617 – 5621) und Seite 168 
(Rz.: 8014 – 8016) folgende Vereinbarung zum Themenbereich „Reha-
bilitierung der Opfer des SED-Unrechtregimes“: 

„Wir wollen die Erinnerungskultur und die Rehabilitierung der Opfer 
des SED-Unrechtregimes weiterentwickeln und die Fristen für die Be-
antragung nach den Rehabilitierungsgesetzen im Einvernehmen mit den 
Bundesländern aufheben. Wir werden prüfen, inwieweit die bestehenden 
rechtlichen Grundlagen für die DDR-Heimkinder verbessert werden 
können.“ (Rz.: 5617 – 5621) 

„Den durch SED-Unrecht Geschädigten steht auch in Zukunft eine ge-
sellschaftliche Anerkennung und Rehabilitierung zu. Deshalb wird die 
Koalition die Fristen in den Rehabilitierungsgesetzen streichen.“ 
(Rz.: 8014 – 8016) 

Entsprechend dieser Vereinbarung im Koalitionsvertrag prüft das Bun-
desministerium der Justiz und für Verbraucherschutz derzeit, inwieweit 
die bestehenden rechtlichen Grundlagen für die DDR-Heimkinder ver-
bessert werden können. Dabei berücksichtigt das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz neben der Rechtsprechung zum Straf-
rechtlichen Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) die gesamte vielschich-
tige Diskussion u. a. in Politik, Rechtswissenschaft und Opferverbänden 
wie auch den Stand der historischen Forschung. Diese Prüfung dauert 
an. 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird im 
Übrigen rechtzeitig einen Gesetzentwurf zur Entfristung der Rehabilitie-
rungsgesetze erarbeiten. 
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78. Abgeordneter 
Bernd Reuther 
(FDP) 

Wann wird der von Bundesministerin Katarina 
Barley angekündigte Verbrauchergipfel zu Flug-
verspätungen stattfinden, und wer wird daran teil-
nehmen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl 
vom 28. November 2018 

Am 5. Dezember 2018 soll unter gemeinsamer Leitung des Bundesmi-
nisteriums der Justiz und für Verbraucherschutz und des Bundesminis-
teriums für Verkehr und digitale Infrastruktur ein Gespräch zum Ver-
braucherschutz im Luftverkehr unter Beteiligung von Vertretern von 
Verbraucherschutzverbänden, Verbänden und Unternehmen der Luft-
verkehrswirtschaft und den Schlichtungs- und Durchsetzungsstellen für 
Fluggastansprüche stattfinden. 

 
79. Abgeordnete 

Katharina 
Willkomm 
(FDP) 

Ist die Antwort der Bundesregierung zu Frage 22 
auf Bundestagsdrucksache 19/3817 so zu verste-
hen, dass die Bundesregierung die Umsetzung der
Koalitionsvertragsvereinbarung zwischen CDU,
CSU und SPD eine bessere Rechtsdurchsetzung
durch die Einführung von „Verbraucher-smart 
contracts“ zu erleichtern (Koalitionsvertrag Zei-
len 5825 ff.) jedenfalls für diese Legislaturperi-
ode aus sowohl rechtlichen wie technischen
Gründen für nicht umsetzbar hält, und welchen
Zelthorizont für die tatsächliche Anwendung von
smart contracts als Instrument zur Durchsetzung 
von Verbraucherrechten, insbesondere im Be-
reich der Fluggastrechte, im Alltag hält sie für re-
alistisch? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl 
vom 29. November 2018 

Konkrete Pläne innerhalb der Bundesregierung zur Umsetzung des Ko-
alitionsvertrags zu der automatisierten Entschädigung von Verbrauchern 
liegen derzeit noch nicht vor. Im Rahmen der Erarbeitung der Block-
chain-Strategie der Bundesregierung werden auch Aspekte der in 
Frage 22 auf Bundestagsdrucksache 19/3817 dargestellten Fragestellun-
gen (ökonomische Chancen, Herausforderungen und Potentiale von 
smart contracts) betrachtet werden. 
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80. Abgeordnete 
Katharina 
Willkomm 
(FDP) 

Zu welchen Erkenntnissen ist die Bundesregie-
rung zwischenzeitlich aufgrund ihrer in der Ant-
wort auf die Kleine Anfrage der FDP-Bundes-
tagsfraktion (Bundestagsdrucksache 19/4207) er-
wähnten Kontakte mit den Anbietern digitaler
Dienstleistungen hinsichtlich der von den Anbie-
tern aus dem „Facebook-Urteil“ des Bundesge-
richtshofs vom 12. Juli 2018 (Az. III ZR 183/17) 
zu ziehenden Konsequenzen und dem daraus
eventuell folgenden Handlungsbedarf für die Re-
gierung gelangt, und welche Maßnahmen wird sie
bis wann ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 5. Dezember 2018 

Die Antworten auf das Schreiben der Bundesministerin der Justiz und 
für Verbraucherschutz vom 31. August 2018 an verschiedene Anbieter 
digitaler Dienstleistungen sind mittlerweile eingegangen, die letzte Stel-
lungnahme hat uns erst vor wenigen Tagen erreicht. 

Derzeit werden die Stellungnahmen im Einzelnen ausgewertet. 

 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 

81. Abgeordneter 
Klaus Ernst 
(DIE LINKE.) 

Wie viele Sozialpläne wurden bereits mit Bun-
desmitteln oder Mitteln der Arbeitslosen- und/
oder Rentenversicherung unterstützt (zum Bei-
spiel für Vorruhestandsregelungen, Überbrü-
ckungshilfen oder Anpassungsgelder), und wie
hoch waren diese Mittel jeweils bei den sechs um-
fangreichsten Sozialplänen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. November 2018 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, dass aus Bundesmitteln, Mitteln 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder der Arbeitslosenversicherung 
Sozialpläne unmittelbar unterstützt wurden oder unterstützt werden. 
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82. Abgeordnete 
Jutta Krellmann 
(DIE LINKE.) 

Inwiefern will die Bundesregierung auf EU-
Ebene verhindern, dass wie im Vorschlag für eine
Verordnung des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr.
883/2004 zur Koordinierung der Systeme der so-
zialen Sicherheit und der Verordnung (EG)
Nr. 987/2009 zur Festlegung der Modalitäten für
die Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 883/2004 vorgesehen, arbeitssuchende EU-
Bürgerinnen und -Bürger gemäß der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (Art. 35) 
auch in anderen EU-Staaten als ihrem Heimatland 
Anspruch auf eine umfassende Gesundheitsver-
sorgung erhalten, also in Deutschland wirtschaft-
liche, ausreichende, notwendige und zweckmä-
ßige Versorgung analog Sozialgesetzbuch V, und 
wie weit sind die Verhandlungen auf EU-Ebene 
hierzu vorangeschritten (bitte begründen)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. November 2018 

Individuelle Rechtsansprüche werden im europäischen Recht der Koor-
dinierung der Systeme der sozialen Sicherheit grundsätzlich nicht be-
gründet. Die in den jeweiligen Mitgliedstaaten bereits bestehenden 
Rechtsansprüche werden durch die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und 
die Verordnung (EG) Nr. 987/2009 lediglich koordiniert, aber nicht har-
monisiert. 

Der Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 
und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 vom 13. De-
zember 2016 enthält in den neu eingefügten Erwägungsgründen 5c 
und 47 Bezugnahmen auf Artikel 35 der Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union. 

Einige Mitgliedstaaten hatten sich für die Streichung der genannten Er-
wägungsgründe mit der Begründung eingesetzt, dass diese zu Rechtsun-
sicherheiten führen könnten. 

Am 21. Juni 2018 verabschiedete der Rat eine Allgemeine Ausrichtung. 
Diese Allgemeine Ausrichtung enthält in einem neuen Erwägungs-
grund 47 einen allgemeinen Verweis auf die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union. 

Der Vorschlag der Kommission wird nun im Europäischen Parlament 
beraten. Es bleibt abzuwarten, ob das Europäische Parlament diese Er-
wägungsgründe unterstützt. Nach der Positionierung durch das Europä-
ische Parlament wird im Rahmen der institutionellen Zusammenarbeit 
zwischen Vertretern des Rates und des Europäischen Parlaments unter 
Vermittlung der Europäischen Kommission versucht, sich auf einen ge-
meinsamen Text zu einigen. 
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83. Abgeordnete 
Jutta Krellmann 
(DIE LINKE.) 

Wie viele Menschen wurden nach Kenntnis der
Bundesregierung durch das Gesetz zum Leis-
tungsausschluss von EU-Bürgerinnen und -Bür-
gern (BGBl. vom 28. Dezember 2016) von 
Grundsicherungsleistungen ausgeschlossen, und 
um welche Höhe von Leistungen geht es hierbei?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. November 2018 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele Menschen aufgrund 
des Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II und in der So-
zialhilfe nach dem SGB XII vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I 3155) 
von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen wurden. Auch in Be-
zug auf das SGB XII liegen der Bundesregierung keine Informationen 
vor. Die SGB II- und SGB XII-Statistiken erfassen als Leistungsstatisti-
ken nur die Empfänger von Leistungen. 

 
84. Abgeordneter 

Markus Kurth 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Schritte wurden nach Kenntnis der Bun-
desregierung seitens der Rentenversicherungsträ-
ger eingeleitet, um zu prüfen, ob auf dem Staats-
gebiet Rumäniens in der Zeit der nationalsozialis-
tischen Verfolgung der Juden während des
2. Weltkriegs offene Ghettos existierten, und wel-
chen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung 
mit Blick auf die hohe Antrags-Ablehnungsquote 
dieser Gruppe (einschließlich Angehörigen) im
Kontext von sogenannten Ghettorenten nach dem
ZRBG? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 4. Dezember 2018 

Die vergleichsweise hohe Ablehnungsquote bei Anträgen zur Zahlbar-
machung von Renten aus Beschäftigungen in einem Ghetto (ZRBG-
Renten), die für Beschäftigungen auf dem heutigen Staatsgebiet Rumä-
niens in Zeiten der NS-Verfolgung gestellt werden, liegt darin begrün-
det, dass es dort bis auf wenige Ausnahmen nach heutigem Kenntnis-
stand keine Ghettos im Sinne des ZRBG gegeben hat. 

Für die Entscheidung, ob ein bestimmter Ort als Ghetto im Sinne des 
ZRBG anerkannt werden kann, werten die Rentenversicherungsträger 
sämtliche ihnen zur Verfügung stehenden Quellen aus. In enger Zusam-
menarbeit mit dem für die Anerkennungsrichtlinie für Ghettoarbeit zu-
ständigen Bundesministerium für Finanzen werden die bisherigen Fest-
legungen laufend überprüft. Wenn sich für ein bestimmtes Gebiet oder 
einzelne Orte neue historische Erkenntnisse ergeben, kann dies zu einer 
Neubewertung führen. 

Eine neue und wichtige Quelle für die Entscheidung über die Anerken-
nung eines Ortes ist durch die Encyclopedia of Camps and Ghettos, die 
vom United States Holocaust Memorial Museum (USHMM) in 
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Washington herausgegeben wird, erst im Sommer 2018 erschienen. Die-
ser neueste Stand wissenschaftlicher Forschung beschreibt sehr detail-
liert die Verfolgung der jüdischen Bevölkerung in Rumänien. Es finden 
sich auch in dieser Veröffentlichung keine über den bisherigen Wissen-
stand hinausgehenden Erkenntnisse, um weitere Orte, die nicht bereits 
von der Rentenversicherung anerkannt sind, als Ghettos anerkennen zu 
können. 

 
85. Abgeordneter 

Markus Kurth 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung daraus, dass nach heutigem Stand keine
tarifvertraglichen Vereinbarungen im Rahmen
des am 1. Januar 2018 in Kraft getretenen Be-
triebsrentenstärkungsgesetzes vorliegen, in der
Metall-, Elektro- und der chemischen Industrie
wenig Bedarf nach einer Umsetzung des soge-
nannten Sozialpartnermodells besteht und in den 
Branchen Logistik, Handel und Sicherheitsge-
werbe keine Einigungen zwischen Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern er-
zielt werden konnten (Handelsblatt vom 26. No-
vember 2018, Seite 36), und inwiefern ist es vor 
diesem Hintergrund aus Sicht der Bundesregie-
rung notwendig, zusätzliche Maßnahmen zu er-
greifen, um die Verbreitung der betrieblichen Al-
tersversorgung besonders in kleinen und mittle-
ren Unternehmen zu fördern? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 5. Dezember 2018 

Seit dem 1. Januar 2018 können die Sozialpartner in Tarifverträgen so-
genannte reine Beitragszusagen vereinbaren, über Leistungen der durch-
führenden Einrichtungen entscheiden und rechtssicher Options- bezie-
hungsweise Opting-Out-Systeme in den Unternehmen und Betrieben 
einführen. Die Einführung solcher freiwilligen Modelle, die sehr lang-
fristig angelegt sind und für viele Jahrzehnte Bestand haben sollen, muss 
gründlich vorbereitet werden und setzt eine Reihe von Entscheidungs-
prozessen voraus. Nach Kenntnis der Bundesregierung werden – u. a. 
auch in den genannten Branchen – derzeit meist informelle Gespräche 
über die weitere Entwicklung der tariflich basierten betrieblichen Alters-
versorgung geführt, wozu auch die mögliche Einführung eines Sozial-
partnermodells zählt. Die weitere tarifpolitische Entwicklung bleibt des-
halb abzuwarten. 

Die Bundesregierung erkennt derzeit keinen Bedarf, zusätzliche Maß-
nahmen zur weiteren Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung zu 
ergreifen. Das Betriebsrentenstärkungsgesetz sieht neben dem Sozial-
partnermodell weitere wichtige Maßnahmen vor, mit denen der weitere 
Auf- und Ausbau der betrieblichen Altersversorgung forciert werden 
soll, wie etwa die teilweise Nichtanrechnung von freiwilligen Zusatzren-
ten in der Grundsicherung im Alter oder die Einführung eines spezifi-
schen steuerlichen Fördermodells für Geringverdiener. Die Wirkungen 
dieser Maßnahmen werden u. a. im Rahmen des Alterssicherungsbe-
richts erstmals im Jahr 2020 evaluiert. 
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86. Abgeordneter 
Markus Kurth 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung aktuell die Beitragsrückstände von Selbst-
ständigen bei der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, und welche Schlussfolgerungen zieht die
Bundesregierung beispielsweise aus dem VHS-
Tarifvertrag Berlin (VHS – Volkshochschule) für 
die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und SPD geplante Altersvorsorgepflicht für
Selbstständige dahingehend, als dass hier ein Zu-
schlag der Auftraggeber zu den Sozialversiche-
rungsabgaben der arbeitnehmerähnlichen selbst-
ständig tätigen Lehrer gezahlt wird? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 6. Dezember 2018 

Der Bestand an Beitragsrückständen von in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versicherungspflichtigen Selbständigen belief sich am 31. De-
zember 2017 auf knapp 433 Millionen Euro. Es ist zu berücksichtigen, 
dass die Beitragsrückstände bei vielen Selbständigen nicht allein aus ei-
ner begrenzten Zahlungsfähigkeit resultieren, sondern zum Teil viel-
schichtige weitere Ursachen haben. Zu nennen sind hier insbesondere 
die Meldeversäumnisse der betreffenden Selbständigen nach § 190a Ab-
satz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch, die bei rückwirkender Feststel-
lung von Versicherungs- und Beitragspflicht unabhängig von der indivi-
duellen finanziellen Belastbarkeit zu hohen Beitragsrückständen führen 
können. 

Einzelheiten zu der nach dem Koalitionsvertrag geplanten Einführung 
einer verpflichtenden Altersvorsorge für bisher nicht obligatorisch abge-
sicherte Selbstständige werden derzeit erarbeitet. In der konkreten Aus-
gestaltung einer solchen Altersvorsorgepflicht wird auf die finanzielle 
Situation der betroffenen Selbstständigen Rücksicht genommen werden, 
um finanzielle Überforderungen zu vermeiden. 

 
87. Abgeordnete 

Beate 
Müller-Gemmeke 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
daraus, dass viele Unternehmen in der Logistik-
bzw. Paketbranche auf Subunternehmen setzen, 
von denen nachweislich (ARD-Doku vom 14. No-
vember 2018, Paketfahrer – ausgebeutet für den 
Online-Boom?) viele den gesetzlichen Mindest-
lohn unterlaufen sowie über schlechte Arbeitsbe-
dingungen verfügen, und welche Verbesserungen
könnte eine Übertragung des „Gesetzes zur Si-
cherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleisch-
wirtschaft“ auf die Logistikbranche bringen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 30. November 2018 

Für Paketdienstleistungen gilt derzeit kein tarifgestützter (branchenbe-
zogener) Mindestlohn. Soweit die Arbeitnehmer in Deutschland be-
schäftigt werden, findet der allgemeine Mindestlohn Anwendung. Dies 
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gilt auch dann, wenn die Arbeitnehmer bei einem im Ausland ansässigen 
Subunternehmer angestellt sind. 

Zur Absicherung des Mindestlohnanspruchs besteht nach geltendem 
Recht eine Haftung des Auftraggebers, der einen anderen mit der Erbrin-
gung einer Werk- oder Dienstleistung beauftragt, für die Zahlung des 
Mindestlohns (§ 13 Mindestlohngesetz i. V. m. § 14 Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz). Diese Haftung gilt auch für die Branche der Paketdienste. 
Danach haften Paketdienstleister, die Pakete von Subunternehmern zu-
stellen lassen, gegenüber deren Arbeitnehmern für etwaige nicht erfüllte 
Mindestlohnansprüche. Das Haftungskonzept ermöglicht es den be-
troffenen Arbeitnehmern, neben ihren Vertragsarbeitgebern auch deren 
Auftraggeber in Deutschland in Anspruch zu nehmen. Zum Schutz der 
Arbeitnehmer besteht die Möglichkeit, diesen Anspruch vor dem zustän-
digen Gericht in Deutschland einzuklagen. Wie ein im Sommer am Ar-
beitsgericht Bonn anhängiges Verfahren eines ausländischen Paketzu-
stellers gezeigt hat, machen Arbeitnehmer hiervon tatsächlich auch Ge-
brauch. 

Die Kontrolle der mindestlohnrechtlich korrekten Entlohnung obliegt 
der beim Zoll angesiedelten Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS). Die 
Logistik- und Paketbranche zählt als Teil des in § 2a SchwarzArbG ge-
nannten Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewer-
bes (STL-Branche) zu den besonders von Schwarzarbeit und illegaler 
Beschäftigung betroffenen Branchen und steht daher bei Prüfungen im 
besonderen Fokus der FKS. 

Um die Kontrolle der Mindestlöhne zukünftig noch effektiver zu gestal-
ten, ist zudem beabsichtigt, der FKS zusätzliches Personal zuzuführen. 
Die in der Frage und im ARD Beitrag angesprochene Thematik der ar-
beitsrechtlichen Absicherung in Form einer Generalunternehmerhaftung 
für ausstehende Mindestlohnzahlungen besteht – wie vorstehend ausge-
führt – bereits nach geltendem Recht. 

Besondere Regelungen des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmer-
rechten in der Fleischwirtschaft, wie z. B. die Pflicht zur unentgeltlichen 
Bereitstellung von Schutzkleidung und persönlicher Schutzausrüstung 
oder das Verbot der Gewährung eines Naturallohns tragen Besonderhei-
ten speziell der Fleischwirtschaft Rechnung und können nicht schablo-
nenhaft und automatisch auf andere Branchen übertragen werden. 

 
88. Abgeordnete 

Beate 
Müller-Gemmeke 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Auswirkungen hatten die mir bekannt ge-
wordenen wiederholt auftretenden Störungen bei
der eAkte für die Kunden und Beschäftigten in
den Jobcentern nach Kenntnis der Bundesregie-
rung, und welche Vorkehrungen hat die Bundes-
agentur für Arbeit getroffen, dass dies in Zukunft
vermieden wird? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 30. November 2018 

Im Zeitraum September bis November 2018 kam es zu mehreren Ein-
schränkungen bei der Nutzung der E-AKTE im Rechtskreis des Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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in den Jobcentern konnten während der Störungen nur eingeschränkt auf 
bereits digitalisierte Unterlagen in den elektronischen Akten zugreifen. 
Auskünfte konnten daher nur eingeschränkt erteilt werden, insoweit da-
für ein Zugriff auf Unterlagen in der E-AKTE notwendig war. Unterla-
gen, die während der Störung postalisch eingingen oder persönlich im 
Jobcenter abgegeben wurden, konnten im jeweiligen Fachverfahren be-
arbeitet werden, sofern keine Einsicht in die E-AKTE erforderlich war. 

Den Jobcentern standen jedoch andere IT-Verfahren uneingeschränkt 
zur Verfügung, denen Informationen etwa zur bewilligten Leistungs-
höhe oder zum Vermittlungsprozess entnommen werden konnten. Die 
Auszahlung bereits bewilligter und angewiesener Leistungen war nicht 
gefährdet. Die IT der Bundesagentur für Arbeit hat alle Störungsursa-
chen analysiert und behoben. Insbesondere bei der Überprüfung der 
Qualitätssicherungsschritte wurden zusätzliche Maßnahmen definiert, 
um eine Wiederholung auszuschließen. 

 
89. Abgeordneter 

Tobias Matthias 
Peterka 
(AfD) 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, insbeson-
dere Datensätze, darüber, in welchem Umfang
Fördermaßnahmen der beruflichen Weiterbil-
dung unter Bundeszuständigkeit an nicht ausrei-
chenden Sprachkenntnissen sowohl von Dritt-
staatlern, EU-Bürgern als auch von deutschen
Staatsbürgern scheitern (wenn ja, bitte ich um
Mitteilung dieser Erkenntnisse bzw. Datensätze)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 6. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 

 
90. Abgeordneter 

René Springer 
(AfD) 

In welchem Umfang wurden in den Jahren 2010
bis 2018 bei den Jobcentern (bundesweit) Um-
schichtungen der Mittel zwischen Eingliede-
rungs- und Verwaltungsbudget vorgenommen
(absolut und prozentual), und in welchem Um-
fang erwartet die Bundesregierung Umschichtun-
gen für das Jahr 2019 (absolut und prozentual)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 3. Dezember 2018 

Die erfragten Angaben für die Jahre 2010 bis 2017 sind in nachstehender 
Tabelle dargestellt: 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

juris Lex QS
20052024 ()



Drucksache 19/6321  – 58 –  Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Jahr 

Eingliederungsmittel, die zur Deckung von 
Verwaltungskosten verwendet wurden 

(als Differenz IST minus SOLL bei den 
Verwaltungskosten) 

(in Mio. Euro) 

Eingliederungsmittel, die zur Deckung von 
Verwaltungskosten verwendet wurden 

(als Differenz IST minus SOLL bei den 
Verwaltungskosten) 

(in v. H. des SOLL der Eingliederungsmittel) 
2010 13 0,2 
2011 49 0,9 
2012 159 3,6 
2013 445 11,4 
2014 650 16,7 
2015 767 19,7 
2016 764 18,4 
2017 911 20,5 

Für das Jahr 2018 liegen keine Angaben vor, da dieses Jahr noch nicht 
abgeschlossen ist. Für das Jahr 2019 liegen ebenfalls keine Angaben vor. 

Erfolgreiche Eingliederungsarbeit ist nicht nur durch Eingliederungs-
maßnahmen bedingt, sondern insbesondere auch durch die aktive Unter-
stützung und Vermittlung der Leistungsberechtigten bei der Integration 
in den Arbeitsmarkt durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Jobcentern vor Ort. Deren Arbeit bildet einen integralen Bestandteil für 
die durch die Jobcenter erzielten Integrationserfolge. Dies spiegelt sich 
in der Entwicklung der Verwaltungskosten wider. 

 
91. Abgeordnete 

Sabine 
Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den Jahren 1991, 1995, 2000, 2005, 2010,
2013, 2015, 2016 und 2017 (falls Daten nicht ver-
fügbar, bitte jeweils stattdessen die verfügbaren
Daten des zeitlich nächstgelegenen Jahres ange-
ben) im Bestand jeweils die durchschnittliche bis-
herige Dauer noch laufender sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigungsverhältnisse (ohne
Auszubildende), der Anteil der Beschäftigungs-
verhältnisse mit einer bisherigen Dauer bis unter 
2 Jahren an allen laufenden sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen (ohne
Auszubildende) sowie der Anteil der Beschäfti-
gungsverhältnisse mit einer bisherigen Dauer von
10 Jahren und länger an allen laufenden sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält-
nissen (ohne Auszubildende)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 5. Dezember 2018 

Zum 31. Dezember 2017 waren in der Beschäftigungsstatistik der Bun-
desagentur für Arbeit 31,4 Millionen sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse (ohne Auszubildende) gemeldet, deren bishe-
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rige mittlere Dauer (Median) 51,2 Monate betrug. Der Anteil der Be-
schäftigungsverhältnisse mit einer Dauer von weniger als zwei Jahren 
betrug 32 Prozent, der Anteil der Beschäftigungsverhältnisse mit einer 
Dauer von zehn Jahren und mehr 28 Prozent. Weitere Ergebnisse sind 
der folgenden Tabelle zu entnehmen. Tiefer gegliederte Daten sind im 
veröffentlichten Produkt „Dauer von Beschäftigung“ der Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit enthalten. 

Tabelle: Zeitreihe der bisherigen Dauer sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse (ohne 
Auszubildende) im Bestand 
Deutschland 
Zeitreihe, jeweils zum 31. Dezember 

Dauern 2005 2010 2013 2015 2016 2017 
  1 2 3 4 5 6 
Insgesamt 25.009.729  26.860.253 28.522.363 29.867.040 30.591.398 31.366.604 
darunter             
unter 2 Jahre 6.888.580 7.877.538 8.359.755 9.246.765 9.593.114 10.064.857 
   prozentualer Anteil an Insgesamt 28 29 29 31 31 32 
10 Jahre und länger x 7.886.851 8.489.034 8.535.515 8.624.036 8.731.444 
   prozentualer Anteil an Insgesamt x 29 30 29 28 28 
Median in Monaten 58,3 56,2 56,2 54,2 53,6 51,2 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

In der Beschäftigungsstatistik wird die Dauer eines Beschäftigungsver-
hältnisses als Zeitraum von der Anmeldung bis zum Messzeitpunkt ge-
wertet und zwischen bisheriger und abgeschlossener Dauer unterschie-
den. Die bisherige Dauer bildet ab, wie lange das Beschäftigungsverhält-
nis bis zum Messzeitpunkt schon dem Bestand angehört. 

Charakteristisch für diese Betrachtung ist, dass das Beschäftigungsver-
hältnis in der Regel auch nach dem Messzeitpunkt weiter andauert. Die 
abgeschlossene Dauer eines Beschäftigungsverhältnisses umfasst den 
ganzen Zeitraum von der Anmeldung bis zum Ende des Beschäftigungs-
verhältnisses. 

Die Messung der Dauer der Beschäftigung reicht zurück bis zur Einfüh-
rung des Meldeverfahrens der Sozialversicherung im Jahr 1999. Für äl-
tere Beschäftigungsverhältnisse ist das Beginndatum unbekannt. Die 
Daten sind daher linkszensiert. Die durchschnittlichen Verweildauern 
werden aufgrund dieser Linkszensierung systematisch unterzeichnet. Im 
Zeitablauf nimmt das arithmetische Mittel der Verweildauer allein des-
halb zu, weil der Messzeitraum von Monat zu Monat größer wird. Zeit-
reihenvergleiche von durchschnittlichen Verweildauern sind deshalb 
nicht sinnvoll. Vergleiche von Medianen und Verteilungen auf Dauer-
kategorien sind hingegen möglich. 

Die Dauer von Beschäftigungsverhältnissen kann sehr stark variieren. 
Die Bandbreite reicht von Beschäftigungsverhältnissen, die nur wenige 
Tage oder Wochen ausgeübt werden, bis hin zu mehreren Jahrzehnten 
andauernden Beschäftigungsverhältnissen. Im Bestand von Beschäfti-
gungsverhältnissen dominieren die lange andauernden Beschäftigungs-
verhältnisse, weil sie eine höhere Wahrscheinlichkeit haben, am Stichtag 
gezählt zu werden. Bei den abgegangenen Beschäftigungsverhältnissen 
werden auch alle im angegebenen Zeitraum beendeten kurzen Beschäf- 
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tigungsverhältnisse gemessen. Aus diesem Grund fällt der Median der 
abgeschlossenen Dauer deutlich kürzer aus als der Median der Dauer im 
Bestand. 

Da die Messung der Dauer der Beschäftigung nur zurückreicht bis zur 
Einführung des Meldeverfahrens der Sozialversicherung im Jahr 1999, 
werden die Daten ab dem Jahr 2005 bereitgestellt, jeweils zum Stichtag 
31. Dezember. Eine Darstellung der Mediandauer oder des Anteils der 
Beschäftigungsverhältnisse mit einer Dauer von weniger als zwei Jahren 
ist erst ab dem Jahr 2005 sinnvoll. Die Darstellung des Anteils der Be-
schäftigungsverhältnisse mit einer Dauer von zehn Jahren und mehr ist 
aufgrund der Linkszensierung der Daten erst ab dem Jahr 2009 sinnvoll. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung 

92. Abgeordneter 
Dr. Marcus Faber 
(FDP) 

Welche Erkenntnisse liegen dem Bundesministe-
rium der Verteidigung zum Fehlverhalten von
MAD-Mitarbeitern bzgl. einem möglichen Netz-
werk von radikalen Preppern innerhalb der Bun-
deswehr (im Besonderen im KSK) vor, und wel-
che Schlussfolgerungen zieht das BMVg aus der
Berichterstattung des FOCUS online und taz dies-
bezüglich (der Fallkomplex Franco A. ist explizit
NICHT gemeint)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 3. Dezember 2018 

Der Präsident des Bundesamtes für den Militärischen Abschirmdienst 
hat das Parlamentarische Kontrollgremium stets über den Sachverhalt 
unterrichtet und wird dies auch weiterhin tun. 

Der Präsident des Bundesamtes für den Militärischen Abschirmdienst 
und das Bundesministerium der Verteidigung sind sich der Bedeutung 
des Sachverhalts bewusst und überprüfen sorgfältig sämtliche vorliegen-
den Hinweise. Beiden liegen keine Erkenntnisse über die mögliche Bil-
dung oder Existenz eines extremistischen Netzwerks in der Bundeswehr 
vor. 

Zu disziplinarrechtlichen Ermittlungen nach der Wehrdisziplinarord-
nung kann ohne Zustimmung des Betroffenen keine Auskunft erteilt 
werden. Dies gebietet der Schutz der Persönlichkeitsrechte und folgt aus 
§ 9 der Wehrdisziplinarordnung. Im Hinblick auf das Strafverfahren ge-
gen den im Bericht des FOCUS genannten MAD-Offizier wird auf die 
zuständige Staatsanwaltschaft Köln verwiesen. 
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93. Abgeordnete 
Katja Keul 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Um welchen Zeitraum hätten die Tests auf dem
Gelände der Wehrtechnischen Dienststelle 91
(WTD 91) in Meppen von Anfang September
2018 im Falle eines unvertretbaren Brandrisikos
verschoben werden müssen, und wie setzen sich
die Kosten in Höhe von 792 000 Euro für die 
Schießkampagne zusammen (siehe Antworten
der Bundesregierung zu den Fragen 4 und 7 der 
Kleinen Anfrage zum Moorbrand in Meppen,
Bundestagsdrucksache 19/5829)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 4. Dezember 2018 

Ein Schießversuch wird nur durchgeführt, wenn die Versuchssicherheit 
gegeben ist. Der Schutz des Personals, des Materials und der Umwelt 
genießt hierbei höchste Priorität. Voraussetzung für die Durchführung 
ist, dass das Brandrisiko als vertretbar eingestuft wird und davon ausge-
gangen werden kann, dass ein Brand bei Ausbruch beherrscht werden 
kann. 

Wäre man Anfang September 2018 zu dem Schluss gelangt, dass das 
Risiko eines Brandes unvertretbar und ein Brand bei Ausbruch nicht be-
herrschbar sei, wäre die Schießkampagne verschoben worden. Aufgrund 
einer Vielzahl von Faktoren und möglicher Szenarien lässt sich nach-
träglich allerdings nicht abschätzen, um welchen Zeitraum die Kam-
pagne hätte verschoben werden müssen. 

Die Kosten in Höhe von rund 792 000 Euro für die Schießkampagne mit 
dem Unter-stützungshubschrauber TIGER im September 2018 an der 
Wehrtechnischen Dienststelle 91 schlüsseln sich wie folgt auf: 

Projektelement Kosten in € 
Auftragsmanagement 51.748 
Werkstätten 34.329 
Rettungs-/Sanitätsdienst 5.926 
Versuchsbetrieb/Leit- und Kontrollstelle 89.445 
Messtechnik 480.446 
Sicherheit (Elektrische Sicherheit, Gefahren- 
bereichsbestimmung, Flugsicherheit) 

37.172 

Film, Foto, High-Speed-Video 41.494 
Immissionsschutz (Akustik, Optik, 
Geoinformationswesen)  

24.639 

Wachdienst/Bewachung Versuchsobjekte 14.674 
Munitionslogistik 12.010 
Gesamt 791.883 
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94. Abgeordneter 
Dr. Tobias Lindner 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie viel „Externe“ gemäß Runderlass des Bun-
desministeriums der Verteidigung aus dem Mi-
nisterium Az 10-02-05 vom 10. September 2018 
wurden dem Referat Organisation des BMVg seit
dessen Veröffentlichung aus dem Ministerium
und den nachgeordneten Behörden, im Besonde-
ren dem Bundesamt für Ausrüstung, Informati-
onstechnik und Nutzung der Bundeswehr, gemel-
det, und in wie vielen Fällen wurden jeweils für
„Externe“ eingerichtete dienstpostenähnliche
Konstrukte zurückgezogen/abgegrenzt, Zugriffe, 
Rollen und Berechtigungen im IT-System des 
Geschäftsbereiches BMVg entzogen, Einträge in
den Telefon- und Personenverzeichnissen korri-
giert oder Bezeichnungen auf Türschildern,
Briefköpfen, Mailsignaturen etc. korrigiert (vgl.
Auflistung Abschnitt III des Runderlasses)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 6. Dezember 2018 

Zum Stichtag 30. November 2018 waren im Bundesministerium der 
Verteidigung (BMVg) 1011 und in den Dienststellen des nachgeordneten 
Bereiches 510 „Externe“ – davon 257 im Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) – im 
Sinne des Erlasses vom 10. September 2018 („Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen“) tätig. 

Im Ministerium wurden zum Stichtag 10. September 2018 128 dort tä-
tige Externe identifiziert. Inzwischen sind davon 27 Personen nicht mehr 
im Ministerium tätig. Die zur Einbindung dieser Personen in die IT- und 
Kommunikationssysteme erforderlichen „Dienstpostenähnlichen Kon-
strukte“ wurden gelöscht. Für weitere 66 Personen wurden Einträge im 
Telefon- und Personenverzeichnis korrigiert; darüber hinaus gehende 
Anpassungen waren nicht erforderlich. 

Im Anschluss an eine – mit dem Ziel der Vermeidung von sog. Schein-
selbstständigkeiten – durchgeführte Schulung zu rechtlichen Aspekten 
des Einsatzes von Externen im Geschäftsbereich des BMVg wurden die 
Dienststellen des nachgeordneten Bereiches mit Weisung vom 11. Ok-
tober 2018 zur Überprüfung des Einsatzes von Externen insbesondere 
mit Blick auf die Ausgestaltung von Verträgen mit Einzelunternehmern 
aufgefordert. In ersten Zwischenmeldungen zum 31. Oktober 2018 
wurde der Einsatz von rd. 1 000 Vertragsärzten zur Überbrückung von 
Vakanzen insbesondere bei der regionalen und klinischen sanitätsdienst-
lichen Versorgung berichtet. Daneben hat beispielsweise das BAAINBw 
über die angelaufene Überprüfung, ob eine Scheinselbstständigkeit vor-
liegt, von in dessen Zuständigkeitsbereich eingerichteten rd. 3 000 
„Dienstpostenähnlichen Konstrukten“ für Externe informiert. Auch alle 
anderen Organisationsbereiche haben eine solche Überprüfung veran-
lasst. 

                                                            
1 Hierzu zählen u. a. IT-Service-Mitarbeiter, die den Kommunikationsbetrieb und die Regeneration von mobilen VS-Endgeräten rund um 

die Uhr (Schichtdienst) im derzeitigen Pilotbetrieb sicherstellen. Ergänzend erfolgt die Unterstützung bei der technischen Wartung und 
dem Betrieb der Datenbanken und Netzwerke des BMVg. 
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Im Rahmen der Überprüfung hat sich gezeigt, dass ein Großteil der 
„Dienstpostenähnlichen Konstrukte“ im BAAINBw für externe Perso-
nen eingerichtet wurde, die keine originären Aufgaben der Bundeswehr 
wahrnehmen und für deren Wahrnehmung kein Dienstposten eingerich-
tet ist. Zu diesen externen Personen gehören Angehörige des Geschäfts-
bereiches (z. B. Angestellte in bundeseigenen Gesellenschaften, Refe-
rendare, Betriebsärzte, Lehrgangsteilnehmer oder ausländische Verbin-
dungselemente). Weitere externe Personen sind mit der Leistungserbrin-
gung z. B. bei der entwicklungstechnischen und technisch-logistischen 
Betreuung auf langfristig angelegter vertraglicher Grundlage befasst. 
Damit verbleiben 257 externe Personen, welche mit Beratungs- oder Un-
terstützungsleistungen im BAAINBw beauftragt sind. 

Inzwischen wurden analog zum BMVg für die Dienststellen des nach-
geordneten Bereiches Regelungen in die Geschäfts- bzw. Stabsdienst-
ordnungen aufgenommen, die einer zu weit gehenden Integration Exter-
ner in die Aufbau- und Ablauforganisation begegnen. Die Anzahl der in 
Folge dieser Regelungen angepassten Zugriffsberechtigungen, Einträge 
in Telefon- und Personenverzeichnissen etc. konnte mit Blick auf den 
damit verbundenen hohen Aufwand nicht ermittelt werden. 

 
95. Abgeordnete 

Cornelia Möhring 
(DIE LINKE.) 

Ist es richtig, dass im Rahmen der ,Operation
Inherent Resolve‘ Waffen von der ,Internationa-
len Allianz gegen den Islamischen Staat‘ an nicht-
staatliche Akteure (unter anderem an die SDF und 
die Shohada Al Quartyan) geliefert wurden, und
wie bewertet die Bundesregierung die Rechtmä-
ßigkeit dieser Waffenlieferungen, insbesondere
unter dem Gesichtspunkt, dass diese auch für an-
dere Zwecke als die Bekämpfung des Islamischen
Staats verwendet wurden (zum Beispiel durch
Shohada Al Quartyan im Juli 2017 zum Kampf
gegen Assad-Truppen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Peter Tauber 
vom 29. November 2018 

Zu möglichen Waffenlieferungen von Staaten der internationalen Anti-
IS-Koalition im Rahmen der Operation Inherent Resolve (OIR) an nicht-
staatliche Akteure liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. 
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96. Abgeordnete 
Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann 
(FDP) 

In wie vielen Fällen wurde externen Beratern in
der Zeit zwischen 2013 und dem 1. Halbjahr 2018 
Zugriffe, Rollen und Berechtigungen im Netz-
werk des Bundesministeriums der Verteidigung
und seinen nachgeordneten Behörden erteilt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 6. Dezember 2018 

Im Zeitraum von Anfang 2013 bis zum Ende des ersten Halbjahres 2018 
wurden insgesamt 21 Verträge mit externen Beratern über Beratungs-
leistungen (gemäß der Definition des Bundesministeriums der Finanzen 
auf der Grundlage der Beschlussfassung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages) geschlossen. 

Die den externen Beratern zur Leistungserbringung eingeräumten Zu-
griffe auf die IT-Systeme des Bundesministeriums der Verteidigung und 
seiner nachgeordneten Behörden sind in der als Anlage beigefügten Ta-
belle dargestellt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft 

97. Abgeordneter 
Karlheinz Busen 
(FDP) 

Liegen aus Sicht der Bundesregierung die Tatbe-
standsvoraussetzungen zur Beantragung von 
Leistungen des Europäischen Solidaritätsfonds 
wegen der Trockenheit im laufenden Jahr vor,
und in welcher Höhe liegen aus Sicht der Bundes-
regierung in den einzelnen Wirtschaftszweigen
(Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Transportwirt-
schaft, etc.) derzeit jeweils die trockenheitsbe-
dingten Gesamtschäden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Stübgen 
vom 3. Dezember 2018 

Mittel aus dem EU-Solidaritätsfonds können gewährt werden, wenn eine 
Naturkatastrophe größeren Ausmaßes vorliegt, die schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Lebensbedingungen, die natürliche Umwelt oder 
die Wirtschaft in dem antragstellenden Staat hat. Eine Naturkatastrophe 
größeren Ausmaßes ist jede Naturkatastrophe, die in einem Staat einen 
direkten Schaden verursacht hat, der entweder auf über 3 Mrd. Euro oder 
auf mehr als 0,6 Prozent des Bruttonationaleinkommens veranschlagt 
wird. Ziel des Fonds ist es, die Anstrengungen betroffener Staaten zu 
ergänzen und einen Teil ihrer öffentlichen Ausgaben zu decken, um den 
förderfähigen Staat je nach Art der Naturkatastrophe bei wesentlichen 
Hilfs- und Wiederaufbaumaßnahmen wie zum Beispiel dem Wiederauf-
bau zerstörter Infrastruktur oder der Säuberung der von der Katastrophe 
betroffenen Gebiete zu unterstützen. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung lagen die trockenheitsbedingten 
Gesamtschäden in den landwirtschaftlichen Betrieben im August insge-
samt bei mehreren Milliarden Euro. Die Schäden in existenzgefährdeten 
landwirtschaftlichen Betrieben wurden von den Ländern auf 772 Milli-
onen Euro geschätzt. Wie hoch der aktuelle Stand der Schäden in der 
Landwirtschaft ist, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Die Schäden, 
die durch die Trockenheit in der Aquakultur entstanden sind, können 
nach Mitteilung der Länder erst nach dem Abschluss der Abfischungen 
näher quantifiziert werden und liegen der Bundesregierung deshalb noch 
nicht vor. Zu trockenheitsbedingten Schäden in der Forstwirtschaft lie-
gen noch keine abschließenden Zahlen vor. Eine Schadensaufnahme ist 
erst im Frühjahr möglich. Auch kann erst dann geprüft werden, ob we-
gen der Schäden in der Forstwirtschaft, die durch die öffentliche Hand 
ersetzt werden, ein Antrag auf Mittel aus dem EU-Solidaritätsfonds ge-
stellt werden kann. Der Bundesregierung liegen derzeit keine eigenen 
Erkenntnisse zu Schäden im Transportwesen vor. Für die Landwirt-
schaft, die Aquakultur und das Transportwesen kommt ein Antrag auf 
Mittel aus dem EU-Solidaritätsfonds nicht in Betracht, da es in diesen 
Bereichen keine trockenheitsbedingten Schäden der öffentlichen Hand 
gibt. 
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98. Abgeordneter 
Dr. Diether Dehm 
(DIE LINKE.) 

Ist es zutreffend, dass die Bundesregierung beab-
sichtigt, die Kastration von Ferkeln ohne Betäu-
bung erst Ende 2021 statt wie ursprünglich ge-
plant Ende 2019 zu beenden, und wenn ja, wie
wird diese Verschiebung begründet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 30. November 2018 

Nach geltendem Tierschutzgesetz ist die betäubungslose Ferkelkastra-
tion ab dem 1. Januar 2019 verboten. Die Regierungsfraktionen haben 
einen Gesetzentwurf eingebracht, mit dem das Verbot der betäubungs-
losen Ferkelkastration um zwei Jahre verschoben werden soll. Die Be-
gründung ergibt sich aus dem Gesetzentwurf auf Drucksache 19/55221. 

 
99. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 
(SPD) 

Wann ist mit den Ergebnissen von Forschungsar-
beiten zur Schädlichkeit von koffeinhaltigen Ge-
tränken – sogenannten Energydrinks – für Kinder 
und Jugendliche zu rechnen, und will sich die
Bundesregierung an den Entscheidungen etwa
von Litauen oder den Niederlanden orientieren,
die die Abgabe von koffeinhaltigen Getränken an
eine Altersgrenze binden (DER TAGESSPIE-
GEL vom 8. Juli 2018)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 29. November 2018 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf Energydrinks bereits eine 
ganze Reihe von Maßnahmen in die Wege geleitet, um dem gesundheit-
lichen Verbraucherschutz, insbesondere auch bei Kindern und Jugendli-
chen, Rechnung zu tragen. So wurden der Zusatz von Koffein zu Ener-
gydrinks mengenmäßig begrenzt, spezifische Kennzeichnungsvorschrif-
ten zur Information über diese Getränkekategorie erlassen sowie eine 
Aufklärungskampagne für einen verantwortungsvollen Konsum von 
Energydrinks und anderen koffeinhaltigen Lebensmitteln initiiert. 

Darüber hinaus beobachtet die Bundesregierung sorgfältig die For-
schungs- und Studienlandschaft. Das Bundesinstitut für Risikobewer-
tung (BfR) wurde beauftragt, ein Expertengespräch zu den Auswirkun-
gen einer langfristig hohen Koffeinaufnahme auf das Herzkreislaufsys-
tem von Kindern und Jugendlichen durchzuführen. Im Ergebnis dieses 
Gesprächs empfahl das BfR der Bundesregierung, aktuelle Expositions-
daten zur Koffeinaufnahme von Kindern und Jugendlichen über Ener-
gydrinks zu erheben. Mit dieser Erhebung ist zurzeit das Robert Koch-
Institut (RKI) befasst. Mit ersten Ergebnissen ist im Frühjahr 2019 zu 
rechnen. 

                                                            
1 Siehe auch unter https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/055/1905522.pdf 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

juris Lex QS
20052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 69 –  Drucksache 19/6321 

100. Abgeordnete 
Dr. Bettina 
Hoffmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche rechtlichen Hindernisse existieren nach
Einschätzung der Bundesregierung derzeit für
den Einsatz von Post-Consumer-Kunststoffre-
zyklaten in Lebensmittelverpackungen (bspw.
Vorschriften zur Lebensmittelsicherheit und Hy-
giene), und inwieweit sind diese Vorschriften an-
gesichts der am Markt verfügbaren Recycling-
technik noch begründet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 4. Dezember 2018 

Alle Lebensmittelbedarfsgegenstände, so auch Lebensmittelverpackun-
gen aus Kunststoffrezyklaten, unterliegen den allgemeinen Vorschriften 
der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, die 
dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen. Le-
bensmittelbedarfsgegenstände sind gemäß der Kernregelung der Ver-
ordnung (Artikel 3 Absatz 1) nach guter Herstellungspraxis so herzustel-
len, dass sie unter normalen oder vorhersehbaren Verwendungsbedin-
gungen keine Bestandteile auf Lebensmittel in Mengen abgeben, die ge-
eignet sind, die menschliche Gesundheit zu gefährden. 

Für Lebensmittelbedarfsgegenstände aus Kunststoff gelten zudem die 
materialspezifischen Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der 
Kommission vom 14. Januar 2011 über Materialien und Gegenstände 
aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung 
zu kommen. 

Bei Lebensmittelbedarfsgegenständen aus Kunststoff, die aus Rezykla-
ten hergestellt sind, wurden im Hinblick auf die Lebensmittelsicherheit 
darüber hinaus weitere Regelungen auf EU-Ebene erlassen. Dies ist 
dadurch bedingt, dass durch die vorhergehende – gegebenenfalls auch 
unsachgemäße und missbräuchliche – Verwendung Kontaminationen, 
auch durch nicht im Lebensmittelbereich zugelassene Stoffe, auftreten 
und eventuelle Stoffeinträge in Lebensmittel erfolgen können. Die Ver-
ordnung (EG) Nr. 282/2008 über Materialien und Gegenstände aus re-
cyceltem Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Be-
rührung zu kommen, sieht daher ein europäisches Zulassungsverfahren 
für Kunststoff-Recyclingprozesse im Lebensmittelbereich vor. Die Eu-
ropäische Kommission ist bestrebt, die vorliegenden Zulassungsanträge 
zeitnah auf Basis der bereits abgeschlossenen Risikobewertungen der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) zu beschei-
den. Nach den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 282/2008 bean-
tragte Recyclingprozesse, die bereits vor der Anwendung dieser Vor-
schriften rechtmäßig eingesetzt wurden, können bis zur Veröffentli-
chung der Zulassungsbeschlüsse weiterhin eingesetzt werden. 

In der im Januar 2018 vorgelegten „Europäischen Strategie für Kunst-
stoffe“ formuliert die Europäische Kommission bezüglich der Verwen-
dung von recycelten Kunststoffen, die mit Lebensmitteln in Berührung 
kommen, das Ziel, hohe Lebensmittelsicherheitsstandards zu priorisie-
ren und zugleich einen klaren und verlässlichen Rahmen für Investitio-
nen und Innovationen in kreislauforientierte Lösungen zu schaffen. In 
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Zusammenarbeit mit der EFSA will die Europäische Kommission prü-
fen, ob die sichere Verwendung weiterer recycelter Kunststoffmateria-
lien in Betracht gezogen werden könnte. 

Die Bundesregierung hält die genannten Vorschriften aus Gründen des 
gesundheitlichen Verbraucherschutzes nach wie vor für begründet. Die 
Recyclingtechniken haben sich zwar teilweise, zum Beispiel in Bezug 
auf Polyethylenterephthalat (PET), in den vergangenen Jahren weiter-
entwickelt, sodass eine Verwendung dieser Rezyklate für Lebensmittel-
verpackungen bei Einhaltung der rechtlichen Vergaben daher unbedenk-
lich ist. Bei anderen Kunststoffen sind die Verfahren und Techniken aber 
noch nicht entsprechend ausgereift. Der Schutz der Gesundheit der Ver-
braucherinnen und Verbraucher ist auch bei Lebensmittelbedarfsgegen-
ständen, die unter Verwendung von Rezyklaten hergestellt werden, 
zweifelsfrei sicherzustellen. 

 
101. Abgeordnete 

Amira Mohamed 
Ali 
(DIE LINKE.) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
der zunehmende Anteil von Verstößen gegen
Tierschutzauflagen, insbesondere der wachsende
Anteil der Ordnungswidrigkeits- und Strafverfah-
ren, gemessen an der Anzahl der Kontrollen nach
VO (EG): 882/2004 der Nachweis einer negati-
ven Entwicklung für den Tierschutz in Deutsch-
land (vgl. Bundestagsdrucksache 19/5649, Ant-
wort auf Frage 26) (bitte begründen) ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 30. November 2018 

Auf die in der Frage genannte Antwort der Bundesregierung wird Bezug 
genommen. Demnach betrug der relative Anteil der Betriebe mit Bean-
standung an den jährlich kontrollierten Betrieben zwischen den Jahren 
2008 und 2017 im Mittel 19 Prozent. Dieser Mittelwert wurde fünfmal 
über- und viermal unterschritten. Ein tendenziell zunehmender Anteil an 
Betrieben mit Beanstandungen lässt sich anhand der vorliegenden Daten 
nach Ansicht der Bundesregierung nicht ableiten. Die Anzahl von Sank-
tionen, auch gemessen an der Anzahl der kontrollierten Betriebe, erlaubt 
keine unmittelbaren Rückschlüsse auf die Entwicklung des Tierschutzes 
in Deutschland, weil zum einen in einem Betrieb mehrere Sanktionen 
auftreten können (Mehrfachnennungen) und zum anderen die Art der 
Sanktion keine Rückschlüsse auf das Ausmaß der Auswirkungen auf das 
Wohlbefinden der Tiere zulässt. 
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102. Abgeordnete 
Amira Mohamed 
Ali 
(DIE LINKE.) 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
zu den Auswirkungen einer verpflichtenden Ein-
führung einer Videoüberwachung des Schlacht-
betriebs auf die Anzahl der Verstöße gegen Tier-
schutzauflagen in anderen Ländern der Europäi-
schen Union vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 30. November 2018 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 

 
103. Abgeordnete 

Amira Mohamed 
Ali 
(DIE LINKE.) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Möglich-
keit zur Einführung einer bundesweit ver-
pflichtenden Videoüberwachung des Schlachtbe-
triebes in Schlachthöfen, um Verstößen gegen die 
Verordnung zum Schutz von Tieren im Zusam-
menhang mit der Schlachtung oder Tötung
(TierSchlV) vorzubeugen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 30. November 2018 

Die Überwachung der Einhaltung der tierschutzrechtlichen Vorschriften 
obliegt den zuständigen Landesbehörden. Aus Sicht der Bundesregie-
rung ist grundsätzlich vorstellbar, dass Videoaufzeichnungen an 
Schlachthöfen sinnvoll in die amtliche Überwachung eingebunden wer-
den können. Sollten die Länder eine bundesweite Regelung zu solchen 
Videoaufzeichnungen für erforderlich halten, wird die Bundesregierung 
die diesbezüglichen Möglichkeiten prüfen. Im Übrigen verweise ich auf 
meine Antwort zu der Mündlichen Frage Nr. 44 auf dem Plenarprotokoll 
der 25. Sitzung des Deutschen Bundestages von Mittwoch, dem 18. Ap-
ril 2018. 
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104. Abgeordnete 
Amira Mohamed 
Ali 
(DIE LINKE.) 

Mit welcher Begründung nimmt die Bundesregie-
rung besonders zucker-, salz- und fetthaltige Le-
bensmittel, die nicht zur Deckung des täglichen
Bedarfs dienen (z. B. Süßwaren, Knabberartikel),
nicht in die Nationale Reduktions- und Innovati-
onsstrategie für Zucker, Fette und Salz auf (vgl.
Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie, 
Abschnitt 1.2), obwohl diese von bis zu 20 Pro-
zent der Bevölkerung täglich konsumiert werden
und damit zu Übergewicht und Adipositas beitra-
gen (www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/
Ernaehrung/Forsa_Ern%C3%A4hrungsreport2018. 
pdf?__blob=publicationFile)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 4. Dezember 2018 

Ausgenommen von der Reduktionsstrategie bleiben zunächst Lebens-
mittel, die nicht zur Deckung des täglichen Nährstoffbedarfs verzehrt 
werden und deren hoher Gehalt als Hauptbestandteil offensichtlich ist, 
etwa der hohe Zuckergehalt bei Süßwaren oder der hohe Salzgehalt bei 
Würzmitteln. Perspektivisch kann der Auftrag aus dem Koalitionsver-
trag zur Reduktion von Zucker, Fetten und Salz in Fertigprodukten auch 
weiterentwickelt werden und zusätzlich den wichtigen Aspekt der Au-
ßer-Haus-Verpflegung adressieren. Im Bereich Süßwaren werden von 
großen Unternehmen bereits innovative Herstellungsverfahren entwi-
ckelt, um die Möglichkeiten zur Reduktion von Zucker und Fetten in 
bestimmten Erzeugnissen zu prüfen, ohne sensorische Verschlechterun-
gen in Kauf nehmen zu müssen. Das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft (BMEL) möchte im Rahmen der Reduktionsstrate-
gie vor allem handwerkliche Betriebe sowie kleine und mittelständische 
Unternehmen dabei unterstützen, innovative Herstellungstechnologien 
zu etablieren. 

Das BMEL verfolgt im Rahmen seiner Ernährungspolitik einen ganz-
heitlichen Ansatz, um einen nachhaltig gesunden Lebensstil zu ermögli-
chen. Der Schlüssel dazu liegt auch in der Verbesserung der Ernährungs-
kompetenz in allen Lebensphasen. Dafür setzt das Ministerium vor allem 
mit den Projekten des Nationalen Aktionsplans „IN FORM“ auf Aufklä-
rung und Ernährungsbildung. Denn nur mit den notwendigen Informati-
onen können Verbraucherinnen und Verbraucher sich für eine ausgewo-
gene und gesunderhaltende Ernährung entscheiden. Ziel ist es dabei 
auch, das Bewusstsein der Verbraucherinnen und Verbraucher für eine 
gesundheitsfördernde Ernährung zu stärken. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

105. Abgeordnete 
Katja Dörner 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wann beabsichtigt Bundesministerin Giffey ei-
nen Rechtsanspruch auf einen Platz im Frauen-
haus für von Gewalt betroffene Frauen einzufüh-
ren (Ministerin Franziska Giffey am 21. Novem-
ber 2018 im General Anzeiger Bonn mit der An-
kündigung einen Rechtsanspruch für von Gewalt 
betroffene Frauen), welchen sie im Rahmen ihrer
Vorstellung der Vorhabenplanung im zuständi-
gen Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend des Deutschen Bundestages (25. April 
2018) noch verneint hat, und wann ist geplant, die 
Ressortabstimmung für einen Gesetzentwurf 
diesbezüglich einzuleiten? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 6. Dezember 2018 

Das Ziel, möglichst allen gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern 
einen gesicherten Zugang zu Schutz und Beratung zu ermöglichen, kann 
der Bund nur gemeinsam mit den hierzu zuständigen Ländern und Kom-
munen erreichen. Dies wird Thema der Beratungen am Runden Tisch 
mit Bund, Ländern und Kommunen sein, der am 18. September 2018 
seine Arbeit aufgenommen hat. 

 
106. Abgeordneter 

Daniel Föst 
(FDP) 

Wie lang wird der in der Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage (Bundestags-
drucksache 19/5718 vom 12. November 2018) 
„Unterstützende Maßnahmen für Bereitschafts-
pflegefamilien und Kinder in Bereitschaftspfle-
geverhältnissen/Inobhutnahmen“ erwähnte Dia-
log- und Beteiligungsprozess dauern, der mit ei-
ner Auftaktveranstaltung „Mitreden-Mitgestal-
ten: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe“ am 
6. November 2018 im BMFSFJ gestartet ist, und
wann werden der Öffentlichkeit erstmals Ergeb-
nisse präsentiert? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 5. Dezember 2018 

Der Dialog- und Beteiligungsprozess zur Modernisierung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugendhilfe – SGB VIII) wird 
voraussichtlich bis Ende des Jahres 2019 dauern. 

Auf der für den Dialog- und Beteiligungsprozess eingerichteten Home-
page www.mitredenmitgestalten.de wird der Prozess fortlaufend für die 
Öffentlichkeit dokumentiert. 
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Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung auf die o. g. Kleine An-
frage (Bundestagsdrucksache 19/5718) ausgeführt, werden nach Been-
digung des Dialog- und Beteiligungsprozesses die gewonnenen Erkennt-
nisse im Rahmen einer Gesetzesinitiative aufgegriffen werden. 

 
107. Abgeordneter 

Victor Perli 
(DIE LINKE.) 

Welche Erkenntnisse und Schlussfolgerungen ha-
ben sich bei der Evaluation des Bundeskinder-
schutzgesetzes bzw. des Gesetzes zur Koopera-
tion und Information im Kinderschutz durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung
bezüglich der Bereitstellung und Ausfinanzierung 
der Leistungen zur Beratung und in Notfallsitua-
tionen (z. B. Fachberatungsstellen und Frauen-
häuser) durch das Land Niedersachsen ergeben? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 6. Dezember 2018 

Die Regelungen des am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen Gesetzes zur 
Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bun-
deskinderschutzgesetz – BKiSchG) wurden durch das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend umfassend auf ihre Wirk-
samkeit und den Stand ihrer Umsetzung in der Praxis untersucht. Der 
Bericht der Bundesregierung zur Evaluation des Bundeskinderschutzge-
setzes wurde dem Deutschen Bundestag am 17. Dezember 2015 zuge-
leitet (Bundestagsdrucksache 18/7100). 

Erkenntnisse und Schlussfolgerungen bezüglich der Bereitstellung und 
Ausfinanzierung von Leistungen zur Beratung und in Notfallsituationen 
(z. B. Fachberatungsstellen und Frauenhäuser) durch das Land Nieder-
sachsen haben sich im Rahmen der Evaluation des Bundeskinderschutz-
gesetzes nicht ergeben. 

 
108. Abgeordneter 

Victor Perli 
(DIE LINKE.) 

Auf welchem Wege und ab wann können Ein-
richtungen, Landkreise oder Bundesländer Mit-
tel aus dem Förderprogramm zum Ausbau und
zur Verbesserung der Infrastruktur der Fachbe-
ratungsstellen und Frauenhäuser beantragen
(www.bmfsfj.de/bmfsfj/caren-marks-eroeffnet- 
fachforum-der-frauenhauskoordinierung/130304)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 6. Dezember 2018 

Der Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode sieht ein Akti6nspro-
gramm der Bundesregierung zur Prävention und Unterstützung für von 
Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder und zur Verbesserung der Hil-
festrukturen vor. Wichtiger Baustein dieses Gesamtprogramms ist ein 
bundesweites Investitions-, Innovations- und Sanierungsprogramm. 
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Mit diesem Bundesförderprogramm will der Bund im Rahmen seiner 
Förderkompetenzen die Erprobung von Konzepten zur Schließung der 
bekannten Lücken im Hilfesystem unterstützen. Dazu gehören die Ver-
besserung des Zugangs zum Unterstützungssystem und der Versorgung 
für bislang unzureichend erreichte Zielgruppen sowie innovative Praxis-
modelle der Unterstützung bei Gewaltbetroffenheit. 

In der aktuellen Anlaufphase des Programms werden die notwendigen 
Grundlagen und Förderrichtlinien erarbeitet. Im Jahr 2019 werden erste 
innovative und modellhafte Projekte sowie Begleitmaßnahmen durchge-
führt werden, die für das gesamte Hilfe- und Beratungssystem relevant 
sind. Ab dem Jahr 2020 können die zur Verfügung stehenden Gelder 
entsprechend der dann geltenden Förderrichtlinien in Anspruch genom-
men werden.   

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit 

109. Abgeordneter 
Mario 
Brandenburg 
(Südpfalz) 
(FDP) 

Wie positioniert sich die Bundesregierung im
Spannungsfeld von mRNA-Impfstoffen, die nicht 
unter die Gentherapie Klassifizierung fallen und
RNA, die benutzt wird, um ein therapeutisches
Protein wie Epo im Körper zu bilden, und in den
Bereich der Gentherapie fällt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 5. Dezember 2018 

Die Anforderungen an Arzneimittel mit mRNA sind europaweit harmo-
nisiert. Arzneimittel, die mRNA enthalten, sind als Gentherapeutika im 
Sinne des Anhang I, Teil IV, Abschnitt 2.1 der Richtlinie 2001/83/EG – 
und damit als Arzneimittel für neuartige Therapien (ATMP) – zu klassi-
fizieren, wenn es sich bei der als Wirkstoff enthaltenen mRNA um eine 
rekombinante Nukleinsäure handelt und die therapeutische, prophylak-
tische oder diagnostische Wirkung des Arzneimittels in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dieser enthaltenen mRNA oder dem entsprechend 
exprimierten Protein steht. Arzneimittel mit mRNA, die Impfstoffe ge-
gen Infektionskrankheiten sind, werden hingegen gemäß Anhang I, 
Teil IV, Abschnitt 2.1 der Richtlinie 2001/83/EG nicht als Gentherapeu-
tika und damit nicht als ATMP eingestuft. Sowohl die als Gentherapeu-
tika als auch die als Impfstoffe einzuordnenden mRNA-Arzneimittel 
sind gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
i. V. m. deren Anhang obligatorisch über das zentralisierte Verfahren 
auf Grundlage einer Bewertung durch die Europäische Arzneimittel-
Agentur, EMA, von der Europäischen Kommission zuzulassen. 

Die unterschiedliche rechtliche Einstufung hat jedoch keinen Einfluss 
auf die inhaltliche Bewertung der Qualität, Wirksamkeit und Unbedenk-
lichkeit der Arzneimittel. Ziel ist es zu gewährleisten, dass sichere und 
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wirksame Arzneimittel mit einer angemessenen Qualität in Verkehr ge-
bracht werden. Werden Qualitätsmängel oder Sicherheitsbedenken iden-
tifiziert, so werden diese sowohl für Impfstoffe als auch für Genthera-
peutika gleichermaßen adressiert und vor der Erteilung der Zulassung 
ausgeräumt. In beiden Fällen gibt der Ausschuss für Humanarzneimittel 
(CHMP) eine Bewertung und ggf. Zulassungsempfehlung ab. 

Bisher ist in Europa weder für einen mRNA-Impfstoff noch für ein Gen-
therapeutikum auf Basis einer mRNA als Wirkstoff eine Zulassung be-
antragt oder erteilt worden. Jedoch befinden sich sowohl entsprechende 
Gentherapeutika als auch mRNA-Impfstoffe in frühen klinischen Stu-
dienphasen. 

 
110. Abgeordnete 

Sylvia Gabelmann 
(DIE LINKE.) 

Ist nach Vorstellung der Bundesregierung durch
den Kabinettsentwurf des Terminservice- und 
Versorgungsgesetzes (TSVG) und insbesondere
durch § 27a Absatz 4 gewährleistet, dass bei Vor-
liegen der leistungsrechtlichen Voraussetzungen 
alle erforderlichen Leistungen im Zusammen-
hang mit der Kryokonservierung, insbesondere
die hormonelle Stimulation, Entnahme, Aufberei-
tung, Lagerung und ein späteres Auftauen, in vol-
lem Umfang im Rahmen des Sachleistungsprin-
zips durch die gesetzliche Krankenversicherung
übernommen werden müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 6. Dezember 2018 

Der Leistungsanspruch der künstlichen Befruchtung nach § 27a Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) wird mit dem neuen Absatz 4 um die 
Möglichkeit der Kryokonservierung ergänzt, wenn aufgrund einer Er-
krankung und deren Behandlung mittels keimzellschädigender Therapie 
die Gefahr der Unfruchtbarkeit besteht und eine Kryokonservierung von 
Ei- oder Samenzellen oder Keimzellgewebe erforderlich ist, um eine zu-
künftige künstliche Befruchtung mit Hilfe von kryokonservierten Ei-  
oder Samenzellen oder des kryokonservierten Gewebes zu ermöglichen. 

Wie in der Begründung zum Entwurf eines Gesetzes für schnellere Ter-
mine und bessere Versorgung ausgeführt, übernimmt die gesetzliche 
Krankenkasse bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen künftig 
die Kosten für die erforderlichen Leistungen im Zusammenhang mit der 
Kryokonservierung, insbesondere Entnahme, Aufbereitung, Lagerung 
und späteres Auftauen im Rahmen des Sachleistungsprinzips im vollen 
Umfang. Der Gemeinsame Bundesausschuss erhält den Auftrag, das Nä-
here dazu in seinen Richtlinien nach § 92 SGB V zu bestimmen. 
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111. Abgeordneter 
Dr. Achim Kessler 
(DIE LINKE.) 

Wie viele Krankenhäuser sind bundesweit nach
Kenntnis der Bundesregierung von Klagen oder
von der Verrechnung ihrer aktuellen Kosten mit
Rückforderungen der Krankenkassen für die seit 
2014 erfolgte Behandlung von Schlaganfallpati-
entinnen und -patienten betroffen (bitte nach 
Bundesländern aufschlüsseln), und inwiefern ist
nach Ansicht der Bundesregierung der Betrieb
von Krankenhäusern oder behandelnden Schlag-
anfalleinheiten von den durch diese Praxis entste-
henden Liquiditätsengpässen gerade in ländlichen
Regionen als gefährdet einzuschätzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 28. November 2018 

Dem Bundesministerium für Gesundheit liegen bisher keine Informati-
onen vor, in wie vielen Fällen Krankenkassen Rückforderungsansprüche 
wegen einer seit 2014 erfolgten Behandlung von Schlaganfallpatientin-
nen oder -patienten im Wege der Klageerhebung oder der Aufrechnung 
geltend gemacht haben. Ob die Geltendmachung von Rückforderungs-
ansprüchen zu einer Gefährdung des Betriebs der betroffenen Kranken-
häuser oder der behandelnden Schlaganfalleinheiten führen kann, hängt 
auch von der wirtschaftlichen Situation dieser Krankenhäuser ab. Zu den 
einzelnen wirtschaftlichen Auswirkungen liegen dem Bundesministe-
rium für Gesundheit aber ebenfalls keine konkreten Informationen vor. 

 
112. Abgeordnete 

Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wann wird die Bundesregierung eine neue Pa-
tientenbeauftragte oder einen neuen Patientenbe-
auftragten bestimmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 4. Dezember 2018 

Hinsichtlich der Nachbesetzung einer oder eines Patientenbeauftragten 
ist die Bundesregierung noch in der Entscheidungsfindung. 
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113. Abgeordneter 
Christian Schmidt 
(Fürth) 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der E-
Zigarette „Juul“ ausgehenden gesundheitlichen
Gefahren insbesondere für Kinder und Jugendli-
che, die ähnlich den sogenannten Alkopops auf-
grund ihres fruchtigen Geschmacks das hoch do-
sierte Nikotin kaum durchdringen lassen (vgl.
Neue Zürcher Zeitung vom 15. September 2015)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss 
vom 28. November 2018 

Der Konsum jeder Art von E-Zigaretten durch Kinder und Jugendliche 
wird von der Bundesregierung mit Sorge betrachtet. Nach dem Jugend-
schutzgesetz ist auch die Abgabe von E-Zigaretten an Kinder und Ju-
gendliche untersagt. In Deutschland dürfen generell nur E-Zigaretten 
vermarktet werden, die maximal 20 mg/ml Nikotin enthalten. Das US-
amerikanische Produkt „Juul“ soll 50 mg/ml Nikotin enthalten und wäre 
somit hier nicht zulassungsfähig. Das gilt unabhängig von den verwen-
deten Aromen. 

 
114. Abgeordneter 

Christian Schmidt 
(Fürth) 
(CDU/CSU) 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, ob diese
E-Zigaretten auch in Deutschland konsumiert
werden? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss 
vom 28. November 2018 

Zu einzelnen konkreten Produkten liegen der Bundesregierung keine Er-
kenntnisse vor. In Deutschland werden regelmäßig Daten zum E-Ziga-
rettenkonsum erhoben. Aktuell wurden im Bundesgesundheitsblatt von 
Oktober 2018 Daten publiziert. (Daniel Kotz, Sabrina Kastaun: E-Ziga-
retten und Tabakerhitzer: repräsentative Daten zu Konsumverhalten und 
assoziierten Faktoren in der deutschen Bevölkerung (die DEBRA-Stu-
die)). 
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115. Abgeordneter 
Christian Schmidt 
(Fürth) 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich-
keiten, dem Markteintritt und der Verbreitung der
E-Zigarette „Juul“ in Deutschland über Internet
Einkäufe im Nicht-EU-Ausland vorbeugend ent-
gegenzuwirken, insbesondere aus Gründen des
Kinder- und Jugendschutzes, da diese E-Zigaret-
ten aufgrund ihres besonderen Designs, ihres 
fruchtigen Geschmacks und des hohen Nikotin-
gehalts bereits bei Kindern und Jugendlichen in
den USA eine rasante Verkaufsentwicklung zei-
gen (vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 15. Septem-
ber 2015)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Sabine Weiss 
vom 28. Dezember 2018 

Mit der europäischen Tabakproduktrichtlinie (2014/40/EU) werden 
auch nikotinhaltige elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter gere-
gelt. In Umsetzung dieser Richtlinie enthalten das Tabakerzeugnisgesetz 
(TabakerzG) und die Tabakerzeugnisverordnung Vorschriften zu In-
haltsstoffen, Produktsicherheit, Verpackungsgestaltung, Werbung und 
Handlungspflichten der Hersteller, Importeure und Händler. Die Durch-
setzung der tabakrechtlichen Bestimmungen obliegt den zuständigen 
Marktüberwachungsbehörden der Länder. 

Auch die im Fernabsatz vertriebenen Erzeugnisse müssen diesen Anfor-
derungen genügen. Wer grenzüberschreitenden Fernabsatz von Tabak-
erzeugnissen, elektronischen Zigaretten oder Nachfüllbehältern an Ver-
braucherinnen und Verbraucher in der Europäischen Union betreiben 
will, muss nach § 22 Absatz 1 TabakerzG auch ein bestimmtes – auf das 
Mindestalter des jeweiligen Mitgliedstaates abgestimmtes – Altersüber-
prüfungssystem verwenden und bei der zuständigen Behörde registriert 
sein. 

Hiervon unabhängig wurde mit dem Gesetz zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor den Gefahren des Konsums von elektronischen 
Zigaretten und elektronischen Shishas, das am 1. April 2016 in Kraft ge-
treten ist, sichergestellt, dass Tabakwaren, E-Zigaretten und E-Shishas 
auch über den Versandhandel nur an Erwachsene abgegeben werden. 
Danach müssen Online-Händler gemäß § 10 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 4 des Jugendschutzgesetzes sowohl bei der Bestellung sicher-
stellen, dass der Kunde volljährig ist, als auch beim Versandvorgang si-
cherstellen, dass die Waren nur an Personen ausgehändigt werden, die 
über 18 Jahre alt sind. 

Die Kontrolle der Einhaltung des Jugendschutzgesetzes obliegt den in 
den Ländern zuständigen Behörden. Zuwiderhandlungen von Gewerbe-
treibenden können gemäß § 28 Absatz 5 des Jugendschutzgesetzes mit 
einem Bußgeld bis zu 50 000,00 Euro geahndet werden. 
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116. Abgeordnete 
Pia Zimmermann 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung
der durchschnittliche Anteil jeweils der Verwal-
tungskosten und der Sachkosten an den monatli-
chen Vergütungen der Krankenkassen für ambu-
lante Pflegedienste nach § 37 SGB V (bitte, wenn 
möglich für die 10 mitgliederstärksten Kranken-
kassen aufschlüsseln)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 3. Dezember 2018 

Der Bundesregierung sind keine entsprechenden Kostenaufstellungen 
bekannt. 

 
117. Abgeordnete 

Pia Zimmermann 
(DIE LINKE.) 

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
der Anteil der Sach- und Verwaltungskosten (je-
weils in Summe und in Relation) an den monatli-
chen Vergütungen der Krankenkassen für ambu-
lante Pflegedienste nach § 37 SGB V seit dem 
Jahr 2000 entwickelt (bitte für die Jahre 2000,
2004, 2008, 2012 und 2016 angeben)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 3. Dezember 2018 

Der Bundesregierung sind keine entsprechenden Kostenaufstellungen 
bekannt. 

 
118. Abgeordnete 

Pia Zimmermann 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung
der Anteil an Projekten der Alten- und Kranken-
pflege (jeweils ambulant und stationär) an dem 
von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn im
November im Kabinett vorgestellten Projekt „Zu-
kunftsregion digitale Gesundheit“ und welche
sind das (bitte jeweils in Summe und in Relation
zum Gesamtbudget angeben)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Thomas Gebhart 
vom 3. Dezember 2018 

Das Projekt „Zukunftsregion digitale Gesundheit“ soll etabliert werden, 
um einer repräsentativen Auswahl von Patientinnen und Patienten den 
Zugang zu digitalen und innovativen Lösungen zu ermöglichen. Aussa-
gen zur möglichen Zahl und Struktur der Vorhaben sind nach Abschluss 
der gegenwärtig in Vorbereitung befindlichen Planungsphase möglich, 
die vorsieht, dass Projekte in einem mehrstufigen Bewerbungsverfahren  
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von einer Fachjury ausgewählt werden sollen. Grundlage für die Ent-
scheidung über eine Förderung sollen dabei Auswahlkriterien sein, zu 
denen auch die Vernetzung verschiedener Sektoren und dabei die Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse von Patientinnen und Patienten sowie 
von unterstützungsbedürftigen Personen gehören. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur 

119. Abgeordnete 
Annalena Baerbock 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Gespräche gab es zwischen Ralph
Dommermuth (Vorstandsvorsitzender United In-
ternet AG) und Vertreterinnen und Vertretern der
Bundesregierung (z. B. Bundesministerinnen und 
Bundesminister, Staatssekretärinnen und Staats-
sekretäre und Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter) zu den Themen Frequenzvergabe,
5G, Diensteanbieterverpflichtung und National
Roaming? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 4. Dezember 2018 

Folgende Gespräche fanden statt: 

Gesprächsteilnehmer der Bundesregierung Datum 
Bundeskanzleramt 
Bundesminister Helge Braun 23.03.2018 
Bundesminister Helge Braun 03.08.2018 
Bundesminister Helge Braun 19.10.2018 
Bundesminister Helge Braun 08.11.2018 
Staatsministerin Dorothee Bär 27.06.2018 
Bundesministerium der Finanzen 
Staatssekretär Gatzer 08.11.2018 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Bundesminister Peter Altmaier 14.06.2018 
Bundesminister Peter Altmaier 11.09.2018 
Bundesminister Peter Altmaier 14.06.2018 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Bundesminister Andreas Scheuer 28.06.2018 
Bundesministerium. für Ernährung und Landwirtschaft 
Bundesministerin Julia Klöckner 10.11.2018 
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Aufgabenbedingt pflegen Mitglieder der Bundesregierung, Parlamenta-
rische Staatssekretärinnen und Parlamentarische Staatssekretäre sowie 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre der Bundesministerien in jeder 
Wahlperiode Kontakte mit einer Vielzahl von Akteuren. Eine Aufstel-
lung von Einzelterminen der Ressorts unterhalb der Leitungsebene er-
folgt nicht. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung 
in der Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagdrucksache 
18/1174 verwiesen. Der Zeitraum der Abfrage bezieht sich auf die Kon-
stituierung der Bundesregierung in der 19. Legislaturperiode bis zum 
Eingang der Schriftlichen Frage (27. November 2018). 

 
120. Abgeordneter 

Jörg Cezanne 
(DIE LINKE.) 

Welche Entscheidung hat die Bundesregierung
hinsichtlich der Frage getroffen, ob die sich der-
zeit in Bundesbesitz befindlichen Anteile der Toll 
Collect GmbH wieder veräußert werden (bitte be-
gründen), und an welches Konsortium soll ggf.
der Zuschlag erteilt werden (bitte unter Angabe 
des anvisierten Termins des Übergangs der Ge-
schäftsanteile an den erfolgreichen Bieter begrün-
den)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Stephan Kühn Nr. 136/November verwiesen. 

 
121. Abgeordneter 

Jörg Cezanne 
(DIE LINKE.) 

Welche Vergabeentscheidung hat die Bundesre-
gierung hinsichtlich der Vergabe des Auftrages 
der Entwicklung, des Aufbaus und Betriebs eines
Erhebungssystems für die Infrastrukturabgabe
(https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE: 
223607-2017:TEXT:DE:HTML&src=0) gefällt, 
und wie gestaltet sich die geplante Zeitschiene bis
zu deren Einführung (bitte die Meilensteine unter
möglichst genauer Angabe von Daten aufführen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Es ist noch keine Vergabeentscheidung getroffen. Im Übrigen wird auf 
die Antwort zur Schriftlichen Frage Nr. 328/August verwiesen. 
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122. Abgeordnete 
Joana Cotar 
(AfD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung das sich ab-
zeichnende Spannungsverhältnis im Entwurf des
Neunten Gesetzes zur Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes in Bezug auf die flächendeckende 
Überwachung im Sinne des Datenschutzes und
der sich daraus ergebende Unverhältnismäßig-
keit (www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/
Gesetze-19/entwurf-neuntes-gesetz-zur-aenderung- 
des-strassenverkehrsgesetzes.pdf?__blob= 
publicationFile), und teilt die Bundesregierung 
die sich daraus ergebenden verfassungsrechtli-
chen Bedenken der AfD? 

 
123. Abgeordnete 

Joana Cotar 
(AfD) 

Entspricht der Änderungsentwurf des Straßenver-
kehrsgesetzes der Datenschutzgrundverordnung
und dem Bundesdatenschutzgesetz, und welche
Bedenken hat die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Die Fragen 122 und 123 aus November 2018 werden aufgrund ihres 
Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 55 der Ab-
geordneten Judith Skudelny auf Plenarprotokoll 19/67 S. 7680 verwie-
sen. 

 
124. Abgeordneter 

Dr. Johannes 
Fechner 
(SPD) 

Zu welchem Ergebnis kommt die Bundesregie-
rung u. a. in der Antwort auf die Kleine Anfrage
der Abgeordneten Oliver Luksic, Nicola Beer,
Bernd Reuter und weiterer Abgeordneter der
Fraktion FDP (Bundestagsdrucksache 19/646)
angekündigten Prüfung, mit welchen diplomati-
schen und rechtlichen Mitteln sichergestellt wer-
den kann, dass israelische Staatsbürgerinnen und
Staatsbürger insbesondere von Fluggesellschaf-
ten aus arabischen Staaten wie Kuwait-Airlines 
diskriminierungsfrei befördert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Die Bundesregierung beabsichtigt eine Lösung im Rahmen bilateraler 
Luftfahrtgespräche herbeizuführen. 
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125. Abgeordnete 
Brigitte Freihold 
(DIE LINKE.) 

Welchen Handlungsbedarf hinsichtlich Alternati-
ven zum Treibstoffschnellablass sieht die Bun-
desregierung angesichts der Aussagen des Flug-
zeugherstellers Airbus gegenüber der Bayeri-
schen Staatszeitung im Artikel „Kerosinregen
über Bayern“ vom 17. August 2018, dass „jedes 
Flugzeug trotz ‚Übergewicht‘ sicher landen“ 
könne und der Treibstoffschnellablass „eher eine
Frage der Wirtschaftlichkeit als der Sicherheit“
sei (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 11 der Ab-
geordneten Daniela Wagner in Plenarprotokoll 19/51, S. 5379 verwie-
sen. 

 
126. Abgeordneter 

Matthias Gastel 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Entschei-
dung der DB Netz AG, die Unterlagen der Bau-
und Informationsdialoge (BID) im Internet nach
meiner Kenntnis nur noch nach einem Login zur
Verfügung zu stellen und zudem die Weitergabe
der Unterlagen zu untersagen, so dass eine Infor-
mation über mittelfristige Bauvorhaben im Schie-
nennetz für einen Zeitraum in den folgenden ein 
bis zwei Jahren nur noch unter deutlich erschwer-
ten Bedingungen möglich ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. November 2018 

Die DB Netz AG bindet im Rahmen der Bau- und Informationsdialoge 
auf Fachebene Eisenbahnverkehrsunternehmen und weitere Beteiligte 
zu einem sehr frühen Zeitpunkt in die Baustellen-Planungen der Deut-
schen Bahn ein. Um auf Fachebene im Austausch mit Eisenbahnver-
kehrsunternehmen, Aufgabenträgern und Zugangsberechtigten Themen 
beraten zu können, werden zur Vorbereitung der entsprechenden Veran-
staltungen allen Beteiligten Unterlagen zur Verfügung gestellt. Jeder im 
Planungsprozess Beteiligte erhält einen Zugang. 

Die Information der Öffentlichkeit mit aussagekräftigen und belastbaren 
Unterlagen erfolgt durch verschiedene Maßnahmen der DB Netz AG, 
bspw. Presseinformationen, öffentliche Anhörungen, Bau-InfoPortal, 
etc. 

Seitens der Bundesregierung bestehen gegen diese Verfahrensweise 
keine Bedenken. 
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127. Abgeordneter 
Matthias Gastel 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wird die Bundesregierung angesichts der Tatsa-
che, dass die zweigleisige Wendlinger Kurve in
der SMA-Studie zum Deutschland-Takt (präsen-
tiert am 9. Oktober 2018 im Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur) als „Bei-
spiel für großräumige Infrastrukturmaßnahmen
zur Engpassbeseitigung“ eingestuft wurde und
damit nicht (mehr) als leistungsfähige Infrastruk-
tur, die nahezu ausschließlich dem Regionalver-
kehr dient, betrachtet wird, dafür sorgen, dass der
Bund das Projekt vollständig finanziert, und bis 
wann wird die Finanzierungssicherheit hergestellt
sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. November 2018 

Die Finanzierung des ersten Gleises erfolgt im Rahmen des GVFG-Pro-
jektes „Stuttgart 21 – Nahverkehrsanteil“. Für die Finanzierung des 
zweiten Gleises der Wendlinger Kurve liegt eine Zusage des Landes Ba-
den-Württemberg vor, dies auf eigene Kosten und als eigenes Projekt zu 
realisieren. 

 
128. Abgeordneter 

Stefan Gelbhaar 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie lautet nach Kenntnis der Bundesregierung
die konkrete inhaltliche Bewertung der Bundes-
datenschutzbeauftragten, dass der Entwurf eines
neunten Gesetzes zur Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes datenschutzrechtlich unbedenklich
ist (www.nrz.de/politik/streit-um-videokontrolle-
fuer-diesel-fahrverbote-id215847311.html), und 
wie begründet die Bundesregierung, dass das Ge-
sicht aller Fahrerinnen und Fahrer ebenfalls er-
fasst werden muss, obwohl dies im Rahmen z. B. 
des Bundesfernstraßenmautgesetzes nicht der
Fall ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 4. Dezember 2018 

Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz (BfDI) hat im Rahmen der 
Ressortanhörung dem Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
des Straßenverkehrsgesetzes zugestimmt. 

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 55 
der Abgeordneten Judith Skudelny auf Plenarprotokoll 19/67 S. 7680 
verwiesen. 
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129. Abgeordnete 
Dr. Barbara 
Hendricks 
(SPD) 

Wann legt die Bundesregierung den Entwurf ei-
ner Nachrüstungsverordnung für Diesel-Pkw vor, 
die Autobesitzern, Kfz-Werkstätten, Herstellern 
von Nachrüsteinrichtungen und Automobilkon-
zernen Rechtssicherheit gewährt, und damit Fahr-
verbote vermeidet und Wertverlust minimiert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Die Rahmenbedingungen für Hardware-Nachrüstungen für Pkw ein-
schließlich der technischen Anforderungen werden derzeit ausgearbeitet 
und sollen Ende des Jahres vorliegen, damit die Maßnahmen schnellst-
möglich umgesetzt werden können. 

 
130. Abgeordneter 

Torsten Herbst 
(FDP) 

Wie viele Kilometer Radweg wurden in den Jah-
ren 2015 bis 2018 entlang von Bundesfernstraßen
in den Bundesländern Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen gebaut, und wie viele Bundesmit-
tel sind in diesem Zeitraum zur Förderung des
Baus von Radwegen in diese Bundesländer ge-
flossen (bitte nach Jahren und Bundesländern auf-
schlüsseln)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 29. November 2018 

a) Radwege entlang der Bundesfernstraßen in den genannten Ländern 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Ist-Ausgaben für die Jahre 2015 bis 
2017 und den Verfügungsrahmen (VR) im Januar 2018 für den Bau ein-
schließlich Erhaltung von Radwegen an Bundesstraßen in den Ländern 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in Mio. Euro dar: 

Land  
2015 2016 2017 2018 
Ist Ist Ist VR 

SN 5,1 5,2 5,4 2,4 
ST 2,9 3,1 3,7 3,1 
TH 2.4 1,0 0,3 1,2 

Es wurden folgende Kilometer Radwege an Bundesstraßen gebaut: 

Land 2015 2016 2017 
SN 6,0 8,9 14,5 
ST 16,9 14,0 22,6 
TH 11,5 2,1 0,6 

Die Zahlen für 2018 liegen noch nicht vor. 
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b) Weitere Radwege in den genannten Ländern 

Im Rahmen der Kommunalrichtlinie und des Förderaufrufs „Klima-
schutz durch Radverkehr“ der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) 
hat die Bundesregierung den Bau von Radwegen in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen wie in der Tabelle aufgelistet, gefördert. 

Bundesland/ Förderprogramm/ 
Förderschwerpunkt/ Förderbe-
reich 

Gesamtsumme 
in EUR 

Bundesmittel 
in EUR 

2015 2016 2017 2018 

Sachsen 463.974 324.782 0 0 48.000 0 
Bundeswettbewerb Klimaschutz 
durch Radverkehr 
– Maßnahmen zur Ausgestaltung 

des Straßenraums 
    – fließender Radverkehr 463.974 324.782 0 0 48.000 0 
Sachsen-Anhalt 268.604 134.3020 0 0 0 0 
Kommunalrichtlinie 
– Investive Klimaschutzmaßnah-

men 
    – Verbesserung der Radverkehrs-
infrastruktur 268.604 134.302 0 0 0 0 
Thüringen 

2.105.559 1.382.389 
29.53

1 45.605 57.323 325.509 
Bundeswettbewerb Klimaschutz 
durch Radverkehr 
– Maßnahmen zur Ausgestaltung 

des Straßenraums 
    – fließender Radverkehr 1.753.186 1.227.230 0 0 0 302.809 

 
131. Abgeordneter 

Torsten Herbst 
(FDP) 

Wie viele Zusammenstöße von Zügen mit auf den
Gleisen liegenden Bäumen ereigneten sich nach
Kenntnis der Bundesregierung in den vergange-
nen neun Jahren auf den Schienenwegen des Bun-
des in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
(bitte nach Jahren und Bundesland aufschlüs-
seln)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 27. November 2018 

Nach Mitteilung der Deutschen Bahn AG ist die Erhebung der ge-
wünschten Angaben in der für die Beantwortung einer parlamentari-
schen Frage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. Die Angaben 
werden nachgereicht, sobald sie vorliegen. 
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132. Abgeordneter 
Torsten Herbst 
(FDP) 

Mit welchem Mittelabfluss rechnet die Bundesre-
gierung in den Jahren 2019 bis 2030 bei der Rea-
lisierung der im Vordringlichen Bedarf des Bun-
desverkehrswegeplans aufgeführten Schienen-
projekte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. November 2018 

Die Bundesregierung geht für den Zeitraum 2019 bis 2030 von einem 
vollständigen Abfluss der für die Realisierung der Schienenprojekte des 
Vordringlichen Bedarfs bereitgestellten Haushaltsmittel aus. 

 
133. Abgeordneter 

Torsten Herbst 
(FDP) 

Wie viele ICE- bzw. IC-Züge der Deutschen 
Bahn AG waren im Zeitraum zwischen Oktober
2017 und Oktober 2018 im Durchschnitt vollstän-
dig funktionsfähig (bitte als Anteil aller ICE-
bzw. IC-Züge und nach Monaten aufgeschlüsselt
angeben)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. November 2018 

Nach Mitteilung der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist die Erhebung der 
erbetenen Daten in der für die Beantwortung einer parlamentarischen 
Frage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. Die Angaben werden 
nachgereicht, sobald sie vorliegen. 

 
134. Abgeordneter 

Dr. Marcel Klinge 
(FDP) 

Wie bewertet die Bundesregierung die jüngsten
Aussagen von Bundesministerin Anja Karliczek 
sowie Bundesminister Helge Braun zum flächen-
deckenden Ausbau des 5G-Netzes (https://de.
reuters.com/article/deutschland-bundesnetzagentur- 
5g-idDEKCN1NQ1MU; www.zdf.de/nachrichten/
heute/5g-braun-gegen-nationales-roaming-100. 
html), und stehen diese Aussagen stellvertretend 
für die offizielle Position der Bundesregierung in
dieser Frage? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 6. Dezember 2018 

Bei den durch 5G künftig möglichen neuen Anwendungen, wie dem au-
tonomen Fahren oder dem Einsatz von Robotern in Produktion, Logistik 
oder Landwirtschaft, geht es nicht nur um höhere Bandbreiten, sondern 
insbesondere um eine niedrigere Latenz und damit um eine Datenüber-
tragung in Echtzeit. Ziel der Bundesregierung ist eine flächendeckende 
Versorgung mit 5G, um diese neuen Möglichkeiten überall nutzbar zu 
machen. Ein solches flächendeckendes 5G-Netz wird jedoch nicht von  
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heute auf morgen entstehen können. In der Zwischenzeit bedarf es der 
Umsetzung der Vereinbarungen des Mobilfunkgipfels, den Ausbau der 
Mobilfunkversorgung in urbanen Gebieten sowie in den ländlichen Räu-
men zu forcieren. Darauf bezog sich die Aussage der Bundesministerin 
für Bildung und Forschung, Anja Karliczek. 

5G braucht Glasfaseranbindungen als Grundlage und wird Schritt für 
Schritt auf den bestehenden Mobilfunk- und Glasfasernetzen aufgebaut. 
Die kommende Frequenzversteigerung im Jahr 2019 ist ein erster wich-
tiger Baustein für den Start in die 5G-Technologie. Die mit ihr verbun-
denen Versorgungsauflagen sorgen für einen Ausbau entlang der Stra-
ßeninfrastruktur in allen Regionen Deutschlands. Weitere für den Flä-
chenausbau besser geeignete Frequenzen werden in den kommenden 
Jahren vergeben werden. 

Mit der Beseitigung der Funklöcher im ländlichen Raum und an den 
Bahnstrecken will die Bundesregierung nicht auf die Einführung der 
neuen 5G-Technik warten. Der Bundesminister für Verkehr und digitale 
Infrastruktur und die Mobilfunkunternehmen haben beim Mobilfunkgip-
fel deshalb schnelle Abhilfe für höhere Flächendeckung vereinbart. Mit 
der Funklochmelde-App der Bundesnetzagentur können die Bürger ih-
rem Funkloch Relevanz verschaffen. Die Funklöcher, die am meisten 
stören, können so zuerst geschlossen werden. 

Auch neue 4G-Sendestationen werden für die Mobilfunknetze der Zu-
kunft aufrüstbar sein, wenn sie an ein Gigabitnetz angeschlossen sind. 
Sie sind also kein Hemmnis für den 5G-Ausbau, sondern eine seiner 
Grundlagen. 

Auf diese Sachverhalte bezog sich die Aussage des Bundesministers für 
besondere Aufgaben Dr. Helge Braun. 

 
135. Abgeordneter 

Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Kosten sind durch den Brief des Kraft-
fahrt-Bundesamtes (siehe www.spiegel.de/ 
auto/aktuell/diesel-affaere-kba-wirbt-fuer- 
umtauschpraemien-von-bmw-daimler-und-vw-a-
1237029.html) an die Halter von BMW, VW und 
Daimler-PKW entstanden (bitte aufschlüsseln
nach Porto, Material- und Personalkosten) und 
kam der Auftrag/die Bitte, diesen Brief zu schrei-
ben, aus dem Bundesverkehrsministerium? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 3. Dezember 2018 

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche 
Frage 11/086 verwiesen. 
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136. Abgeordnete 
Caren Lay 
(DIE LINKE.) 

Ist eine frühere Fertigstellung der Elektrifizierung
der Bahnstrecke von Dresden nach Görlitz als
2029 aus Sicht der Bundesregierung möglich,
und wie viel Mittel wird der Bund für den Aus-
bau der Strecke bereitstellen (www.sz-online.de/
nachrichten/elektrozuege-rollen-fruehestens- 
2029-4051055.html)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. November 2018 

Herr Bundesminister Andreas Scheuer MdB hat am 6. November 2018 
die Ergebnisse der „Bewertung der Schienenwegeausbauvorhaben des 
Potenziellen Bedarfs“ vorgestellt. Die Bewertung des Projektes Dres-
den-Görlitz, welches Teil des ehemaligen Potenziellen Bedarfs war, hat 
ergeben, dass das Projekt gesamtwirtschaftlich nicht vorteilhaft ist. Ent-
sprechend ist das Projekt nicht in den Vordringlichen Bedarf des Bedarf-
splans Schiene aufgestiegen und kann daher auch nicht durch den Bund 
aus dem dafür vorgesehenen Haushaltstitel finanziert werden. 

Im Übrigen auf die Ausschuss-Drucksache 19(15)140 verwiesen. 

Das BMVI wird allerdings prüfen, ob das Projekt im Rahmen anderer 
Finanzierungsmöglichkeiten (z. B. dem Elektrifizierungsprogramm) ab-
gebildet werden kann. Dafür ist voraussichtlich ebenfalls ein Bedarfs-
nachweis (z. B. anhand einer positiven Nutzen-Kosten-Analyse) zu er-
bringen. Eine Mittelbereitstellung kann erst erfolgen, wenn das Projekt 
Bestandteil eines Ausbauprogramms des Bundes ist. 

 
137. Abgeordneter 

Ralph Lenkert 
(DIE LINKE.) 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung die
Planung der Leistungsphasen 1 und 2 bzw. 3 und
4 des Bedarfsplanvorhabens „Elektrifizierung der 
Mitte-Deutschland-Verbindung“ (Elektrifizie-
rung der Strecke Weimar–Gößnitz) in eine Sam-
melfinanzierungsvereinbarung aufzunehmen? 

 
138. Abgeordneter 

Ralph Lenkert 
(DIE LINKE.) 

Wurden bereits Planungsvereinbarungen für das 
genannte Projekt getroffen, und wenn ja, für wel-
che Planungsphasen Leistungsphasen gelten
diese (bitte Planungsphasen mit geplantem Be-
ginn und Zeitraum auflisten)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 30. November 2018 

Die Fragen 137 und 138 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Das Bedarfsplanvorhaben ABS Weimar–Gera–Gößnitz wurde 2017 
vollständig in die Sammelvereinbarung SV Lph 1/2 aufgenommen, mit 
der der Bund die Grundlagen- und Vorentwurfsplanung (Leistungspha-
sen 1 und 2) finanziert. Die Vorplanung wird voraussichtlich bis zum 
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4. Quartal 2020 vorliegen. Die Finanzierung der weiteren Planungspha-
sen sowie des Baus wird sukzessive mit voraussichtlich bis zum 4. Quar-
tal 2020 vorliegen. Die Finanzierung der weiteren Planungsphasen so-
wie des Baus wird sukzessive mit Vorliegen der sachlichen und haushal-
terischen Voraussetzungen sichergestellt. 

 
139. Abgeordnete 

Beate 
Müller-Gemmeke 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Werden nach Kenntnis der Bundesregierung bei 
der Vergabe von 5G-Lizenzen soziale Belange, 
wie tarifliche Entlohnung und betriebliche Mitbe-
stimmung mitberücksichtigt, konkret ob die Un-
ternehmen tarifgebunden sind oder nicht bzw. ob
Betriebsräte vorhanden sind oder eine mitbestim-
mungsfeindliche Haltung im Unternehmen be-
steht, und falls; diese sozialen Belange nicht be-
rücksichtigt werden, warum nicht? 

 
140. Abgeordnete 

Beate 
Müller-Gemmeke 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie wird die Bundesregierung faire Wettbe-
werbsstrukturen für verantwortungsvolle Unter-
nehmen garantieren, wenn bei der Vergabe von
5G-Lizenzen soziale Belange (Tarifbindung, Mit-
bestimmung) nicht berücksichtigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 4. Dezember 2018 

Die Fragen 139 und 140 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Das Telekommunikationsgesetz sowie der europäische Rechtsrahmen 
sehen vor, dass Zuteilungen für Frequenznutzungsrechte technologie- 
und diensteneutral erfolgen. Zudem müssen die Regeln für die Durch-
führung des Versteigerungsverfahrens objektiv, nachvollziehbar und 
diskriminierungsfrei sein und die Belange kleiner und mittlerer Unter-
nehmen berücksichtigen. Die Vorschriften zum Versteigerungsverfah-
ren sollen die effektive Frequenznutzung sicherstellen und dienen nicht 
der Durchsetzung sozialer oder arbeitsrechtlicher Belange. 

Die Versteigerung der Frequenzen erfolgt durch die Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
(BNetzA). Da Anträge auf Zulassung zur Auktion bis zum 25. Januar 
2019 gestellt werden können, ist noch nicht bekannt, welche Unterneh-
men sich zur Auktion bewerben werden. 
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141. Abgeordnete 
Ingrid Nestle 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wieviel Prozent der ICE- und IC-Züge mit Start-
und/oder Haltepunkt in Schleswig-Holstein wie-
sen laut Erkenntnissen der Bundesregierung in
den Jahren 2016, 2017 und 2018 technische Män-
gel auf, und wie viel Prozent der Regionalzüge in 
Schleswig-Holstein wiesen laut Erkenntnissen
der Bundesregierung in den Jahren 2016, 2017
und 2018 technische Mängel auf (bitte aufschlüs-
seln nach Loks und Waggons)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 5. Dezember 2018 

Die DB AG wurde zu dem Sachverhalt um Auskunft gebeten. Die ge-
wünschten Angaben konnten in der zur Verfügung stehenden Zeit nicht 
erbracht werden. Sobald die entsprechenden Angaben vorliegen, werden 
diese nachgereicht. 

 
142. Abgeordneter 

Cem Özdemir 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Auf wieviel Kilometer summieren sich nach
Kenntnis der Bundesregierung die Schienenwege
mit weniger als 2 000 Fahrgästen pro Tag bundes-
weit, die der Bundesnetzagentur zufolge nicht mit 
mindestens 100 MBit/s versorgt werden sollen
(www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/ 
Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/ 
Unternehmen_Insti tut ionen/Frequenzen/  
Offent l icheNetze/Mobi l funk/Drahtloser 
Netzzugang/Mobi l funk2020/20181126_ 
Entscheidungen_III_IV.pdf?blob=publication 
File&v=1) und wie teilen sich diese auf die 
16 Bundesländer auf (bitte nach jeweiliger Ge-
samtlänge pro Bundesland aufschlüsseln)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 4. Dezember 2018 

Das gesamte Streckennetz der Schienenwege umfasst nach Kenntnis der 
Bundesregierung etwa 40 000 km, davon entfallen auf Schienenwege 
mit mehr als 2 000 Fahrgästen pro Tag etwa 20 000 km. Somit umfasst 
das übrige Streckennetz, das gemäß Ziffer III.4.9 der zitierten Entschei-
dung der Bundesnetzagentur bis zum 31. Dezember 2024 mit einer 
Übertragungsrate von mindestens 50 Mbit/s im Downlink im Antennen-
sektor zu versorgen ist, etwa 20 000 km. Siehe hierzu auch die Anla-
gen 6 und 7 der zitierten Entscheidung der Bundesnetzagentur. Eine ge-
nauere Auswertung als die in dem zitierten Entscheidungsentwurf ge-
nannte oder eine Aufschlüsselung nach Bundesländern liegt der Bundes-
regierung nicht vor. 
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143. Abgeordnete 
Lisa Paus 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung aus der Tatsache, dass die Deutsche Bahn
Netz AG durch den Verkauf ihres Grundstücks
am Westkreuzpark in Berlin Charlottenburg an
einen Investor während eines laufenden Bebau-
ungsplanverfahrens zur Festlegung der Fläche als
Grünanlage das Vorkaufsrecht des Bezirks nach
§ 24 Absatz 1 BauGB aushebelt (vgl. www.
morgenpost .de/bez i rke /char lo t t enbu rg -  
wilmersdorf/article215810325/Deutsche-Bahn- 
hat-Westkreuz-Areal-verkauft.html), und wird 
sich die Bundesregierung, konform mit ihrem im
Rahmen des Wohnungsgipfels gefassten Be-
schluss einer kommunalfreundlicheren Liegen-
schaftspolitik (vgl. Gemeinsame Wohnraumof-
fensive von Bund, Ländern und Kommunen. Er-
gebnisse des Wohngipfels am 21. September 
2018), als Mehrheitsgesellschafterin der Deut-
schen Bahn AG dafür einsetzen, dass der Finanz-
vorstand der DB Netz AG seine Genehmigung zu 
diesem Verkauf angesichts des vom Land Berlin
und dem Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf be-
kundeten Interesses am Erwerb der Liegenschaft 
der Bahn nicht erteilt (wenn nicht, bitte begrün-
den)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. November 2018 

Der Bund hat keinen unmittelbaren Einfluss auf Einzelentscheidungen 
des Vorstands der DB AG im Bereich der operativen Geschäfte. 

Seit Januar 2015 wurde in Gesprächen mit verschiedenen Vertretern des 
Bezirksamtes und der Senatsverwaltung auf das Ziel der Grundstücksei-
gentümerin DB Netz AG, die Grundstücksfläche zu veräußern, hinge-
wiesen, letztmalig am 30. Januar 2018. Bis heute liegt kein konkretes 
Kaufangebot bezogen auf den Erwerb der Grundstücksfläche seitens des 
Bezirksamtes oder der Senatsverwaltung vor. 

Auf dem Wohngipfel haben Bund, Länder und Kommunen vereinbart, 
dass die Bundesregierung über die Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben bundeseigene Grundstücke weiter vergünstigt an Kommunen verge-
ben wird, damit diese rasch die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
schaffen und zügig bezahlbare Wohnungen bauen können. 
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144. Abgeordneter 
Hagen Reinhold 
(FDP) 

Mussten in den Jahren 2017 und 2018 Sonder-
fahrten im Schienengüterverkehr bei der Deut-
schen Bahn AG aus Personalmangel eingestellt 
werden bzw. konnten aus diesem Grund gar nicht
erst angenommen werden, und wenn ja wie viele?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 30. November 2018 

Die Deutsche Bahn AG (DB AG) hat mitgeteilt, dass die DB Cargo AG 
in diesem Jahr ca. 3 000 kurzfristig angefragte Fahrten (2017: 2 000) für 
Sonderzüge nicht zum gewünschten Zeitpunkt umsetzen konnte. Aller-
dings hat DB Cargo AG für fast die Hälfte der Fahrten im Jahr 2018 eine 
alternative Verbindung zu einem anderen Zeitpunkt anbieten können. 

 
145. Abgeordnete 

Dr. Manuela 
Rottmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie ist der aktuelle Planungsstand zu den derzeit 
nicht vorhandenen Absetz- und Rückhaltebecken 
der Autobahnentwässerung (A7) im Bereich des
Marktes Elfershausen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 26. November 2018 

Die Marktgemeinde Elfershausen beabsichtigt, Defizite im gemeindli-
chen Hochwasserschutz zu beheben. Die gemeindliche Hochwasser-
schutzmaßnahme lässt sich mit der Errichtung einer Rückhalte-/Absetz-
beckenanlage für die A7 kombinieren, sodass die Bayerische Straßen-
bauverwaltung die Bereitschaft zur Kostenbeteiligung für Planung und 
Bau einer gemeinschaftlichen Maßnahme in Aussicht gestellt hat. 

Über den aktuellen Planungsstand wird die Marktgemeinde Elfers- 
hausen die Bayerische Straßenbauverwaltung noch in diesem Jahr infor-
mieren. 
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146. Abgeordneter 
Christian Sauter 
(FDP) 

Wie viele Verstöße gegen das Rechtsfahrgebot
auf mehrspurigen Autobahnen und Kraftfahrstra-
ßen außerhalb von Ortschaften wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den vergange-
nen zehn Jahren bundesweit geahndet, und plant
die Bundesregierung eine Anhebung der Sankti-
onsmaßnahmen für Verstöße gegen das Rechts-
fahrgebot, um Unfallrisiken durch einen flüssige-
ren Verkehr zu minimieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 29. November 2018 

Die Überwachung und Ahndung von Verstößen gegen straßenverkehrs-
rechtliche Vorschriften fällt in die Zuständigkeit der Länder. Es besteht 
keine Berichtspflicht der Länder gegenüber dem Bund, so dass der Bun-
desregierung keine Fallzahlen zu Ordnungswidrigkeitenverfahren im 
Straßenverkehr vorliegen. 

Im Koalitionsvertrag zur 19. Legislaturperiode ist festgelegt, dass nach 
der Einführung des neuen Punktesystems eine Evaluierung des Bußgeld-
katalogs erfolgen soll. 

 
147. Abgeordneter 

Frank Schäffler 
(FDP) 

Wo sind die Standorte (bzw. wie sind die aktuel-
len Namen oder Arbeitsnamen) der neun Brü-
ckenbauwerke in der Baulast der Wasserstraßen-
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) 
bzw. in der Baulast der Bundesstraßenverwaltung
in den Landkreisen Minden-Lübbecke und Höx-
ter, die sich in einem „nicht ausreichenden Zu-
stand“ bzw. „ungenügendem Zustand“ befinden,
und welche dieser Bauwerke werden durch einen
Neubau ersetzt, rückgebaut, instandgesetzt oder 
fortlaufend saniert bzw. sind bereits saniert wor-
den (siehe Antwort zu meiner Schriftlichen Frage 
148/November)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 6. Dezember 2018 

Die Zustandsbenotung des Bauwerks: Weser-Flutbrücke im Zuge der A2 
bei Bad Oeynhausen (Teilbauwerk 1 der Weserquerung, BW.-Nr. 
3719 710) konnte nach Abschluss der Instandsetzung der Fahrbahnüber-
gänge in der 49. Kalenderwoche von 3,8 auf 2,5 verbessert werden. Die 
Brücke der B 241 über die Weser bei Beverungen wurde „abgelastet“. 
Sie wird durch einen Neubau ersetzt. www.strassen.nrw.de/de/ 
projekte/b241-weserbruecke-in-beverungen.html 

In der Zuständigkeit der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes befinden sich folgende Bauwerke in einem nicht ausreichenden 
Zustand: 
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Schleusenkanal Petershagen (SPh): 

Brücke 29aSPh (Flutbrücke Lahde, SPh-km 2,125); es ist ein Rückbau 
vorgesehen. 
Brücke 30SPh (Wirtschaftsbrücke Jössen, SPh-km 3,726); es ist eine 
Grundinstandsetzung mit Erneuerung der Fahrbahnplatte vorgesehen. 
Brücke 32SPh (Straßenbrücke Windheim; SPh-km 6,07); es sind In-
standhaltungsmaßnahmen vorgesehen. 

Mittellandkanal (MLK): 

Brücke 114MLK (Lübbecker Brücke, MLK-km 80,217); es sind In-
standhaltungsmaßnahmen vorgesehen. 
Brücke 129 (Rothenuffelner Brücke, MLK-km 94,308); die Schäden an 
den Hängeranschlüssen wurden in 2017 beseitigt. 
  

Verbindungskanal Süd (MLK zur Weser) (VKS): 

Brücke 145VKS (UH-Brücke obere Schleuse Minden, VKS-km 0,270); 
es sind Instandhaltungsmaßnahmen vorgesehen. 
Brücke 145BVKS (Eisenbahnbrücke Glashütte, VKS-km 1,195) es ist 
ein Rückbau vorgesehen. 

 
148. Abgeordneter 

Manfred 
Todtenhausen 
(FDP) 

Wie viele Diesel-PKW mit der Abgasnorm
Euro 4, Euro 5, Euro 6-6c und Euro 6d sind je-
weils in den krfr. Städten Wuppertal, Remscheid 
und Solingen sowie im Kreis Mettmann zugelas-
sen (bitte getrennt auflisten)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 4. Dezember 2018 

Die Anzahl der Diesel-Pkw mit der Abgasnorm Euro 4, Euro 5 und 
Euro 6 in den oben genannten Städten kann der folgenden Tabelle ent-
nommen werden (Stand:·1. Januar 2018) 

Stadt/Kreis 
Diesel-Pkw 
Euro 4 Euro 5 Euro 6 darunter 

Euro 6d-temp Euro 6d 
Mettmann 16.554 33.054 26.745 5 – 
Remscheid 3.761 6.310 4.575 2 – 
Solingen 5.029 8.481 6.910 2 – 
Wuppertal 10.566 17.462 13.128 2 – 
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149. Abgeordneter 
Manfred 
Todtenhausen 
(FDP) 

Für jeweils welche Maßnahmen wurden bisher
Fördermittel für die Städte Wuppertal, Solingen
und Remscheid sowie für den Kreis Mettmann
aus dem „Sofortprogramm Saubere Luft“ bean-
tragt und beschieden (mit der Bitte um Aufschlüs-
selung nach Maßnahme, Zuwendungsempfänger
und Höhe der beantragten und genehmigten För-
dermittel)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Bilger 
vom 3. Dezember 2018 

Es wird auf die beigefügte tabellarische Auflistung verwiesen. 

 

 
150. Abgeordneter 

Hubertus Zdebel 
(DIE LINKE.) 

Wann wird nach derzeitiger Planung aufgrund der
Höherstufung des zweigleisigen Bahnstrecken-
ausbaus in einem Teilabschnitt zwischen Münster
und Lünen in den „Vordringlichen Bedarf“ des 
aktuellen Bundesverkehrswegeplans (www.wn.
de/Muensterland/3538227-Bahnstrecke- 
Streckenausbau-Muenster-Luenen-wird-heute- 
bekanntgegeben) mit den konkreten Planungen
zur Umsetzung dieses Ausbaus begonnen, und
wann ist mit einem Planfeststellungsbeschluss zu 
rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 5. Dezember 2018 

Am 6. November 2018 wurden die Bewertungsergebnisse der Schienen-
projekte des Potentiellen Bedarfs bekannt gegeben. Dabei sind alle Pro-
jekte, für die eine positive gesamtwirtschaftliche Bewertung nachgewie-
sen werden konnte, in den Vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrs-
wegeplans 2030 aufgestiegen – so auch die Ausbaustrecke Münster–Lü-
nen. Insoweit wird auf die Ausschussdrucksache 19 (15) 140 verwiesen. 

Die Planung der Ausbaukonfiguration des Projektes ist abhängig von 
den derzeit noch laufenden Untersuchungen zum Deutschland-Takt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit 

151. Abgeordnete 
Lisa Badum 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Gespräche hat die Bundesregierung im
Vorfeld der Klimakonferenz (COP) in Kattowitz
mit der polnischen COP-Präsidentschaft und der 
polnischen Regierung über die möglichen negati-
ven Auswirkungen des am 10. Januar 2018 be-
schlossenen Gesetzes über besondere Lösungen
im Zusammenhang mit der Organisation der
nächsten Konferenz nach dem Rahmenüberein-
kommen der Vereinten Nationen über Klimaän-
derungen in der Republik Polen geführt, und in-
wiefern plant die Bundesregierung, angesichts 
des Fortbestehens des Gesetzes, welches nach
Einschätzung der Wissenschaftlichen Dienste des
Deutschen Bundestages Eingriffe in den Schutz-
bereich des Artikel 11 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zur Folge haben könnte
(www.bundestag.de/blob/554936/18b03d22fd490 
edc64f2295de5e36040/wd-2-020-18-pdf-data.pdf), 
bei der polnischen Regierung die Einhaltung der
Menschenrechte in Polen während der COP24
einzufordern? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 28. November 2018 

Das Sondergesetz von 10. Januar 2018 (COP 24-Gesetz) enthält Vor-
schriften zu sehr unterschiedlichen Aspekten, zum Beispiel Verhand-
lungsleitung, Sonderbotschafter, Finanzierung, Logistik sowie zur Ge-
währleistung der öffentlichen Sicherheit. Die Gesetzesbegründung stellt 
das COP 24-Gesetz in eine Reihe mit den vergleichbaren Sondergeset-
zen aus Anlass des Weltjugendtages in Krakau sowie des Gipfels der 
North Atlantic Treaty Organization (NATO) in Warschau im Jahr 2016. 

Die polnische Regierung hält das Sondergesetz für erforderlich. Die Zu-
sammenarbeit der Kommunalbehörden und der Sicherheitsdienste 
müsse geregelt werden, um die Sicherheit der erwarteten 30 000 bis 
40 000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer gewährleisten zu können. 

Kritik kommt von vier Sonderberichterstattern des Vereinten Nationen 
Menschenrechtsrates sowie aus Reihen der Umweltschutz-Nicht Regie-
rungen Organisationen. 

Die Bundesregierung hat in bilateralen Gesprächen die Problematik the-
matisiert und wird sich auch während COP 24 in der diplomatisch gebo-
tenen Form hierzu positionieren. 
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152. Abgeordneter 
Hans-Jürgen Irmer 
(CDU/CSU) 

Welche Studien wurden nach Kenntnis der Bun-
desregierung in den letzten fünf Jahren in
Deutschland oder in einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union zu den Auswirkungen 
von Infraschall auf den Menschen und die Um-
welt erstellt, und zu welchen Ergebnissen kamen
diese Studien hinsichtlich der Gefahren für den
Menschen und die Umwelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 28. November 2018 

Die Forschung zu den Auswirkungen von Infraschallimmissionen auf 
Mensch und Umwelt wird durch das Umweltbundesamt als zuständiger 
Fachbehörde genau verfolgt. Aktuelle Forschungsergebnisse werden bei 
der Durchführung eigener Forschungsvorhaben berücksichtigt. Eine Re-
cherche aller in den letzten fünf Jahren in Deutschland oder in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union hierzu durchgeführten 
Studien ist in dem kurzen Zeitrahmen nicht möglich. Der Bundesregie-
rung weist auf folgende Studien und Analysen hin: 

Das Umweltbundesamt veröffentlichte im Jahr 2014 eine „Machbar-
keitsstudie zu Wirkungen von Infraschall“ (www.umweltbundesamt.de/ 
publikationen/machbarkeitsstudie-zu-wirkungen-von-infraschall). Zum 
Vorhabenbeginn wurden rund 1 200 Publikationen recherchiert, die in 
der Studie analysiert wurden. Diese Publikationen betrachten meist tief-
frequente Geräusche, aber ein Teil auch Infraschall. Die Autoren der 
Studie kommen unter anderem zu dem Ergebnis: „Für eine negative Aus-
wirkung von Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten 
bislang keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden wer-
den, auch wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothe-
sen postulieren.“ In einem im Jahr 2015 initiierten Folgevorhaben wird 
ergänzend untersucht, inwieweit Infraschallimmissionen aus techni-
schen Quellen wirkungsrelevant sind. Die Ergebnisse dieses For-
schungsvorhabens sollen bis Ende des Jahres 2019 vorliegen. Im Novem-
ber 2016 hat das Umweltbundesamt das Positionspapier „Mögliche ge-
sundheitliche Effekte von Windenergieanlagen“ (www.umweltbundesamt. 
de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/161128_uba_position_ 
windenergiegesundheit.pdf) veröffentlicht. 

Für die Erstellung wurden nationale und internationale wissenschaftli-
che Studien zu gesundheitlichen Wirkungen von Windenergieanlagen 
berücksichtigt. Das Umweltbundesamt gelangt darin zur Einschätzung, 
dass im Hinblick auf akustische Effekte für die Infraschallbelastung 
durch Windenergieanlagen nach heutigem Stand der Forschung davon 
ausgegangen werden kann, dass diese im Vergleich mit anderen (natür-
lichen und anthropogenen) Quellen sehr gering sind, so dass es nach dem 
aktuellen Forschungsstand hierbei nicht zu negativen Auswirkungen auf 
die Gesundheit kommt. 
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153. Abgeordneter 
Hans-Jürgen Irmer 
(CDU/CSU) 

Auf welcher Berechnungsgrundlage und mit wel-
chen Messverfahren erfolgen nach Kenntnis der
Bundesregierung die Messungen im Infraschall-
bereich im Kontext der Sechsten Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz
gegen Lärm – TA Lärm)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 28. November 2018 

Die Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 
Lärm) regelt unter Nr. 7.3 „Berücksichtigung tieffrequenter Geräusche“, 
dass Geräusche von Anlagen, die vorherrschende Energieanteile im Fre-
quenzbereich unter 90 Hertz (Hz) besitzen, im Einzelfall nach den örtli-
chen Verhältnissen zu beurteilen sind. Für die Ermittlung und Bewer-
tung tieffrequenter Geräusche verweist die TA Lärm auf DIN 45680, 
Ausgabe März des Jahres 1997, und das zugehörige Beiblatt 1. Schädli-
che Umwelteinwirkungen sind nach Nr. A.1.5 der TA Lärm „Hinweise 
zur Berücksichtigung tieffrequenter Geräusche“ nicht zu erwarten, wenn 
die in Beiblatt 1 genannten Anhaltswerte nicht überschritten werden. 
Der Anwendungsbereich der DIN 45680 deckt den Frequenzbereich von 
8 Hz bis zu 100 Hz ab. 

 
154. Abgeordneter 

Dr. Lukas Köhler 
(FDP) 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung,
dass der Ersatz fossilen Diesels und Benzins
durch aus erneuerbarem Strom und CO2 herge-
stellte synthetische Kraftstoffe (E-Fuels) grund-
sätzlich eine ähnlich klimaschonende Wirkung
haben kann wie der Umstieg auf die Elektromo-
bilität, und inwiefern hat sich die Bundesregie-
rung im Sinne der Technologieneutralität bei den
EU-Verhandlungen über die Neuregelung der
CO2-Grenzwerte für neue Pkw und leichte Nutz-
fahrzeuge für eine den emissionsfreien und emis-
sionsarmen Fahrzeugen gleichwertige Anrechen-
barkeit synthetischer Kraftstoffe bei der Berech-
nung der Flottengrenzwerte eingesetzt (bitte je-
weils mit Begründung)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 30. November 2018 

Nachhaltig hergestellte synthetische Kraftstoffe können ebenso wie die 
batterieelektrische Mobilität perspektivisch einen wichtigen Beitrag zu 
den Treibhausgasminderungszielen leisten. Einsatzmöglichkeiten zeich-
nen sich vor allem dort ab, wo direkte Stromnutzung an Grenzen stößt, 
wie etwa im Luft- und Schiffsverkehr und zum Teil im lang laufenden 
schweren Straßengüterverkehr. Die energetisch effizienteste Option ist 
jedoch die direkte Stromnutzung. 
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Strombasierte Kraftstoffe und in Elektrofahrzeugen verbrauchter Strom 
werden im Rahmen der Fortschreibung der Erneuerbaren-Energien-
Richtlinie (RED II), die sich an Kraftstofflieferanten richtet, anrechen-
bar sein. 

Zur Anrechnung strombasierter Kraftstoffe auf die CO2-Zielwerte im 
Rahmen der anstehenden EU-Regulierung der CO2-Emissionen von 
Pkw und leichten Nutzfahrzeugen haben sich die Mitgliedstaaten mit der 
Unterstützung der Bundesregierung im Umweltrat dafür ausgesprochen, 
diese Frage in der Überprüfung der Zielwerte für CO2-Emissionen für 
das Jahr 2030 zu behandeln, die im Jahr 2023 erfolgen soll. Dieser Auf-
fassung ist auch das Europäische Parlament gefolgt. 

 
155. Abgeordneter 

Dr. Lukas Köhler 
(FDP) 

Aus welchem Grund nutzt das Umweltbundesamt
in der Methodenkonvention 3.0 zur Schätzung 
der Kimaschadenskosten nicht die aktualisierte
Version des Schadenkostenmodells FUND 3.9? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 30. November 2018 

Bei der Entwicklung der Empfehlungen der Methodenkonvention 3.0 
zur Ermittlung von Umweltkosten wurden verschiedene Modelle, darun-
ter auch das Schadenskostenmodel Framework for Uncertainty, Nego-
tiation and Distribution (FUND) Version 3.9, hinsichtlich ihrer Eignung 
für die Ermittlung der Klimaschadenskosten geprüft. Im Ergebnis hat 
sich das Umweltbundesamt für die Verwendung von Werten aus der 
FUND Version 3.0 entschieden, da FUND 3.0 im Unterschied zu 
FUND 3.9 

1. Werte mit Europäischem Equity Weighting, 

2. Werte für eine reine Zeitpräferenzrate von 0 Prozent und 

3. Werte für Emissionen bis ins Jahr 2050 bietet. 

Die beiden Parametrisierungen zu Equity Weighting und Zeitpräferenz-
rate spiegeln die Annahmen der Methodenkonvention wider, während 
Kostensätze für zukünftige Emissionen für die Beurteilung der Klima-
wirkungen langfristig wirkender Entscheidungen wichtig sind. Die me-
thodischen Grundlagen sind in der Publikation ,Methodenkonven-
tion 3.0 zur Ermittlung von Umweltkosten‘ dargelegt, siehe www. 
umweltbundesamt.de/publikationen/methodenkonvention-30-zur- 
ermittlung-von-0. 
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156. Abgeordneter 
Dr. Lukas Köhler 
(FDP) 

Warum führt das Umweltbundesamt bei seiner 
Empfehlung zu den Klimakosten Sensitivitäts-
analysen hinsichtlich unterschiedlicher Spezifi-
kationen des Schadenskostenmodells durch, wie
es in wissenschaftlichen Publikationen üblich ist,
und welche politischen Schlussfolgerungen zieht 
die Bundesregierung aus der Schätzung von
180 Euro pro Tonne CO2 für das Jahr 2016? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 30. November 2018 

Der Klimawandel verursacht generationenübergreifende Schäden. Da-
her empfiehlt das Umweltbundesamt in der Methodenkonvention, eine 
Sensitivitätsanalyse mit einem Wert (letzter verfügbarer Stand aus dem 
Jahr 2016) von 640 Euro pro Tonne CO2-Äquivalenten (äq.) durchzu-
führen, da dieser eine Gleichgewichtung der Nutzen heutiger und zu-
künftiger Generationen widerspiegelt. 

Die Bundesregierung sieht die politische Bedeutung der monetären Be-
wertung von Klimaschäden. Sie berücksichtigt den Klimakostensatz 
(letzter verfügbarer Stand aus dem Jahr 2016) von 180 Euro pro Tonne 
CO2 äq. beispielsweise bei der Bewertung der ökologischen, sozialen 
und ökonomischen Auswirkungen der Erreichung der Sektorziele 2030 
zur Reduktion von Treibhausgasen im Rahmen des Klimaschutz-
plans 2050. 

Der Kostensatz von 640 Euro pro Tonne CO2-Äquivalente ist aus dem 
verwendeten sogenannten FUND-Schadenskosten-Modell abgeleitet 
und valide. Er ergibt sich bei der Anwendung einer sog. reinen Zeitprä-
ferenzrate von 0 Prozent. Setzt man eine reine Zeitpräferenzrate von 
0 Prozent an, so bedeutet dies, dass Nutzen und Schäden, die der heuti-
gen und zukünftigen Generationen anfallen, gleich gewichtet werden. 
Das UBA empfiehlt diesen Wert für Sensitivitätsanalysen. Im Unter-
schied dazu ergibt sich der ebenfalls in der Methodenkonvention enthal-
tene Kostensatz von 180 Euro pro Tonne CO2-Äquivalente, wenn eine 
reine Zeitpräferenzrate von 1 Prozent angesetzt wird. Das bedeutet, dass 
das künftig anfallende Nutzen und Schäden etwas weniger stark gewich-
tet werden als diejenigen, die heute anfallen. 

Nähere Informationen sind im Bericht des Umweltbundesamtes enthal-
ten, der unter www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/ 
1410/publikationen/2018-11-19_methodenkonvention-3-0_methodische- 
kostensaetze.pdf verfügbar ist. 

 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

juris Lex QS
20052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 103 –  Drucksache 19/6321 

157. Abgeordneter 
Dr. Lukas Köhler 
(FDP) 

Welche quantitative Methode nutzt die Bundesre-
gierung für die Evaluierung von Projekten der
„Klimaschutzinitiative – Kurze Wege für den 
Klimaschutz (Nachbarschaftsprojekte)“, und wie
lauten die Ergebnisse der bisherigen Evaluatio-
nen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 29. November 2018 

Aus Mitteln der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) werden seit 
dem Jahr 2017 auch Projekte im Rahmen des Förderaufrufs „Kurze 
Wege für den Klimaschutz“ (Nachbarschaftsprojekte) gefördert. Einige 
wenige Projekte sind bereits im Jahr 2018 abgeschlossen worden. 

Die Programme und Projekte der NKI werden regelmäßig evaluiert. Da-
bei werden in der Regel abgeschlossene Vorhaben ex-post evaluiert. Der 
laufende Auftrag umfasst die in den Jahren 2012 bis 2017 abgeschlosse-
nen Projekte, sodass bisher noch kein Nachbarschaftsprojekt evaluiert 
wurde. 

Die Evaluierung erfolgt auf Basis der Kriterien Klimawirksamkeit, Mo-
dellcharakter, Reichweite/Breitenwirkung, Verstetigung und Ökonomi-
sche Effekte. Quantitative Fragestellungen werden vor allem bei den 
Kriterien Klimawirksamkeit und Ökonomische Effekte beantwortet. Die 
Indikatoren sind hier Treibhausgaseinsparung, Energieeinsparung und 
Fördermitteleffektivität sowie Treibhausgasvermeidungskosten, Be-
schäftigungseffekte, Hebeleffekt der Förderung und Regionale Wert-
schöpfung (www.klimaschutz.de/sites/default/files/Gesamtbericht% 
20NKI-Evaluation%202012-2014.pdf). 

Es ist geplant, im Rahmen des nächsten Evaluierungsauftrages diejeni-
gen Projekte evaluieren zu lassen, die in den Jahren 2018 und 2019 so-
wie den Jahren 2020 und 2021 enden. Um vor den Ergebnissen aus der 
nächsten Evaluierung erste orientierende Erkenntnisse und Ergebnisse 
zu den Nachbarschaftsprojekten zu erhalten, ist bereits die Beauftragung 
einer ad-hoc-Evaluierung von etwa 50 Vorhaben in Vorbereitung. Diese 
Arbeiten sollen voraussichtlich im ersten Quartal des Jahres 2019 abge-
schlossen werden. 
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158. Abgeordnete 
Sylvia Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung da-
rüber, inwiefern die schwersten Luftfahrzeuge, 
die den Flugplatz Bremgarten im Breisgau für
Starts und Landungen nutzen dürfen (bitte mög-
lichst mit Angabe von deren maximalem Startge-
wicht und Maximalgeschwindigkeit), der Ausle-
gung des unweit von diesem Flugplatz gelegenen
grenznahen Atomkraftwerks Fessenheim gegen 
Flugzeugabstürze entsprechen, und was sind nach
ihrer Kenntnis bezüglich der Fragestellung die
aktuellsten Veränderungen (vgl. Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 16 auf Bundestags-
drucksache 18/12296 vom Mai 2017)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 29. November 2018 

Der Sonderflugplatz Bremgarten ist für Geschäfts- und Sportflugzeuge 
bis 20 Tonnen zugelassen. Auch die in der Antwort zu Frage 16 der Bun-
destagsdrucksache 18/12296 vom Mai des Jahres 2017 genannten klei-
neren Zivilflugzeuge, die in der Auslegung des Atomkraftwerks (AKW) 
Fessenheim berücksichtigt wurden, sind demnach für diesen Sonderflug-
platz zugelassen. Nach Kenntnis der Bundesregierung wird der Sonder-
flugplatz Bremgarten in den Sicherheitsbetrachtungen des AKW Fessen-
heim berücksichtigt. 

 
159. Abgeordnete 

Steffi Lemke 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Bestandsentwicklung der letzten zehn Jahre 
von Arten der Bodenfauna (vor allem Lumbri-
cidae) in den Boden-Dauerbeobachtungsflächen 
unter Acker- und Grünlandnutzung, deren Daten
vom Umweltbundesamt regelmäßig zu einer
länderübergreifenden Auswertung herangezogen
werden (www.umweltbundesamt.de/themen/
boden-landwirtschaft/boden-schuetzen/boden- 
beobachten-bewerten#textpart-1; bitte nach Art 
der Nutzungsfläche und Jahren aufschlüsseln)
und den Gründen für diese Entwicklung? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 4. Dezember 2018 

Spezielle bundesweite Auswertungen im Sinne der Fragestellung liegen 
nicht vor. 

Das System der Bodendauerbeobachtung liegt in der Verantwortung der 
Bundesländer. Nach § 19 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) kann 
der Bund die Daten der Bundesländer länderübergreifend auswerten, 
Dies ist in erster Linie mit Stoffbezogenen Daten durchgeführt worden. 
Auswertungen dazu finden sich im Bericht zum Zustand der Böden in 
Deutschland (www.umweltbundesamt.de/publikationen/bodenzustand-
in-deutschland). 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

juris Lex QS
20052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 105 –  Drucksache 19/6321 

Nicht alle Bundesländer führen bodenbiologische Untersuchungen 
durch. Das Umweltbundesamt hat in einem Forschungsprojekt „Erfas-
sung und Analyse des Bodenzustands im Hinblick auf die Umsetzung 
und Weiterentwicklung der Nationalen Biodiversitätsstrategie“ (UBA 
Texte 33/2012; RÖMBKE et al., 2012; www.umweltbundesamt.de/ 
publikationen/erfassung-analyse-des-bodenzustands-im-hinblick-auf) 
eine Erstbewertung des Vorkommens von Bodenorganismen durchge-
führt. Von den insgesamt 795 Standorten der Boden-Dauerbeobachtung 
(BDF) der Länder lagen zum Zeitpunkt des Projekts nur zu 99 Standor-
ten Daten zu Bodenfauna (nur Lumbricidae) aus fünf Bundesländern 
(Brandenburg 32 Standorte, Hamburg drei Standorte, Nordrhein- 
Westfalen 17 Standorte, Schleswig-Holstein 37 Standorte, Thüringen 
zehn Standorte) vor. Daten aus Bayern waren zum Zeitpunkt des Pro-
jekts noch nicht ausreichend qualitätsgesichert und konnten nicht ver-
wendet werden. Darüber hinaus wurden in dem Forschungsprojekt auch 
andere bodenzoologische Daten aus Sammlungen und Museen ausge-
wertet. 

Alle Daten des Forschungsprojekts und im Nachgang auch die Daten aus 
der Bodendauerbeobachtung in Bayern (133 Standorte) wurden in die 
Datenbank EDAPHOBASE des Senckenberg-Museum Görlitz einge-
speist, die eine umfassende Vorkommensdatenbank von Bodenorganis-
men ist (www.edaphobase.org). 

In dem o. g. Bericht sind die Vorkommen der Lumbriciden (Regenwür-
mer) detailliert ausgewertet und für Nutzungstypen sog. Erwartungs-
werte (Referenzwerte) formuliert. Diese geben Hinweise auf das Vor-
kommen im „Normalzustand“ der Böden. Dabei wurden sowohl die Ein-
flüsse der Landnutzung, des pH-Wertes sowie der organischen Substanz 
in Böden und der Textur der Böden auf das Vorkommen unterschiedli-
cher Arten von Regenwürmern berücksichtigt. 
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160. Abgeordneter 
Sepp Müller 
(CDU/CSU) 

Wie viele Tage in der Woche ist die Präsidentin 
des Umweltbundeamtes an ihrem Dienstsitz in
Dessau gewesen, aufgeschlüsselt für die Zeit von
2016 bis heute? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 5. Dezember 2018 

Das Umweltbundesamt (UBA) führt zu den Anwesenheitstagen der Prä-
sidentin an den Dienstsitzen des Amtes keine Statistik. 

Er gehört nicht zu den vorrangigen Aufgaben der Präsidentin des UBA, 
eine bestimmte Zahl von Wochentagen am Dienstsitz in Dessau-Roßlau 
zu arbeiten. Zu den originären Aufgaben der Präsidentin zählt vielmehr 
die Vertretung des Amtes in politischen und fachlich herausgehobenen 
Kontexten im nationalen und internationalen Rahmen. Demzufolge ver-
bringt die Präsidentin einen erheblichen Anteil ihrer Arbeitszeit nicht am 
Dienstsitz Dessau-Roßlau. 

 
161. Abgeordneter 

Sepp Müller 
(CDU/CSU) 

Wie viele Kongresse wurden in diesen drei Jahren
(2016 bis 2018) – nach Jahresscheiben aufge-
schlüsselt – abgehalten, unterschieden nach den
Dienstsitzen in Berlin und Dessau? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 5. Dezember 2018 

Das UBA veranstaltet kontinuierlich eine Vielzahl von Veranstaltungen 
für unterschiedliche Teilnehmerkreise aus Wissenschaft, Politik und Zi-
vilgesellschaft. Generell richtet sich das UBA bei der Wahl des Veran-
staltungsortes nach Adressatenkreis, Anlass und Zweck der Veranstal-
tung sowie der Raumverfügbarkeit. Um die negativen Umweltauswir-
kungen durch das Reiseaufkommen zu reduzieren, bemüht sich das Amt 
auch um eine Minimierung der Anreisewege der Teilnehmenden. In der 
Gesamtschau dieser Erwägungen finden Veranstaltungen des UBA re-
gelmäßig sowohl am Hauptsitz in Dessau-Roßlau und an den übrigen 
Dienstsitzen des Amtes, insbesondere in Berlin, aber auch in externen 
Räumlichkeiten in Dessau-Roßlau oder Berlin (beispielsweise im Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU) oder im Bundespresseamt) und vereinzelt an weiteren Orten 
(zum Beispiel in Frankfurt am Main oder Brüssel) statt. 

Die Zahl der Teilnehmenden je Veranstaltung variiert zwischen kleinen 
Expertinnen- und Expertenrunden mit unter zehn Teilnehmenden bis hin 
zu großen Fachveranstaltungen mit mehreren hundert Gästen aus dem 
In- und Ausland. Für die Beantwortung der Frage wird davon ausgegan-
gen, dass mit Kongressen Veranstaltungen mit großer Teilnehmerzahl 
gemeint sind. 

Das UBA führt keine einheitliche Veranstaltungsstatistik. Erfasst wer-
den jedoch Veranstaltungen, die aus Mitteln des so genannten Veranstal-
tungstitels (Kapitel 1611 Titel 545 01) finanziert werden. Dabei handelt 
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es sich in der Regel um größere Veranstaltungen. Diesbezüglich ergibt 
sich hinsichtlich der Frage folgendes Bild: 

Veranstaltungen im Jahr 2016: 

UBA-Standort 
Dessau-Roßlau 

UBA-Standorte 
Berlin 

In externen 
Räumlichkeiten 

Insgesamt 

16 18 9 43 

Veranstaltungen im Jahr 2017: 

UBA-Standort 
Dessau-Roßlau 

UBA-Standorte 
Berlin 

In externen 
Räumlichkeiten 

Insgesamt 

8 16 4 28 

Veranstaltungen im Jahr 2018 (Stand: 30.11.2018): 

UBA-Standort 
Dessau-Roßlau 

UBA-Standorte 
Berlin 

In externen 
Räumlichkeiten 

Insgesamt 

16 20 22 58 

Aus Forschungsprojekten resultierende Veranstaltungen werden in der 
Regel im Rahmen des jeweiligen Forschungsprojekts aus Mitteln des 
Ressortforschungsplans des BMU (Kapitel 1601 Titel 544 01) finan-
ziert. Diese Veranstaltungen sind in der vorstehenden Übersicht nicht 
enthalten. 

Um das Bild zu vervollständigen, wird daher ergänzend die Anzahl der 
vom Zentralen Veranstaltungsmanagement (zVAM) und Besucherdienst 
des UBA betreuten Veranstaltungen herangezogen: 

Jahr Größere  
öffentlichkeitswirksame  
Veranstaltungen Berlin 

Größere 
öffentlichkeitswirksame 
Veranstaltungen Dessau-Roßlau 

2016 10 9 
2017 8 10 
2018 9 14 
insgesamt 27 33 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass beide Aufstellungen nicht überschnei-
dungsfrei und daher auch nicht additiv sind sowie die Zusammenschau 
beider Aufstellungen nicht alle Veranstaltungen des UBA erfasst. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass sich aktuell die Veranstal-
tungstätigkeit in Dessau-Roßlau nur mit erheblichem Aufwand intensi-
vieren ließe. Die Veranstaltungsräume im UBA sind sehr hoch ausgelas-
tet, sodass externe Räumlichkeiten angemietet werden müssten, um die 
Veranstaltungsdichte in Dessau-Roßlau deutlich zu erhöhen. Eine Ent-
lastung wird erst mit Inbetriebnahme des UBA-Erweiterungsbaus in 
Dessau-Roßlau eintreten. 
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Zu berücksichtigen ist auch die Erreichbarkeit des Standortes Dessau-
Roßlau für die Veranstaltungsgäste, insbesondere die zurzeit unzu-
reichende Bahnanbindung. Ohne direkte und hochfrequente Anbindung 
der Stadt Dessau-Roßlau an das Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn 
sind überregional relevante Ganztagesveranstaltungen in Dessau-Roßlau 
für einen erheblichen Anteil der Gäste stets mit einer Übernachtung ver-
bunden; dies stellt eine Teilnahmehürde dar, die das UBA, wenn erfor-
derlich, gelegentlich auch auf Wunsch von Kooperationspartnern, durch 
Wahl eines anderen Veranstaltungsortes zu vermeiden sucht. 

 
162. Abgeordnete 

Tabea Rößner 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregie-
rung das Aufkommen von Kunststoffabfällen
bundesweit in Tonnen im Jahr 2017 (bitte nach 
Abfällen aus Gewerbe sowie Privathaushalten
und jeweils nach recyclebaren sowie nicht recy-
clebaren Kunststoffen aufschlüsseln), und wie
entwickelte sich das Aufkommen von Kunststoff-
abfällen bundesweit in Tonnen seit 2005 bitte 
nach Abfällen aus Gewerbe sowie Privathaushal-
ten und jeweils nach recyclebaren sowie nicht re-
cyclebaren Kunststoffen aufschlüsseln)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 3. Dezember 2018 

Der Bundesregierung liegen Erhebungen der Wirtschaft zum Aufkom-
men von Kunststoffabfällen sowie zu den Entsorgungswegen vor. Eine 
Differenzierung nach recyclingfähigen und nicht recyclingfähigen 
Kunststoffabfällen ist nicht möglich. 

In Tabelle 1 sind die angefallenen Mengen dargestellt. Der private End-
verbrauch umfasst dabei nicht nur private Haushalte, sondern zum Bei-
spiel auch Kleingewerbe und Freiberufler. Produktionsabfälle in der 
kunststofferzeugenden und -verarbeitenden Industrie sind gesondert auf-
geführt. 
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Tabelle 1: Aufkommen von Kunststoffabfällen in Deutschland (in Mio. Tonnen) 

Kunststoffabfallmengen/ 
Herkunft 

2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 

Gesamt 4,422 4,860 4,931 5,448 5,679 5,921 6,154 
Privater Endverbrauch 1,960 2,162 2,462 2,653 2,804 2,955 3,046 
Gewerblicher 
Endverbrauch 

1,486 1,645 1,579 1,785 1,943 2,050 2,155 

Kunststoffproduktion 0,081 0,078 0.068 0,074 0,074 0,060 0,068 
Kunststoffverarbeitung 0,895 0,975 0,822 0,936 0,858 0,856 0,885 

Quelle: Umweltbundesamt, Consultic/Conversio 

In Tabelle 2 sind die Entsorgungswege (werkstoffliche, rohstoffliche 
und energetische Verwertung sowie Beseitigung/Deponierung) bezogen 
auf das in Tabelle 1 genannte Gesamtaufkommen dargestellt. 

Tabelle 2: Entsorgung der in Deutschland angefallenen Kunststoffabfälle (in Mio. Tonnen) 

Entsorgungswege 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 
werkstofflich 1,63 2,1 2,01 2,3 2,32 2,67 2,82 
rohstofflich 0,33 0,07 0,05 0,05 0,05 0,07 0,05 
energetisch 1,66 2,51 2,73 3,03 3,26 3,14 3,24 
Beseitigung 0,46 0,18 0,14 0,07 0,04 0,04 0,04 

Quelle: Umweltbundesamt, Consultic/Conversio 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 

163. Abgeordnete 
Dr. Anna 
Christmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Unter welchen Bedingungen können Verbünde,
staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen, 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Res-
sortforschungseinrichtungen, Akademien und an-
dere öffentlich geförderte Informationsinfrastruk-
tureinrichtungen, welche nicht Teil der geplanten
Konsortien des Nationalen Forschungsdatenin-
frastruktur (NFDI) werden, einen vollständigen 
Zugriff auf die Daten der NFDI entlang der
FAIR-Prinzipien erhalten, und auf Grundlage
welcher Überlegungen  hält es die Bundesregie-
rung für fachlich angemessen, den Betrieb der
Nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) 
zeitlich zu befristen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 5. Dezember 2018 

Im Rahmen der Nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) sollen 
derzeit oft dezentral, projektförmig und temporär gelagerte Datenbe-
stände von Wissenschaft und Forschung für das gesamte deutsche Wis-
senschaftssystem systematisch erschlossen werden. Die NFDI soll Stan-
dards im Datenmanagement setzen und als digitaler, regional verteilter 
und vernetzter Wissensspeicher Forschungsdaten nachhaltig sichern und 
(nach)nutzbar machen, wobei die Souveränität der Wissenschaft über 
ihre Daten gewährleistet wird. 

Auf diese Weise wird eine unverzichtbare Voraussetzung dafür geschaf-
fen, neue wissenschaftliche Erkenntnisse zu gewinnen und Innovationen 
in Forschung und Gesellschaft zu ermöglichen. Die NFDI soll von Nut-
zern und Anbietern von Forschungsdaten im Zusammenwirken mit Ein-
richtungen der wissenschaftlichen Infrastruktur – wie z. B. Fachinfor-
mationszentren – ausgestaltet werden. Sie werden zu diesem Zweck in 
Konsortien zusammenarbeiten, die im Rahmen des Programms eine fi-
nanzielle Förderung erhalten können. 

Verbünde, staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen, außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen, Ressortforschungseinrichtungen, 
Akademien und andere öffentlich geförderte Informationsinfrastruktu-
ren können sich im Rahmen der kommenden Ausschreibungen als Kon-
sortien organisiert für eine Förderung in der NFDI bewerben. Die Kon-
sortien sind in der Regel nach Fachgruppen bzw. Methoden organisiert. 
Im Rahmen der NFDI werden die beschriebenen Ziele verfolgt und suk-
zessive umgesetzt. Dafür werden die an verschiedenen Stellen gesam-
melten Daten so nach den FAIR-Prinzipien (Findable, Accessible, In-
teroperable und Reusable) verfügbar gemacht werden, dass sie auch für 
Dritte nutzbar sind und über die Grenzen einzelner Datenbanken, Fach-
disziplinen und Länder hinweg analysiert und verknüpft werden können. 
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Der Aufbau der NFDI erfolgt in einem dynamischen europäischen und 
internationalen Umfeld. Vor diesem Hintergrund ist ein schneller Be-
ginn genauso wichtig wie eine mögliche Anpassung an sich verändernde 
Strukturen. Die Bund-Länder-Vereinbarung über die NFDI wird für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2028 geschlossen. Unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der Strukturevaluation durch den Wis-
senschaftsrat entscheiden Bund und Länder im Jahr 2026 über die wei-
tere Ausgestaltung der NFDI und über die Einzelheiten der weiteren För-
derung ab dem Jahr 2029. 

 
164. Abgeordnete 

Dr. Anna 
Christmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass
die Nationale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI)
mit der geplanten European Open Science Cloud
(EOSC) vernetzt und interoperabel gestaltet wird
(FAIR-Prinzipien, Nutzungsbedingungen, Finan-
zierung), und wie treibt die Bundesregierung die
bessere Vernetzung und Interoperabilität von na-
tionalen Initiativen und europäischen Initiativen
(z. B. EOSC) voran? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 5. Dezember 2018 

Die NFDI hat das Ziel, das deutsche Wissenschaftssystem im digitalen 
Zeitalter anschlussfähig und international konkurrenzfähig auszugestal-
ten. Sie hat das Potenzial, Kernelement und wichtige Akteurin im Auf-
bau einer European Open Science Cloud (EOSC) und zur weiteren in-
ternationalen Zusammenarbeit zu sein. 

Gemäß der Bund-Länder-Vereinbarung zu Aufbau und Förderung einer 
NFDI werden die Ziele der Etablierung und Fortentwicklung eines über-
greifenden Forschungsdatenmanagements und die Steigerung der Effi-
zienz des gesamten Wissenschaftssystems verfolgt. Dazu gehört insbe-
sondere auch die Anbindung der deutschen Forschungsdateninfrastruk-
turen an europäische und internationale Plattformen. Zudem ist die in-
ternationale Anschlussfähigkeit eines der Kriterien für die Förderung 
von Konsortien. 
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165. Abgeordnete 
Dr. Anna 
Christmann 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Welche konkreten Maßnahmen möchte die Bun-
desregierung zum Bereich „Open Science“ (Open
Access, Open Code/Open Source, Open Data,
Citizen Science, Open Innovation, Open Educa-
tion Resources etc.) in der aktuellen Legislaturpe-
riode umsetzen (bitte jeweils Ziel, Zeitplan und 
Finanzierungsumfang der jeweiligen Maßnahme
nennen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 5. Dezember 2018 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) setzt die in 
der Open Access-Strategie des BMBF beschriebenen Maßnahmen um. 
Insbesondere sind die Einrichtung einer Kompetenz- und Vernetzungs-
stelle und der Aufbau eines Open Access-Monitors geplant. Ferner wird 
die Bundesregierung gemeinsam mit weiteren wichtigen Akteuren des 
deutschen Wissenschaftssystems eine nationale Open Access-Strategie 
entwickeln. 

Das BMBF führt die 2016 gestartete Fördermaßnahme Software-Sprint 
in der laufenden Legislaturperiode und bis 2021 fort. Ziel dieser Maß-
nahme ist es, kreative Ideen freier Programmiererinnen und Program-
mierer in Bezug auf gesellschaftlich relevante Lösungen in der datenge-
triebenen Welt zur Umsetzung zu bringen. Es werden Innovationspro-
jekte gefördert, deren Ergebnisse in Form neuartiger Softwarebausteine 
als Prototypen auf Open-Source-Plattformen zur Verfügung gestellt 
werden. Für die Maßnahme sind insgesamt 12 Mio. Euro vorgesehen. 

Im Jahr 2017 hat das BMBF eine Förderlinie zum Bereich Citizen Sci-
ence mit 13 laufenden Projekten und einem Fördervolumen von rund 
5 Mio. Euro bis 2020 gestartet. Die Bundesregierung hat mit der Förder-
richtlinie „OER info“ (Laufzeit 2016 bis 2018; OER = Open Educational 
Resources) 23 Projekte zur Sensibilisierung und Qualifizierung von 
Multiplikatoren sowie den Aufbau einer bundesweit tätigen OER-Infor-
mationsstelle unterstützt. Für zwei dieser Projekte wurde bereits eine 
Anschlussförderung bewilligt: 

‒ OER-Informationsstelle (OER-info) für den Zeitraum 1. November 
2018 bis 31. Oktober 2020. Hauptaufgabe der OER-Informations-
stelle ist die Aufbereitung von grundlegenden Informationen zu 
rechtlichen, technischen und pädagogischen Fragestellungen und 
deren Verbreitung in unterschiedlichen Bildungsbereichen. Das 
Fördervolumen beträgt 1,015 Mio. Euro. 

‒ „JOINTLY4OER“ für den Zeitraum 1. November 2018 bis 31. Ok-
tober 2020. JOINTLY4OER bietet Kooperations- und Unterstüt-
zungsformate für innovationsorientierte OER-Projekte und -Ak-
teure; es werden Trends, Bedarfe und Implementierungsstände tech-
nischer und pädagogischer Lösungen ermittelt, Konzepte und Pro-
totypen entwickelt sowie Empfehlungen für unterschiedliche Ak-
teure formuliert. Das Fördervolumen beträgt 0,618 Mio. Euro. 
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Die Bundesregierung ist darüber hinaus mit den Ländern in Abstimmung 
zu „Handlungsempfehlungen Open Educational Resources (OER)“ im 
Rahmen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe OER der Gemischten Kom-
mission Schulfunk/Schulfernsehen KMK/ARD/ZDF/DRadio. 

Weitere Maßnahmen in den in der Fragestellung angesprochenen The-
menfeldern, etwa im Bereich der Offenen Innovationskultur im Rahmen 
der Hightech-Strategie 2025, befinden sich derzeit in Planung. 

 
166. Abgeordnete 

Daniela Kluckert 
(FDP) 

Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung die
Aussage der Bundesministerin für Bildung und
Forschung, Anja Karliczek, zu verstehen, dass
„5G nicht an jeder Milchkanne notwendig“ sei
(www.faz.net/aktuell/wirtschaft/diginomics/anja- 
karliczek-5g-muss-an-zentralen-stellen-vorhanden- 
sein-15902015.html), und wie ist diese Aussage
in die Digitalstrategie der Bundesregierung einzu-
ordnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 3. Dezember 2018 

Bei den durch 5G künftig möglichen neuen Anwendungen, wie dem au-
tonomen Fahren oder dem Einsatz von Robotern in Produktion, Logistik 
oder Landwirtschaft, geht es nicht nur um höhere Bandbreiten, sondern 
insbesondere um eine niedrigere Latenz und damit um eine Datenüber-
tragung in Echtzeit. 

Ziel der Bundesregierung ist eine flächendeckende Versorgung mit 5G, 
um diese neuen Möglichkeiten überall nutzbar zu machen. Ein solches 
flächendeckendes 5G-Netz wird jedoch nicht von heute auf morgen ent-
stehen können. Darauf bezog sich die – in der Fragestellung unvollstän-
dig wiedergegebene – Aussage der Bundesministerin für Bildung und 
Forschung Anja Karliczek. 

Dies steht in Einklang mit der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung 
zur Digitalisierung. Dort wurde vereinbart, die Verfügbarkeit von 4G 
weiter in die Fläche zu treiben und Deutschland zu einem Leitmarkt für 
5G-Anwendungen zu machen. So sollen zum einen Mobilfunklöcher ge-
schlossen werden und zum anderen die Bedingungen geschaffen wer-
den, dass der neue Standard 5G dynamisch auch mit Blick auf die Fläche 
aufgebaut wird. 
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167. Abgeordnete 
Pia Zimmermann 
(DIE LINKE.) 

Welche öffentlich geförderten Projekte erfor-
schen nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit
den Einsatz von Digitalisierung in der Alten- und 
Krankenpflege (bitte jeweils Namen, förderndes
Ministerium und Fördersumme angeben)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 3. Dezember 2018 

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden derzeit 74 Projekte, die den 
Einsatz von Digitalisierung in der Alten- und Krankenpflege erforschen, 
mit einer Fördersumme von insgesamt rund 89 Mio. Euro durch den 
Bund gefördert. Eine entsprechende Auflistung ist als Anlage beigefügt. 
Belastbare Erkenntnisse über etwaige Förderungen anderer öffentlicher 
Mittelgeber liegen der Bundesregierung nicht vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

168. Abgeordneter 
Klaus Ernst 
(DIE LINKE.) 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht von Ent-
wicklungsminister Dr. Gerd Müller (www.
sueddeutsche.de/politik/entwicklungsminister- 
mueller-keine-ausbeutung-von-mensch-und- 
natur-akzeptieren-1.4221855), dass dafür zu sor-
gen ist, dass Firmen bei Investitionen im Ausland 
entlang der Lieferkette verbindliche Mindeststan-
dards im ökologischen und im sozialen Bereich
einhalten müssen, und Handelsschranken für Pro-
dukte eingeführt werden, die diesen Vorgaben
nicht entsprechen (bitte begründen), und falls ja,
welche konkreten Schritte unternimmt die Bun-
desregierung zur Umsetzung dieser Forderungen
(bitte auflisten)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 5. Dezember 2018 

Nachhaltige Lieferketten sind ein zentrales Anliegen der Bundesregie-
rung, welches sie fortlaufend zum Ausdruck bringt. Sie erwartet, dass 
die Achtung und Wahrung der Menschenrechte bei allen deutschen Un-
ternehmen in den Grundsätzen und der Praxis ihrer Unternehmensfüh-
rung fest verankert ist. Diese Erwartungshaltung ist im Nationalen Akti-
onsplan Wirtschaft und Menschenrechte (2016-2020) (NAP) festgehal-
ten, welcher auf den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirt-
schaft und Menschenrechte basiert und die Elemente menschenrechtli-
cher Sorgfalt beschreibt, die die Bundesregierung von Unternehmen er-
wartet. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Handelspolitik der Eu-
ropäischen Union einen Beitrag zur Einhaltung von Umwelt-, Sozial- 
und Menschenrechtsstandards leisten kann, z. B. über entsprechende 
Vereinbarungen in Freihandelsabkommen. Sie unterstützt daher die EU-
Kommission darin, Kapitel zu Nachhaltigkeitsstandards in ihre Freihan-
delsabkommen aufzunehmen und deren Umsetzung zu überwachen. 
Darüber hinaus fördert die Bundesregierung ihre Partnerländer in der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen der Aid-for-Trade-
Initiative bei der Verbesserung der Handelschancen. 

Ferner erwartet die Bundesregierung, dass deutsche Unternehmen bei 
Ihren Auslandsaktivitäten die OECD-Leitsätze für multinationale Unter-
nehmen beachten. Diese stellen ein umfassendes Regelwerk für verant-
wortungsvolles unternehmerisches Handeln u. a. in den Bereichen Men-
schenrechte, Arbeitnehmerrechte und Umweltschutz, dar. Die OECD-
Leitsätze werden durch allgemeine und sektorspezifische Leitfäden wie 
der OECD Due Diligence Guidance for Responsible Business Conduct 
ergänzt. 
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169. Abgeordneter 
Ottmar von Holtz 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern werden die Referentinnen und Referen-
ten für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung an den deutschen Auslandsvertretungen 
über die Bedeutung und Verwendung des Interna-
tional Aid Transparency Initiative-Standards 
(IATI) geschult (bitte nach Format und Umfang
der Schulungsmaßnahmen aufschlüsseln; siehe
https://iatistandard.org/en/), und welche Pläne hat 
die Bundesregierung, die Antikorruptionsbemü-
hungen im Bereich der Entwicklungszusammen-
arbeit auszubauen bzw. kohärenter zu gestalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 6. Dezember 2018 

Schulungen zu Bedeutung und Verwendung des Standards der Interna-
tional Aid Transparency Initiative (IATI) sind Bestandteil der jährlichen 
Pflicht-Fortbildungen, die das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) für ausreisende Referentin-
nen und Referenten für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung an den deutschen Auslandsvertretungen durchführt. Darüber hinaus 
wurde eine Handreichung zur Nutzung der IATI-Daten entwickelt und 
an alle Referentinnen und Referenten für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung an den deutschen Auslandsvertretungen verteilt. 

Korruptionsbekämpfung ist ein wichtiger Arbeitsbereich der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit. Auch der Marshallplan mit Afrika legt 
einen Fokus auf Bekämpfung von Korruption. Zudem ist der Kampf ge-
gen Korruption ein Kriterium für den Abschluss von Reformpartner-
schaften. 

Die Zahl der expliziten Antikorruptionsvorhaben wächst stetig und Kor-
ruptionsbekämpfung wird als Querschnittsthema auch in anderen rele-
vanten Sektoren (zum Beispiel Bildung, Gesundheit) adressiert. Die 
Bundesregierung plant darüber hinaus, Partnerländer verstärkt bei der 
Umsetzung der Konvention gegen Korruption zu unterstützen. Die enge 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft im Bereich Antikorruption 
wird dabei fortgeführt, zum Beispiel über die strategische Partnerschaft 
zwischen dem BMZ und Transparency International. Alle Programm- 
und Modulvorschläge der staatlichen bilateralen Entwicklungszusam-
menarbeit enthalten eine kontextspezifische Beurteilung des Korrupti-
onsrisikos und formulieren geeignete Antikorruptionsmaßnahmen für 
die Projektdurchführung. 
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170. Abgeordneter 
Olaf in der Beek 
(FDP) 

Wie hoch waren die Ausgaben der Bundesrepu-
blik Deutschland für die sogenannten Least De-
veloped Countries in den Jahren 2015, 2016, 2017
und 2018 jeweils absolut sowie als Anteil am
Bruttonationaleinkommen (BNE) entsprechend
der OECD-DAC Kriterien, und wie plant die
Bundesregierung entsprechend der globalen 
Nachhaltigkeitsziele für Ausgaben für die Least
Developed Countries einen Anteil von 0,15-
0,2 Prozent des BNE zu erreichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 6. Dezember 2018 

Die Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Least Developed 
Countries (LDC) betrugen gemäß offizieller Statistik des Development 
Assistance Committee (DAC – Ausschusses für Entwicklungshilfe) der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) 2,34 Mrd. Euro im Jahr 2015 und 3,239 Mrd. Euro im 
Jahr 2016. Dies entspricht in 2015 einem Anteil an der Official Develo-
pment Assistance (ODA – Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit) 
für LDC am Bruttonationaleinkommen (BNE) von 0,08 Prozent und 
0,10 Prozent im Jahr 2016. Daten der OECD-DAC für 2017/2018 liegen 
noch nicht vor. 

Die Bundesregierung hält an dem Ziel fest, innerhalb des Zeitrahmens 
der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 0,15 bis 0,2 Prozent des 
BNE für LDC bereitzustellen. 

Im Bereich der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit ar-
beitet das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) mit 33 der derzeit 47 LDC zusammen. Diese Län-
der und ihre regionalen Organisationen sowie die Gruppe der Low In-
come Countries (LIC) erhielten 2017 mit 2,186 Mrd. Euro rund 61 Pro-
zent der Gesamtzusagen der technischen und finanziellen Zusammenar-
beit. Die Bundesregierung unterstützt LDC darüber hinaus im Rahmen 
multilateraler Initiativen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 
(Abbau von Handelshemmnissen, verbesserter Markzugang, Ende der 
Exportsubventionen). 

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung die Bemühungen der 
Statistikarbeitsgruppe des DAC zur kohärenteren Erfassung von LDC-
Leistungen. 

 

Berlin, den 7. Dezember 2018 
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